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Freie Bahn für private 
die Medienmonopole?
Ein Kuhhandel der Ministerpräsidenten 
um den Rundfunkstaatsvertrag ver­
schafft den Konzernen Bertelsmann, 
Kirch u.a. freie Bahn. Von Ulrike Küstler

Nach langem Streit einigten sich die Mi­
nisterpräsidenten der Länder vergan­
gene Woche über die neuen Medienge­
setze, die 1997 gültig werden sollen:
- Die öffentlichen Sender bekommen 
eine Erhöhung der Rundfunkgebühren 
um 4,45 DM auf 28,25’DM im Monat.
- Sie dürfen Spartenkanäle einrichten: 
das Kinderprogramm ist startbereit; 
der „Parlaments und Ereigniskanal“ ist 
noch in Arbeit, das Geld dafür wird vor­
erst auf ein Sperrkonto gelegt.
- Für die privaten Rundfunk- und Fem- 
sehanbieter wurden neue Regelungen 
zur Konzentrationskontrolle verein­
bart: ein Anbieter'soll nicht mehr als 30 
Prozent Marktanteil, gemessen an Zu­
schauerzahlen, haben. Das sei aber „kei­
ne starre und absolute Grenze“ befand 
der Vorsitzende der Rundfunkommissi­
on der Länder, SPD-Ministerpräsident 
Beck aus Rheinland-Pfalz. Zusammen­
gezählt werden nur Anteile von mehr als 
25 Prozent an einem Sender. Kleinere, 
breit gestreute Anteile der Konzerne er­
faßt die „Zurechnungsregelung“ nicht.
- Zur Kontrolle wird eine neue Institu­
tion geschaffen, die Kommission zur Er­
mittlung der Medienkonzentration 
(KEK): ihre Mitglieder werden von den 
Ministerpräsidenten berufen.
-Ab einem Marktanteil von 25 statt bis­
her 10 Prozent müssen Medienveran­
stalter „Fensterprogramme“ von min­
destens einer Stunde pro Woche in der 
Hauptsendezeit mit regionalen Infor­
mationen in ihre Aussendungen auf­
nehmen, die von den Landesmedienan­
stalten ausgeschrieben werden.

Der Rundfunkstaatsvertrag muß nun 
noch in den Länderparlamenten ratifi­
ziert werden. Ein Grundsatz der deut­
schen Medienpolitik ist damit vorläufig 
gesichert: sie bleibt Ländersache und 
kann nicht zentralstaatlich geregelt 
werden - bis vielleicht europäische 
Richtlinien neue Bedingungen setzen. 
Die konservativ-liberalen Befürworter 
eines Bundesmediengesetzes warten.

Nach Verabschiedung des Länder­
kompromisses für den Rundfunkstaats­
vertrag schienen alle Beteiligten zufrie­
den. SPD-Politiker wie Clement (NRW) 
und Suchan (Hessen) machten sich im 
Interesse des Bertelsmann-Konzems 
für die 30-Prozent-Regelung stark und 
hoffen. Leo Kirch trotzdem in der 
Schlinge zu fangen. Die CDU-Minister­
präsidenten stimmten dafür der Er­
höhung der Rundfunkgebühren zu.

Inzwischen werden die Kritiker deut­
licher und die Konturen des Kuhhan­

dels sichtbar. Die IG Medien kritisiert: 
„Standortpolitik hat über Medienviel­
falt gesiegt“. Die Gebührenerhöhung sei 
zu gering, um eine echte Bestands- und 
Entwicklungsgarantie für den öffent­
lich-rechtlichen Rundfunk zu geben. 
Die Rückstellung eines Gebührenan­
teils für den geplanten Parlamentskanal 
sei ein Eingriff in die selbstbestimmte 
Programmgestaltung. Zu den neuen 
Kontrollinstanzen- sagt die Gewerk­
schaft: „Angesichts der umfangreichen 
Kompetenzen und dem Ermessens­
spielraum, den die KEK zukünftig ha­
ben soll, kommt der Bestellung der 
Kommissionsmitglieder außerordentli­
che Bedeutung zu. Die vom Bundesver­
fassungsgericht vorgegebene Staatsfer­
ne muß dabei ebenso gesichert sein wie 
die Zuständigkeit der Landesmedien­
anstalten für den privaten Rundfunk.“

Die Staatsfeme des öffentlich-rechtli­
chen Rundfunks und seine dezentrale, 
föderale Struktur wurden nach dem 
Zweiten Weltkrieg festgeschrieben, um 
den Mißbrauch der Medien als Propa­
gandainstrument der Regierung, eine 
Partei oder eines Konzerns zu verhin­
dern. Die IG Medien kritisiert darum 
auch, die Kontrolle greife zu kurz, denn 
die „Cross-ownership“, die gleichzeitige 
Beteiligung bei Zulieferern (Femseh- 
und Filmproduktion) und Verleih- und 
Vertriebsfirmen sowie in Printmedien 
(Zeitungen und Zeitschriften), werde 
nicht genügend berücksichtigt. Die vor­
gesehene Konzentrationsgrenze von 30 
Prozent (ausschließlich auf die Sender 
bezogen) sei viel zu hoch, um Medien­
vielfalt zu sichern. Auch durch die Aus­
wahl der Anbieter von Fensterprogram­
men durch die Betreiber des Hauptpro­
grammes werde die Vielfaltsicherung 
zur Feigenblatt-Regelung.

Wie recht die Gewerkschaft hat, zeig­
te sich sofort. Sofort nach Bekanntwer­
den der neuen „Konzentrations­
grundsätze“ vereinbarte Bertelsmann 
mit dem belgischen Bankier Frere die 
Fusion der jeweiligen „Femsehtöchter“ 
CLT und ufa. Damit entsteht „Europas 
größte private Rundfunk- und Fernseh­
anstalt“ (Handelsblatt). Gleichzeitig 
verkündete Kirch eine neue Kooperati­
on mit der britischen Murdoch-Gruppe. 
Das stärke die Kirch-Position im „Pay- 
TV-Geschäft“, hieß es. Zwei Tage später 
folgte die Meldung, die privaten Medie- 
konzerne würden gegen die geplanten 
„Spartcnkanäle“ der öffentlich-rechtli­
chen Sender vor der EU klagen. Das sei 
ihr privates (Werbe-)Gcschöftsgebict.
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Obwohl Staatsorgane 
der BRD dazu über­
gehen, jene strafrecht­
lich zu verfolgen, die 
nach den Umständen 
des Todes von Wolfgang 
Grahms fragen, folgten 
etwa 150 am Samstag, 
den 29.7.96 dem Aufruf 
der Roten Hilfe zum 
Gedenken an Wolfgang 
Grams nach Bad Kleinen.

„Wann, wenn nicht jetzt?“ 
Besuch bei NS-Kriegs- 
verbrecher Prof. Oberländer
Unter diesem Motto zogen am 29. Juni 
in Bonn ca. 100 Antifaschistinnen vor 
das Haus des Bundesminister a.D. 
Prof. Theodor Ober­
länder. Den 29.6. hat­
ten sie nicht unüber­
legt gewählt, dürfte 
dem ehrenwerten 
Bonner Bürger das 
Datum doch noch in 
Erinnerung sein. Da­
mals auf den Tag ge­
nau vor 55 J ahren zog 
Oberländer an der 
Spitze der deutsch­
ukrainischen Son­
dereinheit „Nachti­
gall“ in Lwow (Lem­
berg) ein. Mehrere 
Tausend Juden und 
Polen überlebten die 
Verbrechen von 
Oberländers Spezial­
einheit nicht. In einem Flugblatt der 
Antifaschistinnen heißt es: „Oberlän­
der ist kein einfacher Mörder, da täte 
man ihm unrecht. Nein, seine Helfer 
verscharrten Tausende in den Gräbern 
in Westgalizien und im Kaukasus. Er 
ist ein ‘theoretisch und praktisch aus- 
gewiesener Experte des arbeitsteili­
gen Völkermords’ (Götz Aly)“.

Ältere Menschen dürften sich noch 
gut an den Skandal im Jahre 1960 er­
innern, damals wurde Prof. Oberlän­
der in der DDR in Abwesenheit wegen 
fortgesetzten Mordes, fortgesetzter 
Anstiftung zum Mord in Lemberg, 
Santanow, Tamopol und im Kaukasus 

zu lebenslanger 
Zuchthaushaft verur­
teilt. Zur gleichen Zeit 
stand der damalige 
Funktionär der Ver- 
triebenen-Partei 
BHE noch unter 
Adenauer als Vertrie- 
benenminister in Amt 
und Würden, mußte 
dann aber wenig spä­
ter aufgrund interna­
tionaler Proteste sein 
Amt niederlegen.

Zu einer Verurtei­
lung kam es aber in 
der „antifaschisti­
schen“ Bundesrepu­
blik nie, so stellte die 
Staatsanwaltschaft

Bonn 1960 alle Ermittlungen gegen 
Oberländer ein. Im Jahre 1993 setzte 
Oberländer dann in Berlin durch, daß 
das damalige DDR-Urteil als Un­
rechtsurteil kassiert wurde. Seit die­
sem Tag überzieht er alle, die ihn Mör­
der nennen, mit Strafverfahren.
frpet, aus: Antifaschistische Nach' 
richten, gekürzt)
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AKTUELL IN BONN

Keine Entlastung bei kom 
munalen Altschulden
Kurz vor Mitternacht des 27. Juni 
lehnte die Regierungskoalition mit 
324 gegen 299 Stimmen der Oppositi­
on in namentlicher Abstimmung ei­
nen Antrag des Bundesrates zur voll­
ständigen Übernahme der „kommu­
nalen Altschulden“ in Ostdeutsch­
land in den Erblastentilgungsfonds 
des Bundes ab. Abgelehnt wurde 
ebenfalls ein Antrag der PDS, von 
dem im Bundestag vor 9 Monaten 
überhaupt die Initiative für die volle 
Befreiung von ca. 1.400 betroffenen 
Gemeinden von ungerechtfertigten 
Altschuldenforderungen des Bundes 
und deren Übernahme in den Erbla­
stentilgungsfonds ausging, sowie 
weitgehend darauf aufbauende An­
träge der SPD sowie der Bündnisgrü­
nen. Angenommen wurde dagegen 
ein läppischer Entschließungsantrag 
der Koalition, der von einer hälftigen 
Teilung der „Altschulden“ zwischen 
dem Bund und den Ländern ausgeht. 
Ostdeutsche Abgeordnete, insbeson­
dere der CDU, die sich vor Monaten 
noch vollmundig für die vollständige 
Befreiung ostdeutscher Gemeinden 
von besagten „Altschulden“ ausge­
sprochen hatten, waren ein weiteres 
Mal vor dem Diktat des Kanzleramtes 
zurückgewichen. (Pressemitt. der
PDS-Bundestagsgruppe, gekürzt) Am 8. Juli begannen die Rektoren der 

bundesdeutschen Hochschulen ihre 
Hochschulrektorenkonferenz. Die 
Konferenz wird mehrere Tage dauern 
und soll sich u.a. mit den Plänen der 

’ Rektoren befassen, Studiengebühren 
von 1.000 DM pro Semester einzu­
führen. Ein Teil der Rektoren be­
hauptet, dadurch ließen sich nicht 
nur die Haushaltsprobleme der Hoch­
schulen verringern, sondern auclrdie 
langen Studienzeiten evtl, verringern. 
Am Donnerstag, den 11. Juli, wollen 
die Rektoren ihr Finanzierungskon­
zept der Öffentlichkeit vorstellen.

„Jahressteuergesetz 1997“: 
Kritik in Anhörung
Nicht unerhebliche Kritik mußte sich 
die Koalition von den geladenen 
Sachverständigen bei einer Anhörung 
zum Jahressteuergesetz 1997 gefallen 
lassen. Insbesondere die Vorstellun­
gen der Regierung zur Ausgestaltung 
der Erbschaft- und Schenkungsteuer 
und der beabsichtigte Wegfall der Ver­
mögensteuer stießen auf Bedenken: 
So sahen nicht wenige der Experten - 
trotz der Beschlüsse des Bundesver­
fassungsgerichts - durchaus Spiel­
raum für eine Beibehaltung der Ver­
mögensteuer. Namhafte Professoren 
führten die Abschaffungs-Apologetik 
der Bundesregierung ad absurdum 

I und bestätigten Standpunkte der 
I PDS-Bundestagsgruppe: Bei einer 

expliziten Ausgestaltung der Vermö­
gensteuer als Instrument der gesell- 

I schaftlichen Umverteilung, würde das 
I Urteil des Bundesverfassungsge­

richts hinfällig werden. Damit hat die 
Bundesregierung wieder einmal die 
Chance verpaßt, gegen die zuneh- 

I mende Vermögenspolarisierung in 
I der Bundesrepublik zu steuern. Ver- 
I fassungsrechtliche Bedenken äußer- 
I ten zahlreiche Wirtschafts- und 
I Steuerexperten auch im Hinblick auf 
I die Erbschaftsteuer. Die Einordnung 
I nichtverheirateter Lebenspartner 
I mit Kind in die ungünstigste Steuer- 
I klasse sei durch den Artikel 6 der Ver- 
I fassimg nicht zu rechtfertigen. Frag­

würdig erschienen einigen Sachver­
ständigen ebenfalls die Begünstigung 

' des Betriebsvermögens. Diese Privi­
legierung einer Vermögensart ver­
stoße eindeutig gegen das Prinzip der 
horizontalen Gerechtigkeit. Damit 
sind sowohl der Gesetzentwurf der 
Bundesregierung zum Jahressteuer­
gesetz als auch der Entwurf der Frak­
tion Bündnis 90/Die Grünen und der 
Entwurf der SPD-geführtcn Lander 
zur Erbschaft- und Vermögensteuer 
nicht verteungukonform. Die Bun- 
dcfHügsgruppe der PDS hat damit 
keine Probleme: In ihrem Antrag zur

-Erbschaftsbesteuerung vertritt sie 
sowohl den Grundsatz der steuerli­
chen Gleichbehandlung der verschie­
denen Lebensweisen in dieser Gesell­
schaft, als auch den der Gleichbe­
steuerung verschiedener Vermögens­
arten. Der Vorschlag der ergänzenden 
Einführung einer Nachlaßsteuer wird 
zudem den verteilungspolitischen Er­
fordernissen der Gegenwart gerecht 
und erhielt einen „Freibrief“ aus ver­
fassungsrechtlicher Sicht. (PDS- 
Bundestagsgruppe, 1.7., gekürzt)

CDU gegen 13. Schuljahr
Aus den Reihen der CDU-Minister- 
präsidentenwächst der Druck, das 13. 
Schuljahr abzuschaffen. Die CDU-Re­
gierungschefs von Baden-Württem­
berg (Teufel), Thüringen (Vogel) und 
Berlin (Diepgen) plädierten Anfang 
Juli gemeinsam gegenüber der Presse 
für die Abschaffung dieses Schuljah­
res. Sowieso seien die deutschen Abi­
turienten im europäischen Durch­
schnitt zu alt, befand Teufel. Durch 
die Streichung dieses Schuljahres 
ließen sich angeblich 1,2 Milliarden 
DM pro Jahr „sparen“.

1.000 DM Studiengebühren 
pro Semester?

Bau-Mindestlohn: Bundesrat 
will Verordnung von Blüm
Die Mehrheit der Bundesländer hat 
auf der Bundesratssitzung am 5. Juli 
das Bundesarbeitsministerium auf­
gefordert, den von den Arbeitgebern 
blockierten Mindestlohn am Bau auf 
dem Verordnungswege in Kraft zu 
setzen. Blüms Mindestlohngesetz sah 
bisher vor, daß der Mindestlohn erst 
in Kraft tritt, wenn der (paritätische) 
Ausschuß von Gewerkschaften und 
(allen) Arbeitgebern beim Bundesar­
beitsministerium die Bau-Tarife „all­
gemeinverbindlich“ erklärt. Das hat­
te die Bundesvereinigung der Arbeit­
geber durch ihre Vertreter in diesem 
Ausschuß verhindert. Der Bundesrat 
begründet seine Forderung an Blüm 
damit, sonst würde ein gespaltener 
Arbeitsmarkt entstehen, der die Wett­
bewerbschancen vor allem kleiner 
Bauunternehmen verschlechtert.

Was kommt demnächst?
Am 19. Juli berät der Bundesrat, am 
29. August der Bundestag erneut über 
das „Sparpaket“ der Bundesregie­
rung. Ansonsten ist offiziell „Som­
merpause“ bis September. Das „Spar­
paket“ will Kohl bis 13. September 
verabschiedet haben. Ebenfalls für 
September ist von Kanther der Be­
richt über die Entwicklung der Be- 
nmtenpcnsloncn angekündigt, der zu 
Pcnslonssenkungen fuhren soll.

Safwan Eid ist frei!
. Landgericht Lübeck hebt Haftbefehl auf

Am 2. Juli hat das Landgericht Lübeck 
den Haftbefehl gegen Safwan Eid auf­
gehoben. Seit fünfeinhalb Monaten 
wurde der junge Libanese unter dem 
ungeheuerlichen Verdacht gefangen ge­
halten, am 18. Januar den Brand in dem 
von Flüchtlingen bewohnten Haus in 
derr Lübecker Hafenstraße gelegt zu 
haben. Die für seine Inhaftierung Ver­
antwortlichen haben sich lange Zeit ge­
nommen, doch noch „Beweise“ dafür zu 
finden, daß der mörderische Anschlag 
auf due Asylsuchenden von einem der 
Opfer selbst verübt wurde; sie haben 
sich lange Zeit gelassen, die von vielen 
und insbesondere von der Verteidigung, 
zusammengetragenen entlaastenden 
Beweise zur Kenntnis zu nehmen. Nur 
seiner eigenen Standhaftigkeit und ei­
ner zwar begrenzten, aber nicht nach­
lassenden auch ihtemationalen Öffent­
lichkeit hat Safwan Eid zu verdanken, 
daß er nach so langer Zeit rauskommt. 
Jetzt, endlich, gesteht das Landgericht 
ein: „Es fehlt an dem... Tatverdacht.“

Ans der Erklärung der 
Internationalen Kommission

Lübeck, 23. Juni 1996
I. Die Bewohner des Gebäudes Hafen­
straße
Die IUK hat zur Kenntnis genommen, 
daß die überlebenden ehemaligen Be­
wohner des Brandhauses, viele von ih­
nen durch den Brand schwer verletzt, 
als Ausländer Einschränkungen hin­
sichtlich ihres Aufenthaltsstatus unter­
liegen. Alle diese Menschen sind ohne 
Ausnahme Zeugen der Tragödie gewe- 

I sen. Um die Tragödie wirklich aufzu­
klären und die Verantwortlichen ding­
fest zu machen, müssen sie alle verfüg­
bar sein, um ihre Zeugenaussagen zu 
machen. Die IUK nimmt deshalb mit 
Beunruhigung zur Kenntnis, daß einige 
der ehemaligen Bewohner immer noch 
von ab Schiebung bedroht sind, und 

* dies, obwohl das laufende Ermittlungs­
verfahren der Staatsanwaltschaft ge­
gen Safwan Eid noch nicht einmal ab­
geschlossen ist. Der Kommission ist so­
gar bekannt, daß ein ehemaliger Be­
wohner, Victor Atoe, bereits im Mai 1996 
nach Nigeria abgeschoben wurde. Mög­
liche Zeugen abzuschieben oder auch 
nur zuzulassen, daß sie vor Abschluß ei­
nes Verfahrens, in dem ihre mögliche 
Aussage von Bedeutung sein könnte, 
von Abschiebung bedroht sind, unter­
gräbt den Rechtsfindungsprozeß. So ist 
Rechtsprechung nicht möglich. (...)

II. Tatverdächtige
(...)
Es entbehrt ganz offensichtlich jeder in­
neren Logik, daß jemand das Haus an­
zündet, in dem er wohnt und dann mit 
seiner gesamten Familie darin bleibt, 
wenn er nicht gerade selbstmörderische 
und mörderische Neigungen hat. Die 
Staatsanwaltschaft gibt zu, daß Safwan 
Eid, was auch immer er getan haben 
mag, keine Mordabsicht hegte. Die 
Staatsanwaltschaft, die es fertig ge­
bracht hat, den Beschuldigten seit dem 
Brand in Haft zu halten, betreibt diesen 
Fall gegen einen zwanzigjährigen Her­
anwachsenden, der nur 6 Monate in der 
Bundesrepublik zur Schule gegangen 
ist und daher nur schlecht Deutsch 
spricht. Sie tut dies aufgrund einer ein- 
zigen Aussage, die zu einem Geständnis 
hochstilisiert wird und gegenüber ei­
nem einzigen Zeugen angeblich ge­
macht wurde. Sic tut dies, obwohl der 
Beschuldigte nach Angaben eben die­
ses Zeugen durchaus durch den Brand

Die Aussagen des Belastungszeugen, 
auf die sich die Verfolgungsbehörden im 
wesentlichen stützten, begründen ei­
nen solchen dringenden Tatverdacht 
nun auch für das Gericht nicht mehr; 
bisherige zusammengestrickte Er­
klärungen zu Ort und Zeit des Brand­
ausbruchs, die die Täterschaft Safwan 
Eids beweisen sollten, lassen sich nicht 
mehr aufrechterhalten. Und: „Schließ­
lich ist auch kein plausibles Motiv des 
Angeschukdigten für die ihm vorgewr- 
ofene Tat nicht ersichtlich... Rache des 
Angeschuldigten. an seiner Person ist 

' ebenfalls nicht nachgewiesen.“ (Be-, 
Schluß des Landgerichts, 2.7. Fehler im 
Original). Drei Tage später entschied 
die Jugendkammer, den Prozeß gegen 
Safwan Eid zu eröffnen.

Am 23.6. hatte die Internationale Un­
abhängige Kommission eine Erklärung 
veröffentlicht, in der sie ihre Bedenken : 
zu den bisherigen Ermittlungen vorge­
tragen hatte. Wir dokumentieren Aus- 

. züge daraus. (scc)

unter Schock gestanden haben kann- 
Die Staatsanwaltschaft stützt sich auf, 
dieses angebliche Geständnis, obwohl 
vier Personen bezeugen, der Beschul' 
digte habe unmittelbar nach dem Brand 
erklärt, es habe sich um einen Anschlag 
von außen gehandelt. Darüber hinaus 
übergeht die Staatsanwaltschaft eine | 
Reihe von Widersprüchen in der Dar­
stellung von Safwan Eids angeblichem 
Geständnis gegenüber anderen Perso­
nen durch den Sanitäter, bevor dieser 
von der Polizei vernommen wurde.

Im Gegensatz dazu wurden die 
zunächst Verdächtigten, Jugendliche» 
die neonazistische Verbindungen oder 
Sympathien haben, nach der Festnah­
me von Safwan Eid sofort freigelassen- 
trotz folgender Tatsachen:

1. Bei der gerichtsmedizinischen Un­
tersuchung nach ihrer Festnahme wur­
de festgestellt, daß die Jugendlichen 
frisch versengte Haare, Augenbrauen 
und Wimpern hatten.

2. Sie wurden in der Brandnacht in un­
mittelbarer Nähe des Brandortes gese­
hen.

3. Die Mehrzahl von ihnen hat bereits 
ein stattliches Vorstrafenregister bei 
Gewalt- und Diebstahlsdelikten. Einer 
von ihnen ist zur Zeit wegen der Schän­
dung jüdischer Gräber angeklagt.

4. Der genaue Zeitpunkt des Brand­
ausbruchs und damit das Alibi ist un­
gewiß.

(...) Die IUK ist ernstlich besorgt, daß 
die Staatsanwaltschaft offensichtlich 
weder geneigt noch imstande zu seih 
scheint, diese und andere Hinweise hin­
sichtlich der Verdächtigen aus dem na­
hegelegenen Grevesmühlen weiter zu 
verfolgen. Es sticht ins Auge und macht 
uns sehr besorgt, daß die Staatsanwalt­
schaft einerseits handfesten Hinweise11 
gegen diese Personen nicht nachgebt» 
andererseits Safwan Eid aufgrund eine 
angeblichen Geständnisses verfolgt- 
Die IUK empfiehlt, daß die Ermittlung 
gen gegen die Verdächtigen aus Greves­
mühlen wieder aufgenommen werden- 
(...)

Mario Angelelli, Geoffrey BindmO^ 
Christian Bruschi, Angiolo Gracci,^' 
ate Klarsfeld, Hans Langenberg, Feli°l 
Langer, Gaetano Pecorella, Arturo 
lemi

Korrespondenz in der BRD: 
Amoaltsbüro Heinecke pp., 
Budapester Str 49, 20359 Hamburg, 
TeL 040-4396002, Fax 040-4393183.
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Gegen 
Kurden 
weiter mit 
Verboten?
Ein Streitgespräch 
in Stuttgart. 
Ex-Innenminister 
Birzele (SPD) 
als ungerührter 
Machtpolitiker

„In einer demokratischen Form soll un­
ter den Beteiligten den Fragen nachge­
gangen und der Diskurs geführt wer­
den“, so eröffnete Winne Hermann als 
Moderator am 26. Juni ein Streitge­
spräch übet das Verbot des Deutsch-Kur­
dischen Freundschaftsvereins an der 
Volkshochschule in Stuttgart. Auf dem 
Podium saßen Frieder Birzele", der in sei­
nen letzten Tagen als Innenminister am 
13. Mai das Verbot des Vereins verhängt 
hatte, Mehmet Varan, bis zum Verbot im 
Vereinsvorstand, Roland Kugler, juristi­
scher Vertreter des Vereins und Grünen- 
Politiker, Necetin Buldan, DEP, früher 
Bürgermeister in einer kurdischen 
Stadt, heute im Exekutivkomitee des 
kurdischen Exilparlaments.

Der 100-Plätze-Saal im vhs-Treffpunkt 
war fast voll, mehr Kurdinnen und Kur­
den als Deutsche waren anwesend, aber 
auch auch Vertreter türkischer Vereine.

Birzele rechtfertigte das Verbot mit al­
ler Härte. Die PKK sei eine steinzeit­
kommunistische Partei, die keine de­
mokratische Willensbildung kenne. 
Aber nicht die politischen Ziele der PKK 
seien für das Verbot relevant, sondern 
Erkenntnisse über terroristische Akti­
vitäten und eine Vielzahl von Straftaten 
in. der BRD. Im Deutsch-Kurdischen 
Freundschaftsverein hätten seit Mitte 
1995 verbotene Veranstaltungen und 
Verbrechensverabredungen stattgefun­
den. Der Verein habe aber bei seiner 
Gründung versichert, ausschließlich 
politische und kulturelle Veranstaltun­
gen durchzuführen.

Mehmet Varan verwies darauf, daß der 
Befreiungskampf des kurdischen Volkes 
nach internationalen Rechtsnormen le­
gitim und nicht terroristisch ist. Der 
Deutsch-Kurdische Freundschaftsver­
ein habe entsprechend seiner Vereins­
satzung sich für die Selbstbestimmung 
des kurdischen Volkes in einem freien 
Kurdistan entsprechend der UN-Char­
ta und der Genfer Konventionen einge­
setzt. Ein zentraler Bestandteil seiner 
Arbeit war der Dialog mit der deutschen 
und anderen ausländischen Bevölke­
rung in Stuttgart durch Mitarbeit in 
kommunalen Gesprächskreisen, im 
Ausländerausschuß, durch öffentliche 
Veranstaltungen. „Der Verein war für 
uns aber auch ein Stück Heimat“, sagte 
Varan. „Wo sollen wir jetzt hingehen?“

Buldan kritisierte die Vereinsverbote 
als eine Fortsetzung der Politik der Tür­
kei, alle Parteien zu verbieten, die mit 
Kurden zu tun haben. Es gelte auch in 
der BRD zweierlei Recht: es sei den Kur­
den verboten, Geld zu sammeln, weil die 
PKK Gelder in den Krieg investiere; 
wenn aber die Zeitung „Hürriyet" und

Baden-Württembergs (Ex-)lnnenminister Birzele 
wurde im Frühjahr bundesweit berüchtigt durch 

. fürchterliche „Kurdenjagden“, bei denen seine 
Polizei wegen angeblich drohender Straftaten 
(Kundgebungen, Demos) Stuttgart abriegelten und 
wahllos „kurdisch“ aussehende Personen brutal 
verfolgten und verhafteten (Bild). Das SPD-Wahl- 
desaster änderte ihn nicht: Wenige Tage vor An­
tritt der neuen Begierung verbot er den Stuttgar­
ter Freundschaftsverein. Jetzt mußte er sich der 
Kritik stellen - mit bedrückendem Ergebnis.

der türkische Sender TRT Gelder für 
den Krieg sammeln, sei das erlaubt. Es 
sei verboten, das Wort „Kurdistan“ in 
Verbindung mit dem Wort „Frieden“ zu 
benützten (so die Demonstrationsver­
bote), Kurden sei es verboten, sich zu 
ihrer Existenz zu bekennen. Diese Fra­
ge werde aber in Kurdistan entschie­
den. Er hoffe, daß eines Tages kurdische 
Politiker wie Mandela und Arafat in 
Deutschland als geehrte Gäste begrüßt 
würden. Mit dem PKK-Verbot habe sich 
die deutsche Politik eine Falle gestellt.

Auf die Diskussion, ob das „PKK-Ver- 
bot“ gerechtfertigt ist, ging Birzele mit 
keinem Wort ein. Die Aufforderung 
Buldans, seinen politischen Einfluß für 
eine Friedenslösung geltend zu machen, 
beantwortete er nicht. Er forderte 
mehrmals die Kurdinnen und Kurden 
auf, sich von der PKK loszulösen, sonst 
würden sie mit aller Härte strafrechtlich 
verfolgt. Daß Buldan für die Kurdinnen 
und Kurden geäußert hatte, sie fühlten 
sich in Deutschland verfolgt wie in der 
Tükei, wies Birzele als ungeheuerlich 
zurück. Die Berichte von Kurdinnen 
und Kurden, wie sie und ihre Kinder hier 
diskriminiert werden, über Bedrohun­
gen, Demütigungen und Mißhandlun­
gen durch die Polizei beantwortete er 
kalt mit dem Hinweis, sie sollten doch 
Anzeige erstatten. Als ein Anwesender 
erklärte, seine Anzeige sei nicht ange­
nommen worden, überhörte er das.

Als unter Hinweis auf die Mißhand­
lung von Kurdinnen und Kurden fest­
gestellt wurde, das Rechtstaatlichkeit 
vor allem bedeute, daß dem Handeln 
des Staates gegenüber den Bürgern 
Grenzen gesetzt werden, wies Birzele 
dies als Wunsch nach einem „Nacht­
wächterstaat“ zurück. Den Gedanken, 
daß die Ungleichbehandlung von Men­
schen durch den Staat eine Ursache von 
rassistischem und faschistischem Den­
ken sei, erklärte er als absurd.

Mitglieder der kirchlichen Bad-Boller- 
Gesprächskreise zeigten sich nach der 
Veranstaltung bedrückt, wie ungerührt, 
ja taub Birzele gegenüber den Berich­
ten der Kurdinnen und Kurden war. Was 
hat die Veranstaltung dann gebracht? 
Wichtig war, daß sie überhaupt stattge­
funden hat, denn sie war der erste 
Schritt, die Kurdistanfrage und die 
Lage der Kurdinnen und Kurden in 
Deutschland wieder in die Diskussion in 
Stuttgart zu bringen. Zum zweiten wur­
de klar, welche politischen Fragen in der 
Behandlung des Kurdistanproblems 
mitverhandelt werden müssen. Im 
Herbst soll eine kleine Veranstaltungs­
reihe der Volkshochschule die Kennt­
nisse über die Kurdistanfrage erweitern 
und die Diskussion fortführen. (ulk)

Ausstrahlungs­
stopp 
für MED-TV
Auf Druck der türkischen Regierung ist 
eine weitere Ausstrahlung des kurdi­
schen Fernsehsenders MED-TV aus Eu­
ropa gestoppt worden. Vor etwa sechs 
Monaten hatte die deutsche Gesell­
schaft, die den Satelliten Kopemikus 
betreibt, den Vertrag mit MED-TV mit 
der Begründung, MED-TV kritisiere die 
deutsche Politik, nicht verlängert. Da­
nach gab die französische Regierüng 
dem türkischen Regime die Zusiche­
rung, daß MED-TV auch keine Fre­
quenzen für den Satelliten Eusatel 
mehr erhalten würde. Die Türkei droh­
te, einen Vertrag über 4,5 Mrd. US-$ mit 
der französischen Telecom zu kündigen. 
Den Verträgen nach sollte MED-TV ab 
Juli über die Frequenzen der polnischen 
Rundfunk- und Fernsehgesellschaft 
PTT ausgestrahlt werden. Die polni­
sche Regierung untersagte dies der 
PTT. Die letzten drei Monate sendete 
MED-TV in Zusammenarbeit mit der 
portugiesischen Regierung. Nachdem 
die Türkei drohte, alle Lizenzen, auf­
zukündigen, beendete auch Portugal 
die Zusammenarbeit mit MED-TV.

Bei MED-TV handelt es sich um eine 
internationale kurdische Privatgesell­
schaft, die in London bei der Indepen- 
det Television Commision (ITC) lizen­
siert ist und von dort beaufsichtigt wird. 
Von London aus wurde MED-TV auch 
auf die Satelliten eingespeist. Der kur­
dische Sender MED-TV begann am 15. 
Mai 1995 seine sechstündigen täglichen 
Sendungen in kurdisch, türkisch, assy­
risch und arabisch. Er wurde über Eu­
ropa, Nordafrika und dem Mittleren 
Osten über 34 Länder ausgestrahlt. 
Schon in der Vorbereitungsphase hatte 
die türkische Presse MED-TV als „PKK-

Auslieferung von 
Kani Yilmaz?
Ein Urteil
In zweiter Instanz bestätigt hat das eng­
lische Berufungsgericht den Ausliefe­
rungsantrag der Bundesanwaltschaft 
gegen Kani Yilmaz. Das Gericht ließ 
aber Revision vor dem Obersten Ge­
richt Großbritanniens zu, das beim 
House of Lords angesiedclt ist. Die Re­
vision muß innerhalb der kommenden 
zwei Wochen eingereicht werden, dann 
entscheidet das Oberste Gericht, über 
die Zulassung der Revision. Im Herbst 
1996 wäre dann die Verhandlung zu er­
warten. Mit diesem Urteil wurde das 
Auslieferungsverfahren gegen Kani 

Sender“ diffamiert. Dies wurde sofort 
von englischen Zeitungen und dem 
deutschen Magazin Focus unkommen­
tiert übernommen. Später entschuldig­
ten sich die englischen Zeitungen 
Screen Digest und The Independent bei 
MED-TV und würdigten den Sender als 
„ersten historischen Versuch, ohne Zen­
sur und und Verbote eine freie Mei­
nungsäußerung aller Kurden und in 
Kurdistan lebenden Völker zu fördern“. 
Die türkische Regierung versuchte, mit 
Dossiers die britische Regierung und 
das Kontrollorgan ITC zu einem Verbot 
des Senders zu bewegen. Diese erklär­
ten, daß sie keinen Grund zu der An­
nahme haben, daß irgendwelche briti­
schen Rundfunkgesetze verletzt wür­
den und deshalb .keine Schritte gegen 
MED-TV einleiten. Am 14. Dezember 
1995 wurde die Ausstrahlung von MED- 
TV mittels starker Störsignale behin­
dert. Es war der Tag, an dem MED-TV 
über den Beginn des einseitigen Waf­
fenstillstands der PKK berichtete. Auf­
grund des Verlaufs der Störung muß an­
genommen werden, daß die Störaktion 
von einem europäischen Staat aus or­
ganisiert wurde. In Kurdistan veran­
stalteten türkisches Militär und Polizei 
eine regelrechte Jagd auf Satelliten­
schüsseln und Menschen, die MED-TV 
sehen.

MED-TV erklärte, daß sich der Sender 
auch in Zukunft an die Konvention von 
grenzüberschreitende Femsfehaus- 
strahlungen halten und neue Möglich­
keiten für die Ausstrahlung seiner Sen­
dungen suchen werde.

Eine Unterstützung der Forderung 
nach Frequenzen für MED-TV ist nötig, 
damit nicht auch diese Möglichkeit kur­
discher unzensierter Information un­
terdrückt wird. MED-TV hat durch sei­
ne Sendungen und Diskussionsveran­
staltungen Kurden, Türken und ande­
ren Nationalitäten einen Rahmen ge­
schaffen, den Prozeß für ein friedliches 
Zusammenleben und eine politische Lö­
sung in der Türkei wie dem gesamten 
Mittleren Osten voranzutreiben, (rub)

Yilmaz auf einen hohen politischen Le­
vel angesiedelt. Laut der englischen An­
wälte von Kani Yilmaz handelt es sich 
bei diesem Gerichtsbeschluß um einen 
seltenen Vorgang in einem politischen 
Verfahren. Noch nie war es in einem sol­
chen Verfahren gelungen, die letztmög­
liche Instanz der britischen Justiz zu er­
reichen. Die nun folgende Entscheidung 
wird rein politischer Natur sein.

Der Europavertreter der ERNK war 
am 26. Oktober 1994 auf dem Weg von 
einer U-Bahnstation zum britischen 
Parlament festgenommen worden. Er 
befand sich auf Einladung britischer 
Abgeordneter in London zu Ge­
sprächen über Möglichkeiten einer 
friedlichen Lösung des Krieges in Kur­
distan. Er war zunächst wegen „Bedro­
hung der nationalen Sicherheit“ festge­
nommen worden und sollte abgescho­
benwerden. Am 10. November 1994 wur­
de er dann auf Ersuchen aus Deutsch­
land in Auslieferungshaft genommen. 
Vom 11. November 1994 datiert die Mit­
teilung des Karlsruher Generalbundes­
anwalts, daß er ein Ermittlungsverfah­
ren wegen Verdachts der Rädelsführer­
schaft in einer terroristischen Vereini­
gung und anderer Straftaten gegen 
Kani Yilmaz eröffnet habe. Ende No­
vember wurde das offizielle Auslefe- 
rungsersuchen zusammen mit einem 
34seitigen Haftbefehl gegen Kani Yilm­
az der britischen Justiz übermittelt. 
Aufgrund des Haftbefehls des General­
bundesanwalts sitzt Kani Yilmaz seit­
her in Isolationshaft.

In Großbritannien wird eine Kampa­
gne „Freiheit für Kani Yilmaz“ geführt. 
Die Bonner Kurdistankonferenz (siehe 
nächste Seite) beschloß die Unterstüt­
zung dieser Kampagne, (rub)
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V
om 5. bis 7. Juli fand in Bonn die 
1. Konferenz in Deutschland für 
Frieden in Kurdistan statt, zu der 
zahlreiche Parlamentarier, Wissen­

schaftler und Juristen aus Kurdistan, 
der Türkei, Europa und den USA einge­
laden waren. Die Konferenz wurde ver­
anstaltet vom „Appell von Hannover“.

51 Referentinnen und Referenten tru­
gen ihre Vorstellungen zu einer raschen 
friedlichen Beendigung des Krieges und 
Völkermords in Kurdistan vor, zu politi­
schen Alternativen zur Lösung des Kur­
distan-Konflikts u.a. in föderativen und 
konföderativen Staatenverbindungen 
sowie zu den Aufgaben, die die europäi­
schen Regierungen und die internatio­
nalen Gremien in diesem Prozeß über­
nehmen müßten. Leider waren wenige 
Parlamentarier aus der Bundesrepublik 
vertreten. Zu ihnen gehörten die grünen 
Europaabgeordrieten Angelika- Beer 
und Claudia Roth, der SPD-Europaab- 
geordnete Martin Schulz sowie die Bun­
destagsabgeordneten Angelika Graf 
(SPD) und Steffen Tippach (PDS).

Der Vorsitzende der Arbeiterpartei 
Kurdistans, Abdullah Öcalan, die 
ERNK-Europavertretung, die inhaftier­
ten DEP-Abgeordneten sowie zahlrei-
ehe europäische Institutionen wandten 
sich mit Grußbotschaften und Unter­
stützungserklärungen an diesen Kon­
greß. Öcalan betonte besonders die Ver­
antwortung Europas und der Bundes­
republik Deutschland für die Massaker­
politik des türkischen Regimes und for­
derte von den Konferenzteilnehmern, 
die Geschichte der türkischen Völker­
mordpolitik an den Armeniern, den 
Griechen, den Assyrern und an den Kur­
den auf einem internationalen Tribunal 
zu behandeln und zu ächten. Die PKK 
werde den Beschlüssen der Konferenz 
verbunden bleiben. Öcalan: „Was wir for­
dern, ist die sofortige Einstellung der 
Operationen des Völkermords sowie 
eine Diskussion über die Identität des 
kurdischen Volkes und die Definition 
seiner ihm zustehenden Rechte. Dies al­
les muß ohne Einschüchterung und un­
ter Einbeziehung breiter Teile der Be­
völkerung in demokratischer Form 
stattfinden und jede diesbezügliche 
Meinung muß frei entwickelt artikuliert 
werden können.“ (rub)

„Kurdistan im Frieden“
In Bonn beriet vom 5. bis 7. Juli ein Kongreß 
über Möglichkeiten einer politischen Lösung

Abschlußerklärung der Konferenz 
So selbstverständlich es ist, daß die Lö­
sung der Kurdenfrage nur in der Türkei 
und Kurdistan erfolgen kann, so ent­
scheidend ist für diese Lösung auch jene 
Politik der europäischen Staaten, die sie 
gegenüber der kurdischen Migrations­
bevölkerung in ihrem eigenen Land an­
wenden. Wer für freie Wahlen unter Be­
teiligung der Kurden und ihrer Parteien 
eintritt, die ungehinderte Vertretung 
der kurdischen Repräsentanten in den 
türkischen Istitutionen fordert und die 
Garantie der elementaren politischen 
und kulturellen Rechte für die Kurden 
für unverzichtbar hält, kann nicht im ei­
genen Land genau dieselben Rechte 
durch Verbote kurdischer Vereine und 
Parteien sowie durch Verbote von Ver­
sammlungen und Demonstrationen 
einschränken. Wer von der Türkei die 
Anerkennung der Identität der Kurden 
verlangt, darf nicht hier die friedlichen 
Embleme ihrer Tradition und ihres Wi­

derstandes verbieten. Die Eigenart der 
Kurden erschöpft sich nicht in dem Ge­
brauch ihrer Muttersprache, sondern 
manifestiert sich in der aktuellen Situa­
tion des Krieges und der Unter­
drückung in der Solidarität mit ihren 
kämpfenden und leidenden Landsleu­
ten und in ihrer aktiven Unterstützung. 
Es ist menschlich bedenklich, politisch 
falsch und historisch sinnlos, derartige 
Solidarität und Unterstützung zu ver­
bieten.

Der notwendige Dialog mit der kurdi­
schen Bevölkerung im Exil kann nicht 
unter dem Verbot ihrer politischen Ar­
tikulation zustande kommen. Verbote 
hindern nicht die Gewalt, sondern den 
Dialog. Sie provozieren Gewalt, die häu­
fig dann mit gesteigerter Gewalt beant­
wortet wird. Dabei ist von den kurdi­
schen Parteien und Organisationen im­
mer wieder versichert und zuletzt in 
Hamburg unter Beweis gestellt worden, 
daß sie sich an die Gesetze des Gast­
landes und seine Rechtsordnung halten 

wollen. Dies muß auch in Zukunft der 
unabdingbare Beitrag zu ihrer gleich­
berechtigten Anerkennung in der Ge­
sellschaft der Bundesrepublik sein. Sie 
benötigen dazu aber auch einen politi­
schen Freiheitsraum, in dem sie die Un­
terstützung für den legitimen Kampf 
um ihre Recht auf Selbstbestimmung 
ausdrücken können.

Wir sind der festen Überzeugung, daß 
mit der Aufhebung der noch bestehen­
den Verbote sich die Probleme gewalt­
samer Ausschreitungen nicht mehr stel­
len werden. Die Erfahrungen in den eu­
ropäischen Nachbarländern, in denen 
keine vergleichbaren Verbote und Ein­
schränkungen der politischen Aktivitä­
ten bestehen, bestätigen unsere Über­
zeugung.

Die Trägermitglieder des „Appells von 
Hannover“ und die Teilnehmer dieser 
Konferenz haben ihrerseits ein Zeichen 
gesetzt und den Dialog mitrallen betei­
ligten Seiten eröffnet. Vemünftigerwei; 
se auch gerade mit der Arbeiterpartei 
Kurdistans (PKK) - ohne deren vollgül' 
tige Einbeziehung als wesentliche 
Kriegspartei der auf den Frieden 'und 
die Verständigung gerichtete Prozeß 
nicht möglich ist.

In diesem Geist appellieren die Teil' 
nehmerinnen und Teilnehmer ... nun 
auch vor allem an die deutsche Bun' 
desregierung, im Sinne dieser Resoluti' 
on unverzüglich praktische Schritte gß' 
genüber der türkischen Regierung zu* 
sofortigen Einstellung des Krieges und 
zur synchronen Einleitung eines ernst' 
haften Friedensdialoges zu untemeh' 
men. Wir fordern die Bundesregierung 
auf, die Verbote der kurdischen Vereini' 
gungen zurückzunehmen und deren 
weitere Arbeit zuzulassen. Nur wenn in 
Kurdistan Frieden herrscht, wird e$ 
auch in Deutschland keine „Kurdenfra' 
ge“ geben. Aber auch nur dann, wenn 
die Bundesregierung die Benachteili' 
gung der hier lebenden kurdischen Br 
völkerung aufhebt, ihr die vollen Rech' 
te ihrer politischen und kulturellen 
Identität garantiert und zudem auf Ab' 
Schiebungen verzichtet, kann es zu ei' 
ner friedlichen und demokratischen 
Entwicklung in Kurdistan kommen. (...) 
(Die im Schlußteil noch einmal genannten Ein' 
zelforderungen sind hier aus Platzgründen 
nicht dokumentiert, d. Red.)

W
ie Sie wissen, verfügt das 35 
Millionen zählende kurdische 
Volk, dessen Land im Nahen 
I Osten unter vier Staaten aufgeteilt ist, 

I in den internationalen politischen In­
stitutionen über keinen offiziellen Sta- 

I tus. Ferner darf es seine, vom univer- 
I seilen Recht und in anderen intema- 
I tionalen Verträgen legitimierten natio­

nalen Rechte, nicht in Anspruch neh­
men. In der Türkischen Republik 
wird die Sprache, die Kultur, die Ge- 

I schichte der Kurden und der Name 
ihres Landes völlig geleugnet. Seit 

I 73 Jahren sind sie selbst in der Ko­
lonialgeschichte selten zu treffen- 

I den Methoden und einer brutalen, 
I auf Leugnung, Zerstörung und As- 
I similation angelegten Politik ausge- 
I setzt (...), doch in den letzten Jahren ist 
I das kurdische Volk eher Angriffsziel ei- 
I ner mit allen Feinheiten praktizierten 

und zeitlich ausgedehnten Völker­
mordpolitik geworden. Es mußte von 

I der Gegengewalt als letztem mögli­
chen, aus der Perspektive der Selbst- 
Verteidigung legitimiertem Weg Ge­
brauch machen. Man würde Unrecht 
begehen, wenn der 1984 von der PKK 
aufgenommene bewaffnete Kampflos­
gelost von diesem Kontext betrachtet 
wird. Können Tyrannen und Unter­
drückte, Gewalttäter und Freiheits­
kämpfer, Ausbeuter und nationale Wi­
derstandskämpfer glclchgcsctzt wer­
den? En Int an der Zelt, auf internatio­

naler Ebene zu diskutieren, in wieweit 
es noch gewissenhaft ist, wenn ohne 
hinreichende Analyse des Ausmaßes 
des Konflikts die Befreiungsbewegung 
als Terrorismus deklariert wird.

Jeder sollte wissen, daß die Hauptur­
sache des 12 Jahre anhaltenden Krie­
ges in der juristisch völlig ungerecht­
fertigten, auf Leugnung und Gewalt 
fundierten Politik liegt. Das internatio­

Aus der Grußbotschaft der inhaftierten 
DEP-Abgeordneten an die Konferenz

nale Recht ünd die anerkannten Nor­
men der Kriegsführung außer acht las­
send strich der türkische Staat in die­
ser Phase 3.000 Kurdendörfer von der 
Landkarte, zwang 2 Millionen Men­
schen unseres Volkes zur Flucht, zer­
störte die Natur und Wirtschaft Kurdi­
stans und beraubte die dortigen Men­
schen in erheblicher Weise der Exi­
stenzgrundlage. Staatlich gelenkte To- 
desschwadrone ermordeten auf offener 
Straße, in Dörfern und Untersu- 
ehungshaftanstaltcn 3.000 Kurden.

Zu unserem Bedauern beliefern allen 
voran die USA sowie Deutschland, 
Frankreich und andere europäische 
Stauten mit Blick auf wirtschaftliche

Interessen die Türkei während des seit 
12 Jahren andauernden schmutzigen 
Krieges mit Waffen; oder sie schweigen, 
ohne die Konsequenzen des Krieges in 
Betracht zu ziehen, ohne Anstrengun­
gen zur Beendigung der Grausamkei­
ten zu unternehmen. (...)

Das kurdische Volk möchte wie alle 
freien Völker im eigenen Land in Frie­
den und Würde leben, seine Zukunft 

frei und in Selbstbestimmung gestal­
ten. Den auferlegten Sklavenstatus mit 
der damit verknüpften Leugnung der 
nationalen Existenz und Identität und 
Verwehrung seiner Rechte lehnt es ab. 
Es schlägt einen unter den Zeichen der 
Übereinstimmung und Gleichberechti­
gung stehenden Status vor und wie­
derholt ständig seinen politischen Wil­
len zur friedlichen Beendigung des 
Konflikts. Leider beharrt die Türkische 
Republik weiterhin auf der antidemo­
kratischen, ungesetzmäßigen Unter­
drückungspolitik.

Wir müssen anerkennen, daß der am 
15. Dezember 1995 von der PKK pro­
klamierte einseitige und bedingungslo­

se Waffenstillstand hinsichtlich des 
Dialogs zwischen den Konfliktparteien 
und der friedlichen Beilegung des Kon­
flikts eine historische Chance darstellt. 
Die Feuerpause ignorierend, scheinen 
die staatlichen Kräfte jedoch mit blu­
tigen Militäroperationen, gewalttäti­
gen Vorstößen in Haftanstalten und 
weiteren Provokationen immer noch 
an der Weiterführung des schmutzigen 

Krieges festzuhalten. Eine der­
maßen kriegsorientierte Haltung 
entspricht nicht den Interessen des , 
türkischen und kurdischen Volkes, 
während auch der internationale , 
Frieden und die Sicherheit negativ 
beeinflußt werden.

Wir sind guter Hoffnung, daß all 
jene sich für Demokratie, Frieden, 

Recht und Menschenrechte einsetzen­
den Menschen sich der gegen unser 
Volk gerichteten Aggression mit Ent­
schiedenheit entgegenstellen werden.

Zudem sind wir des festen Glaubens 
und des Vertrauens, daß die von Ihnen 
durchgeführte Konferenz das Problem 
in seiner Gesamtheit beleuchtet, ei- < 
nem dauerhaften, gerechten und wür- < 
devollen Frieden den Weg zu ebnen hilft 
und in diesem Sinne künftig weiterhin 
aktive Bemühungen laufen werden.

Die inhaftierten Abgeordneten der ’ 
Demokratie-Partei: Leyla Zana, Hatip ■ 
Diele, Orhan Dogan, Selim Sadak
(aus Platzgründen gekürzt) 1
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n Rußland ist die Entscheidung in­
zwischen gefallen. 53,7% der Wahl­
beteiligten entschieden sich für den 
alten Präsidenten. 40,41% der Stimmen 

entfielen auf den Gegenkandidaten 
Gennadij Sjuganow. An. den Wahlen 
hatten sich von den 106 Millionen Wahl­
berechtigten rund 60% beteiligt.

So ergibt sich eine einfache Rechnung: 
39 Millionen stimmten für Jelzin, 29 Mil­
lionen für Sjuganow, etwa fünf Millio­
nen stimmten gegen beide. Bleiben mehr 
als 30 Millionen Unbeteiligte. Prof. La- 
boors These von der Drittelung der rus­
sischen Gesellschaft scheint sich zu be­
wahrheiten. Mit diesem Ergebnis ist 
kaum zu begründen, daß Jelzin einen 
großartigen Sieg feiern konnte. Die rus­
sische Gesellschaft ist gespalten, was 
nachdrücklich die Kompliziertheit der 
Lage deutlich macht..

Der Umbruch in Rußland hat das 
Schicksal von großen Bevölkerungs­
gruppen berührt, deren Probleme nach 
der Wahl keineswegs gelöst sind. Statt­
gefunden hat lediglich vor und nach der 
ersten Wahltour eine Machtverschie­
bung in den Kreisen der Herrschenden, 
die sich aber mit einem gutem Drittel 
der Bevölkerung als Opposition und mit 
einem ebenso hohen Anteil als passive 
Begleiter des Transformationsprozesses 
konfrontiert sehen. Möglich wäre es des­
halb zu sagen: Zwei Drittel der Gesell­
schaft sind gegen oder zumindest nicht 
für Jelzin. Diese zwei Drittel sind die 
Verlierer der bisherigen Umgestaltun­
gen.

L Wenn auch nach den Wahlen relative 
Ruhe eingezogen ist und sich nun das 

' Politikpoker hinter den Kulissen ab­
spielen wird, werden schon die näch­
sten Wochen zeigen, was von den Wahl­
versprechen Jelzins bleibt, ob der Krieg 
in Tschetschenien beendet wird, soziale 
Probleme gelöst werden usw. Jelzin 
konnte diesen Sieg erringen, weil 
schließlich alle aus der alten Nomen­
klatura stammenden Kräfte sich gegen 
den kommunistischen Kandidaten zu­
sammenschlossen und in einem einma­
ligen Wandlungprozeß politische Geg­
ner zu Gesinnungsgenossen wurden, 
wobei alle sich noch vor Zeiten als „Ge­
nossen“ betrachteten. Kaum jemand aus 
den neuen Eliten hat einen anderen Ur­
sprung als den „kommunistischen“. Die 
Wahlen waren Ausdruck für die harten 
Auseinandersetzungen in diesen neuen 
Eliten um die Macht, an denen die Sju­
ganow-Partei eben in Gestalt der Oppo­
sition teilhat.

In Rußland scheint noch wenig ent­
schieden, gleich gar nicht zu sprechen 
vom „endgültigen Sieg über den Kom­
munismus“, wie es der Westen nun in sei­
ner übergroßen Freude über den Jelzin- 
Sieg tut. Nicht die Rückkehr zum altem 
System steht in Rußland auf der Tages-' 
Ordnung, sondern neue Wege müssen be­
schritten werden, neue Lösungen müs­
sen her, die diese Gesellschaft sich ein­
fallen lassen muß. Und da scheint es, 
daß keine der beiden Seiten Konzepte 
für das Land in seinem gegenwärtigen 
und zukünftigen Zustand aufzuweisen 
hat.

Wir veröffentlichen einen Beitrag Prof. 
Emst Laboors, der noch vor dem zwei­
ten Wahlgang in Rußland geschrieben 
wurde. Er ist als Nachwort für das von 
ihm publizierte Buch zur russischen 
Parteienlandschaft, auf das wir in den 
„Politischen Berichten“ Nr. 8/96 bereits 
hingewiesen hatten und das in diesen 
Tagen erscheint, gedacht. Die Zwi­
schenüberschriften wurden von der Re­
daktion eingefügt. (D. Red.)

Ein magerer Sieg
Wie zu erwarten war, endete die erste 
Runde der Präsidentenwahl mit einem 
Kopf an Kopf-Rennen der beiden 
hauptsäcldichen Konkurrenten. Boris

Jugendliche beim „Saubermachen“ in Moskau nach dem Abschluß des Wahlkampfes. Bilddokument 
aus: „Neues Deutschland“. . ■» J /

Jelzin hat gewonnen - 
die Probleme bleiben
Prof. Ernst Laboor zum Ausgang der 
russischen Präsidentschaftswahlen

Jelzin erhielt 35,28% der abgegebenen 
Stimmen, für Gennadij Sjuganow 
stimmten 32,04% der Wähler. Damit ha­
ben beide wichtige Ausgangspositionen 
für die Endrunde erworben, aber die für 
den ersten Wahlgang angestrebten Zie­
le verfehlt. Jelzin hat mehrfach seine 
Überzeugung geäußert, daß er schon 
beim ersten Schritt siegen werde. Er 
kleidete das in die Formel: „Meine In­
tuition sagt mir, daß ich entweder mein 
Volk nicht kenne oder gleich in der er­
sten Runde gewinne.“

Berücksichtigt man die schier unbe­
grenzten materiellen Mittel, die dem 
amtierenden Präsidenten zur Verfü­
gung standen und den riesigen Propa­
gandaaufwand, der zu seiner Unter­
stützung betrieben wurde, so ist da er­
zielte Ergebnis eher als mager zu be­
zeichnen. Dennoch hat Jelzin den er­
sten Platz in der Reihe der Bewerber er­
rungen. Aber zwei Drittel der Wähler 
haben sich gegen Jelzin entschieden. 
Sie wollen ihn nicht als Präsidenten, 
und sie lehnen die von ihm verfolgte Po­
litik ab.

Der volkspatriotische Block hat eben­
falls ein höheres Wahlergebnis erhofft. 
Gennadij Sjuganow mahnte schon kurz 
nach den Dumawahlen seine Mitstrei­
ter zu beachten, daß ein Sieg bei den 
Präsidentenwahlen viel mehr erfordert, 
als mit verbesserter Wahlagitation eini­
ge Prozent mehr an Wählerstimmen zu 
gewinnen. Es müsse ein grundlegender 
Umschwung in der Haltung der Bevöl­
kerung zur Macht und zur volkspatrio­
tischen Opposition erzielt werden.

Die damals je nach politischen Stand­
ort euphorisch oder befürchtend 
geäußerte Prognose „Strana lewejet“ 
(Das Land bewegt sich nach links) schi­
en eine solche Entwicklung als möglich 
erscheinen zu lassen. Sie ist indessen 
nicht eingetreten. Rechnet man die 
22,3% der Wählerstimmen, die für die 
KPRF bei den Dumawahlen abgegeben 
worden sind, die 4,5% für den von der 
Russischen Kommunistischen Arbei­
terpartei geführten Wahlblock, die 
knapp 4% für die Agrarpartei und die im 
Umfeld eines Prozentes oder sogar in ei­
nem Bruchteilbereich liegenden Wahl­

ergebnisse für den Block „Die Macht 
dem Volke“ und für Ruzkoijs „Dersha- 
wa“ zusammen, so ergibt sich eine hohe 
Stabilität des Wählerpotentials. Das ist 
angesichts des nie dagewesenen anti­
kommunistischen Drucks ein beachtli­
ches Ergebnis. Aber es hat keinen Zu­
wachs des prozentualen Anteils an 
Wählerstimmen gegeben.

Der Antikommunismus hat in diese 
konstante Wählerschaft keinen Ein­
bruch erzielen können. Das ist ihm aber 
im Unterschied zu den Dumawahlen - 
verbunden mit der sozialen Demagogie 
der Machthaber - in den Bevölkerungs­
gruppen gelungen, die Boris Jelzin noch 
zu Jahresbeginn keine Sympathie ent­
gegenbrachten, sich aber schließlich für 
ihn entschieden, weil der Antikommu­
nismus ihnen Furcht oder zumindest 
Zweifel gegenüber einer kommunisti­
schen Präsidentschaft eingeflößt hat, 
und bei den oppositionell gestimmten 
Teilen der Bevölkerung, die ihre Stim­
men nicht dem volkspatriotischen 
Block gegeben haben, sondern anderen 
Bewerbern mit einem Antyelzinpro- 
gramm.

Viele Shirinowsky-Wähler wähl­
ten nun Lebed
So hat die bei den Dumawahlen zu be­
obachtende Abwanderung größerer 
Protestwählergruppen von der LDPR 
(Shirinowski-Partei) zur KPFR bei der 
Präsidentenwahl keine Fortsetzung ge­
funden. Die Hälfte der Wähler, die Shi­
rinowski noch im Dezember 1995 unter­
stützt haben, vertrauten ein halbes Jahr 
später mehr dem Protestgehabe Alek­
sander Lebeds. Shirinowsky bekam 
5,7% der Stimmen, womit er unter Ni­
veau seines bisherigen Stimmenanteils 
zurückgefallen ist. Der Ex-General ließ 
dagegen mit 14,52% der Stimmen das 
vom „Kongreß der russischen Gemein­
schaften“ erzielte Ergebnis von 4,3% bei 
den Dumawahlen weit hinter sich.

So, wie sich zwei Drittel der Wahlteil­
nehmer gegen Jelzin entschieden ha­
ben, hat auch Sjuganow zwei Drittel der 
Stimmen gegen sich. Ein Drittel hat ge­
gen beide gestimmt.

Gregory Jablinskij verfügt über eine 
stabile Wählerschaft. Mit 7,34% übertraf 
er das Dumaergebnis seiner Partei „Ja­
bloko“ um ein paar zehntel Prozent. 
Michail Gorbatschow hat sich mit ei­
nem halben Prozent lächerlich ge­
macht. Die anderen, Wladimir Brynza­
low (0,16%), Jurij Wlasow (0,2%), Syvja- 
toslaw Fjodorow (0,92%) und Wladimir 
Schakkum (0,37%) wußten um die Aus­
sichtslosigkeit bei der Präsidentenwahl. 
Ihnen ging es wohl vor allem darum, be­
kannt zu werden und an den Start- 
löchem für die nächste zu graben.

Erneute Drittelung 
der russischen Gesellschaft
Die erwähnte Drittelung der russischen 
Gesellschaft hat sich schon bei den Du­
mawahlen gezeigt. In der unteren Kam­
mer des Parlaments verfügt die Regie­
rung über ein sicheres Drittel der Stim­
men.

Auch die Kommunisten und ihre Ver­
bündeten besetzen zuverlässig ein Drit­
tel der Abgeordnetensitze. Das letzte 
Drittel entfällt auf Zentristen, die sich 
je nach Sachlage einmal für die eine, das 
andere mal für die Gegenseite entschei­
den. Nach der Präsidentenwahl ist of­
fensichtlich geworden, daß diese Drei­
teilung mindestens für die nächste Zeit 
eine beständige Größe ist. Keine der 
beiden Seiten, Präsidenten-Regie- 
rungs-Lager und volkspatriotische Op­
position, ist in der Lage, die Situation zu 
dominieren. Die Idee eines nationalen 
Kompromisses, einer nationalen Aus­
söhnung zur Entschärfung der schrof­
fen Konfrontation zwischen rechts und 
links oder weiß und rot, die schon gegen 
Ende der ersten Runde des Wahlkamp­
fes geäußert worden ist, gewinnt höch­
ste Aktualität. Der Präsident betont 
seine Bereitschaft zum Gespräch mit al­
len, die dazu bereit sind. Da er die Kom­
munisten aber aus-schließt, bedeutet 
das nur eine Maskierung seines kon­
frontativen Kurses und den Versuch, 
möglichst viele der gescheiterten Präsi­
dentschaftskandidaten und deren 
Wähler auf seine Seite zu ziehen.

Gennadij Sjuganow hat aus der .ob­
jektiven Kräfteverteilung im Lande eine 
andere Schlußfolgerung gezogen. In An­
knüpfung an den von Jelzin initiierten 
Vertrag über die gesellschaftliche Ein­
tracht vom April 1994 schlug er während 
eines Treffens mit Journalisten am 24. 
Juni einen Pakt der nationalen Ein­
tracht vor. Als dessen Arbeitsorgan soll 
ein Rat der nationalen Eintracht nach 
der zweiten Tour der Präsidentenwahl 
eine Koalitionsregierung der nationalen 
Eintracht bilden, in der die Repräsen­
tanten der drei Gruppierungen der Ge­
sellschaft Zusammenwirken. Die Regie­
rung müßten zu je einem Drittel Vertre­
ter der Kommunisten und der volkspa­
triotischen Verbündeten, der Regierung 
und der anderen in der Duma vertrete­
nen Parteien angehören. Niemand sei 
gegenwärtig allein in der Lage, das Land 
aus der Krise zu führen. Das könnten 
nur alle verantwortungsbewußten 
Gruppen gemeinsam.

Die nahe Zukunft wird offenbaren, 
welche der agierenden politischen Kräf­
te sich der Größe der vor Rußland ste­
henden Aufgaben gewachsen zeigt.

Prof Ernst Laboors ist Mitglied der AG 
„Frieden und internationale Politik“ 
beim Parteivorstand der PDS.

Sein jetzt erschienenes Buch unter dem 
Titel „Wieviele Parteien braucht Ruß­
land?“ (Untertitel: „Parteien und politi­
sche Organisationen vom Ausgang der 
achtziger Jahre bis zu den Dumawahlen 
im Dezember 1995“) (240 Seiten Umfang, 
Preis 38,80 DM) ist zu beziehen über die 
„FIDES Verlags- und Veranstaltungsge­
sellschaft“ in der Waldowallee S7 in 
10318 Berlin.
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Shell - Ein Konzern lehrt das Fürchten
Wie der Erdölmulti „Klarheit in einem schwierigen Umfeld“ schafft
Gerade ein Jahr ist es her. Als Shell im 
Sommer 1995 die Bohrinsel Brent Spar 
im Nordatlantik versenken will, tanken 
Hundertausende aus Protest vorüber­
gehend lieber bei Esso, Aral, BJ> DEA 
oder sonstwo, Greenpeace-Aktivisten 
entern die Ölplattform, die Boykottauf­
rufe gegen Shell-Produkte reichen bis 
zur ostelbischen Landeskirche und 
selbst stramme CDU/CSU-Politiker, die 
ansonsten eher ihre Umwelt vor Um- 
weltschützem schützen, entdecken 
(außenpolitischen) Sinn in den Aktio­
nen. Und siehe da: Die Profitklemme 
zeigt Wirkung, Tankstellenpächter mel­
den bis zu 80 Prozent Umsatzeinbußen, 
die Brent Spar wird nicht versenkt und 
Shell bekennt in flächendeckenden 
Werbebombardements: „Wir haben ge­
lernt, wir werden uns ändern!“

Gerade ein halbes Jahr ist es her. Trotz 
weltweiter Proteste werden der nigeria­
nische Menschenrechtler, Dichter und 
MOSOP-Präsident Ken Saro-Wiwa und 
acht weitere Angehörige der Ogoni in ei­
nem Schauprozess mit konstruierter 
Mordanklage von einem Diktatur-Son­
dergericht zum Tode verurteilt und hin­
gerichtet. „Tödlicher Ölkrieg in Nigeria“ 
titelt die Weltpresse und plötzlich steht 
auch Shell „unter Anklage“. „Die Öf­
fentlichkeit hat ein Recht auf Klarheit“ 
versichert Shell und zeigt sich „betrof­
fen über die Vorgänge ... Eine Welt, in 
der Unternehmen ihren wirtschaftli­
chen Einfluß dazu mißbrauchen, Regie­
rungen an die Macht zu bringen oder zu 
stürzen“, sei „eine schreckliche Vorstel­
lung“

Gerade zwei Monate ist es her. Wenige 
Tage vor der diesjährigen Aktionärsver­
sammlung am 15. Mai in London und 
Den Haag stellt Shell der Presse einen 
aufwendigen „Aktionsplan“ für die Sa­
nierung der katatrophalen Umwelt­
schäden vor, die der Konzern durch sei­
ne Ölförderung in Nigeria seit 1958 ver­
ursacht. Den Aktionären verkündet das 
Management: „Wir sind bereit für einen 
offenen Dialog“.

Stationen der Läuterung? Hat der 
Ölgigant den Umweltschutz und die 
Menschenrechte entdeckt? Und sich 
gar „geändert“?

Shells „unpolitische“
Geschäftsprinzipien
„Trotz der schwierigen Situation wer­
den in Nigeria die weltweit prakti­
zierten Geschäftsprinzipien von Shell 
ohne Abstriche eingehalten“ versi­
cherte der Konzern in ganzseitigen 
Zeitungsanzeigen, als er nach der Hin­
richtung des nigerianischen Bürger­
rechtlers Ende 1995 ins Kreuzfeuer öf­
fentlicher Kritik geriet. Leider gehöre 
es aber „zu den Grundsätzen des Un­
ternehmens, sich nicht öffentlich zu 
politischen Angelegenheiten zu 
äußern“. Tatsächlich kann der Kon­
zern („Politik ist Sache von Regierun­
gen und Politikern“) auf eine lange 
Tradition „unpolitischer“ Geschäft­
sprinzipien zurückblicken:
• Während des 1. Weltkriegs verkauft 
Shell an beide Seiten und macht in nur 
vier Jahren mehr Gewinn als in den 20 
Jahren davor;
♦ während des russischen Bürger­
krieg.1; finanziert Shell zur Erhaltung 
der Fördergebiete ihrer Anglo Cauc- 
asian Oll Company die zaristischen 
Söldnertruppen;
* bereits Anfang der 20er Jahre fließen 
Mlllionenbetrage in die Kassen der 
Niitfonul.wzinll.’iten. nm 12. Januar 
193rt vermerkt Joseph Goebbels Insel­
nom *Ihgcbuch die Freude des „Füh­

rers“ über eine Stiftung von 40 Millio­
nen;
• während des 2. Weltkrieges verdient 
Shell nichtsdestotrotz erneut mit bei­
den Seiten;
• 1979 durchbricht Shell mit Hilfe des 
Sultans von Brunei das Ölembargo der 
OPEC gegen Südafrika und wird zur 
wichtigsten wirtschaftlich/strategi- 
schen Stütze des Apartheid-Regimes.

Längst mehr als ein Ölmulti
Inzwischen ist Shell längst mehr als ein 
Ölmulti: Der Konzern produziert Pesti­
zide und Saatgut, gehört zu den wich­
tigsten Kohleförderem und ist in der 
Gentechnologie engagiert. Im Januar 
1996 meldet die Shell Oil Company ei­
nen Nettoumsatz von 380 Millionen 
Dollar für das vierte Quartal 1995, eine _______________  __________ ___
Steigerung von 11 Prozent gegenüber Öffentlichkeit weitgehend unbekann- 
dem Vorjahr und das höchste Gesamt- 

Jahresergebnis (plus 26 Prozent) seit 10 
Jahren. Auch in den anderen Ge­
schäftsbereichen werden hohe Zu­
wachsraten erzielt.

Größe, Stabilität und Macht des Un­
ternehmens sind nicht zuletzt Ergebnis 
dieser frühzeitigen Diversifizierung der 
Produktion, bzw. Produkte.* Bevorzugt 
wurden dabei Bereiche, die dem Erdöl- 
und Erdgassektor verwandt sind. So 
wurde die Shell-Chemie nach dem 2. 
Weltkrieg zum größten Produzenten 
von Petrochemikalien und zählt zu den 
zehn größten chemischen Unterneh­
men der Welt. In der Saatgutprodukti­
on ist Shell weltweit die Nr. 1, seitdem 
sie in den 70er Jahren begann, in schnel­
ler Folge Saatgutuntemehmen aufzu­
kaufen. Dennoch ist und bleibt Shell in 
erster Linie auf dem Öl- und Gassektor 
aktiv, aus dem bis zu 90 Prozent des Um­
satzes und bis zu 80 Prozent des Ge­
winns erzielt werden. So sind vor allem 
Dritte-Welt-Länder für Shell als Roh­
stofflieferanten interessant.

SS

Wo Shell ist, bleiben Umwelt und 
Menschenrechte auf der Strecke

Shells Rohöl kommt fast zur Hälfte aus 
' Afrika, Lateinamerika und Asien, 

während der Verkauf von Ölprodukten - 
gut 60 Prozent des Umsatzes - dorthin 
noch nicht 20 Prozent beträgt und die 
Investitionen des Konzerns zu mehr als 
90 Prozent in Europa und den USA 
getätigt werden. Für sein „Engage­
ment“ in den entsprechenden Ländern 
legt Shell denn auch besonderen Wert 
auf „günstige Voraussetzungen“ und be­
tont gleichzeitig vehement seine „öko­
logische Verantwortung“. Welche gün­
stigen Voraussetzungen gemeint sind 
und wie weit es mit dem Umweltbe­
wußtsein von Shell her ist, läßt sich in­
des an zahlreichen - und zum Teil in der 

ten - Konzernprojekten deutlich erken­
nen.

So plante das Unternehmen für den 
Export von Holzspänen für die Papier­
industrie seit Ende der achtziger Jahre 
in Thailand die Errichtung einer großen 
Eukalyptusplantage auf mehr als 200 
Quadratkilometern. Alle Warnungen 
von NGOs (Nicht-Regierungs-Organi­
sationen) und Proteste von Natur­
schützern und Einwohnern wurden ig­
noriert, obwohl die Eukalyptusplantage 
(auch wenn sie nicht in der ursprünglich 
vorgesehenen Urwaldregion errichtet 
wird) unabsehbare Auswirkungen wie 
Klimaveränderung, Absenkung des 
Grundwasserspiegels, Anstieg der Bo­
denerosion und massenhafte Vertrei­
bung der dort ansässigen Landbevölke­
rung - nach vorsichtigen Schätzungen 
von medico-international mindestens 
200 000 Familien - zur Folge haben wur­
de. Als der Widerstand gegen dieses 
Projekt zunahm und die Thailändische 
Regierung beschloß, vorläufig keine 
weiteren Plantagenkonzessionen zu 
vergeben, bedrängten Shell-Vertreter 

nicht nur die Re­
gierung, den spe­
ziellen Konzern­
vorhaben als 
„umweltschüt­
zende Maßnah­
men“ besondere 
Vergünstigun­
gen zu ge­
währen, sondern 
versuchten " 
auch, durch Be­
stechung und 
Bedrohung die 
ansässige Bevöl­
kerung zum Ver­
lassen ihres Lan­
des zu bewegen. 
Um das Glücks­
spiel - und damit 
die Verschul­
dung der Land­
bewohnerinnen 
- zu fördern, er­
richtete der Kon­
zern in der ent­
sprechenden Re­
gion ein eigenes 
„Boxcamp.“ 
Shell in Thailand 
wies alle Vorwür­
fe zurück und er­
klärte, die Wider­
stände gegen 
das Projekt kä­
men in Wirklich­
keit von den Be­
sitzern der Ta- 
pioka-Mühlcn, 
die um ihre Roh­

stoffquellen fürchteten, und von ein­
flußreichen Einheimischen unter dem 
Einfluß europäischer Länder, die selbst 
Papier produzieren.

Inzwischen kam Shell mit seinem Eu- 
kalyptus-Projekt jedoch in solche Be­
drängnis, daß erhebliche Abstriche ge­
macht wurden und an der endgültigen 
Realisierung zu zweifeln ist.

Die weltweit „praktizierten Geschäft- 
sprinzipien von Shell“, Profit vor Men­
schenrecht und Umwelt, ficht das aller-, 
dings nicht an. In der Türkei verseuch­
te der Ölmulti bis 1994 mehr als 20 Jah­
re lang systematisch mit Rohöllösungs­
mitteln und Chemikalien das Grund­
wasser - und damit das Trinkwasserre­
servoir für allein etwa zwei Millionen 
Menschen der nahegelegenen Stadt Dy-| 
arbakir. Shell-interne Dokumente, die
von einem abtrünnigen Konzern-Mana­
ger der Umweltorganisation Greenpea­
ce zugespielt wurden, enthüllen, daß 
das Unternehmen nicht leichtfertig 
sondern bewußt handelte, obwohl die 
Wasserverschmutzung mit relativ gerin­
gen Kosten hätte vermieden werden 
können. Insgesamt wurden im Zeit' 
raum fast acht Millionen Liter kontami­
niertes Wasser in das Trinkwasserresef- 
voir eingeleitet. In einem Brief von 1W 
Turkse Shell Dyarbakir an den Shell- 
Hauptsitz in Den Haag ist auch von den
zu erwartenden, bzw. möglichen Konse­
quenzen die Rede: Im „schlimmsten 
Fall“ wird das Grundwasserreservo# 
bis zum Jahr 2006 „bis auf 14-20 /cm" vom 
Brunnen entfernt kontaminiert sein-
„um 2030-2060“ wird sich diese Ver 
schmutzung für ca. „100 - 300 Jahre“ um 
ter der Stadt Dyarbakir befinden und 
„wahrscheinlich“ für die Stadt „54^ 
1000 Jahre“ ein Problem darstellen.

Shell hat aber auch damit nicht5 
(mehr) zu tun. Die Ölförderanlagen 
wurden Ende 1995 an die Firma Pereft' 
co pcl verkauft. Perenco ist eine intef' 
national tätige Gesellschaft, deren 
Hauptgeschäft darin besteht, unrentm 
bei gewordene Anlagen von Multis 
übernehmen und sie mit Profit weiter, 
zubetreiben, indem Personal- und Bß'1 
triebskosten auf ein Minimum reduziert 
werden. Perenco-Direktor P Spin# 
rühmt vor allem, daß man dabei mit ß 
Prozent weniger Personal“ auskomin6 
und keine „Angst davor (habe), sich 
anderen Ölgesellschaften, Firmen uftö 
Regierungen oder Behörden unbeliebt 
zu machen“. (Zwischen 1992 und 199^ 
übernahm Perenco in ähnlicher Weis6 
Anlagen der Unternehmen Amoco, TO' 
tal SA und Elf in Gabun, Kamerun und 
Kolumbien).

Blut und Boden - Shell, Nigeria 
und die Ogoni ---_------------ - ✓ 
Die tägliche Ölproduktion Nigerias liegt' 
bei etwa 2 Millionen Barrel (rund 32^ 
Millionen Liter), etwa 3 Prozent def 
Weltmenge.--------------------' . * •

Seit 1937 sucht Shell in Nigeria nach 
Rohöl, die Förderung begann 1958. Dif 
Shell Petroleum Development Compani 
of Nigeria (SPDC) ist Betriebsführer ei' 
nes Konsortiums, dem neben der Nigt' 
rian National Petroleum Corporatio^ 
(NNPC) auch Elf, Agip, Chevron und 7^ 
xaco angehören. Bei den Produktion^' 
mengen der einzelnen Unternehme11 
steht Shell (mit nahezu doppeltem AV 
stand zu Mobil auf Platz 2) an erste1 
Stelle.

Mit einem Reingewinn von 170 bis 19* 
Millionen US-Dollar (nahezu 10 Prozem 
der gesamten Explorations- und Prtf 
duktionsgewinne des Konzerns) ist 1®' 
geria für Shell entgegen allen Beten1’
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Hingen des Konzerns besonders lu­
krativ. Für die Bevölkerung in den Er­
dölfördergebieten sieht die Bilanz an­
ders aus: Millionen Barrel Öl, die jähr­
lich aus undichten Pipelines Boden 
und Wasser verseuchen, Luftver­
schmutzung durch die Abfackelung 
von Erdgas rund um die Uhr, fehlende 
und zerstörte Gesundheitseinrich­
tungen, kein Trinkwasser, Vergiftung 
der Fischgründe und Ernten, 80 Pro­
zent Analphabetismus, Arbeitslosig­
keit bei 85 Prozent...

Daß laut Shell-Angaben „nach Ko­
stenabzug über 90 Prozent der Netto­
erträge“ (nicht der Shell-Gewinne) an 
das Land Nigeria gehen, ändert daran 
nichts - die Gelder flössen und fließen 
in die Taschen der wechselnden kor­
rupten nigerianischen Militärherr­
scher, die das Land seit der Unabhän­
gigkeit von Großbritannien 1960 na­
hezu ununterbrochen regieren. Im Ni­
ger-Delta, dort wo der Reichtum her­
kommt, leben die Ärmsten der Armen. 
Doch auch damit hat Shell natürlich 
nichts zu tun. „Es liegt außerhalb der 
Möglichkeiten von Shell, darüber zu 
entscheiden, wie dieser Anteil am ni­
gerianischen Volkseinkommen ver­
wendet werden sollte. Dies ist allein 
Angelegenheit Nigerias..."

Allein Angelegenheit Nigerias war, 
glaubt man dem Konzern, auch die 
Hinrichtung Ken Saro-Wiwas und acht 
weiterer Angehöriger des Ogoni-Volkes 
am 10. November 1995, nachdem sie im 
Monat davor in einer Prozeß-Farce vor 
einem Militärsondergericht zum Tode 
verurteilt wurden.

Ken Saro-Wiwa, als Literat, Träger des 
alternativen Nobelpreises 1994 und als 
Präsident der MOSOP, Movementfor the 
Survival of the Ogoni People (Bewe­
gung für das Überleben des Ogoni- 
Volkes) weit über Nigerias Grenzen hin­
aus bekannt, störte die nigerianische 
Militärmacht und die erdölfördemde 
Industrie im Nigerdelta in besonderer 
Weise. Als einzige der von den katastro­
phalen Auswirkungen der jahrzehnte­
langen Ölgewinnung betroffenen Volks­
gruppen im Nigerdelta hatten die Ogo­
ni mit MOSOP ihren Protest auch inter­
national hörbar gemacht, forderten po­
litische Autonomie, Mitspracherecht in 
den nationalen Institutionen, Förde­
rung ihrer von der Vernichtung bedroh­
ten Kultur, Gewinnbeteiligung bei der 
Ausbeutung ihrer Bodenschätze, 10 
Milliarden US-Dollar aus den Ölförder­
abgaben und die Beseitigung der Um­
weltverwüstungen. 1992 wurde die MO­
SOP Mitglied der UN PO, Unrepresented 
Nations and People Organisation (Or­
ganisation nicht-represäntierter Natio­
nen und Völker) in Den Haag und brach­
te - unterstützt durch die Göttinger Ge­
sellschaft für bedrohte Völker und die 
ÜNPO - die Sache der Ogoni vor den 
Minderheitenausschuß der Vereinten 
Nationen in Genf. 1993 (im selben Jahr 
beschlossen die Shell-Manager in Den 
Haag laut eigener Dokumente die „Be­
obachtung“ Ken Saro-Wiwas) unter­
stützten 300000 Ogoni in friedlichen De­
monstrationen die Forderungen der 
MOSOP. Mit der Ausschaltung Ken 
Saro-Wiwas entledigte sich die nigeria­
nische Militärjunta schließlich ihres ver­
meintlich gefährlichsten Gegners.

Shell hatte - unpolitisch wie immer - 
damit nichts zu tun.

In einer ersten Stellungnahme wenige 
Stunden nach der Verkündung der To­
desurteile erklärte das Unternehmen 
Zynisch, es könne „nicht die Rolle wirt­
schaftlicher Unternehmen wie Shell 
sein, sich in rechtliche Verfahren eines 
souveränen Staates wie Nigeria“ einzu­
mischen, und bezichtigte stattdessen 
auch ihrerseits die MOSOP der Gewalt­
anwendung. Erst unter dem Eindruck 
internationaler Proteste und Boykott­
drohungen verkündete der Konzern 
drei Tage später, man habe den Dikta-

tor Abacha brieflich „aus humanitären 
Gründen“ um „Milde“ für Ken Saro- 
Wiwa und die anderen Verurteilten ge­
beten. Im November 1995, nach der Hin­
richtung, machte Shell dann in ganzsei­
tigen Zeitungsanzeigen gar die interna­
tionalen Proteste für die Vollstreckung 
verantwortlich; sie hätten letzten En­
des mögliche Erfolge ihrer „stillen Di­
plomatie“ vereitelt und die Militärs 
„verhärtet“. Dennoch (so in einem 
Schreiben vom 12.3.1996 an Unterzeich­
nerinnen einer Protestresolution) wer­
de man „auch in Zukunft (seinen) Ein­
fluß im Sinne der Menschenrechte gel­
tend machen - sei es öffentlich oder auf 
dem Wege stiller Diplomatie“.

Shells „stille Diplomatie im Sin- 
ne der Menschenrechte“
Auf der Jahreshauptversammlung der 
Gesellschaft für bedrohte Völker am 11. 
Mai 1996 in Hann. Münden berichtete 
Dr. Owens Wiwa, der Bruder Ken Saro- 
Wiwas, von einem Gespräch mit Brian 
Anderson, dem Shell-Vorstandsvorsit­
zenden in Nigeria. Bei diesem Treffen, 
das auf Vermittlung des britischen 
Hochkommissars zustandekam, bat Dr. 
Owens Wiwa den Shell-Manager, sich 
für seinen zum Tode verurteilten Bruder 
einzusetzen.

Shells „stille Diplomatie“: Ken Saro- 
Wiwa könne freigelassen werden, wenn 
die Ogoni ihre Kampagne gegen Shell 
einstellen und erklären, daß das Unter­
nehmen keine Umweltprobleme in 
ihrem Land verursacht. Wie bereits zu 
einem früheren Zeitpunkt Ken Saro- 
Wiwa selbst, lehnte auch sein Bruder die 
Shell-Erpressung ab; das Toderurteil 
wurde vollstreckt.

Daß Shells politische Einflußnahme 
sich durchaus nicht auf derartige For­
men „stiller Diplomatie“ beschränkt, 
sondern in direkter Zusammenarbeit 
mit den militärischen Machthabern be­
steht, belegen zahlreiche Beispiele. Dr. 
Owens Wiwa liegen eidesstattliche Aus­
sagen von zwei Zeugen der Anklage im 
Prozeß gegen seinen Bruder vor, in de­
nen sie Shell-Vertreter der Bestechung 
und Bedrohung zur Falschaussage be­
schuldigen. (Die Zeugen hatten diese 
Aussagen später im Verfahren zurück­
gezogen.)

Auch bei den Massakern der Militärs 
an protestierenden Einheimischen ist 
Shells Rolle weniger „stille“ als unver­
hohlene Komplizenschaft:
• Im Juli 1984 erschießen Soldaten im 

Dorf Iko zwei junge 
Männer. Shell bat 
das Militär um „Un­
terstützung“.
• 1987 geschieht . direkte und individuelle Einflußnahme
ähnliches in Utapa- 
te; Shell ist betei­
ligt.
• Im Oktober 1990 
warnen Shell-Ma­
nager in einem 
Brief die Behörden 
vor einer „bevorste­
henden Attacke“ 
und fordern den 
Einsatz der Mobi­
len Einsatzkom­
mandos gegen die 
friedlichen Demon­
stranten. Folge: 
Die berüchtigte 
„kfll-ancLgo“-Trup- 
pe richtet ein Blut­
bad unter der Dorf­
bevölkerung an.
• Am 12. Juni 1993 
beschweren sich 
Dorfbewohner von 
Korokoro bei den 
lokalen Behörden 
über ein Öl-Leck in 
einer Shell-Pipeli­
ne, aus dem bereits
seit zwei Monaten 

Öl fließt.
Shells „stille Diplomatie“: Am 25. Ok­

tober umzingeln Militärpolizisten auf 
von Shell gemieteten Lkw das Dorf, er­
schießen zwei Jugendliche und verlet­
zen einen alten Mann mit Bauchschüs­
sen. Shell Nigeria gibt später zu, die Mi­
litärpolizei gerufen zu haben.
• Am 30. April 1993 planieren Raupen- , 
fahrzeuge der amerikanischen Firma 
Wilbros (mittels der Shell indirekt seine 
im selben Jahr offiziell eingestellten Ak­
tivitäten im Ogoni-Land wiederauf­
nimmt) bei Biara Felder der Ogoni. Zum 
Schutz der Arbeiten eingesetztes Mi­
litär tötet im Laufe mehrtägiger Prote­
ste einen Mann und verletzt mehrere 
Personen schwer. Shells hatte die Sol­
daten „zurUnterstützung“ angefordert.
• 1995 ordert das Üntemehmen bei ei­
nem Waffenhändler 130 Maschinenpi­
stolen, „pump-action“-Repetiergeweh- 
re, 20000 Magazine Hartgummige­
schosse und eine große Anzahl Rauch­
gasgranaten. Die Waffen sind (angeb­
lich ausschließlich) für die Shell-eigene 
Polizeitruppe in Nigeria bestimmt. In ei­
nem Schreiben an die Militärbehörden 
„baten“ die Shell-Manager jedoch „höf­
lich“, bei der Beschaffung von Waffen 
„behilflich“ sein zu dürfen.

Insgesamt gehen vorsichtige Schät­
zungen davon aus, daß allein seit 1990 
ca. 2000 unbewaffnete und friedlich pro­
testierende Anti-Shell-Demonstranten 
von Polizei und Militärs getötet wurden.

Shells „Lernprozesse“ - 
eine Strategie der Täuschung 
und „quiet meetings“
„Hauptziel der politischen Strategie ist 
es, dafür zu sorgen, daß die Shell US und 
die Royal Dutch Shell-Gruppe von 
führenden Menschenrechtlern und Poli­
tikern in Schlüsselstellungen als be­
sorgte und interessierte Gesellschaft 
wahrgenommen wird, die für Verände­
rungen in Südafrika arbeitet“

Als sich Ende der 80er Jahre der Zu­
sammenbruch des Apartheidregimes 
abzeichnete und Boykotte, Demonstra­
tionen und weltweite Angriffe auf Shell 
den Druck vergrösserten und seine Rol­
le in Südafrika bloßstellten, entdeckte 
man in den Management-Etagen des 
Konzerns schon einmal die Menschen­
rechte. In ganzseitigen Anzeigen der op­
positionellen Presse forderte Shell de­
mokratische Rechte für die ganze Be­
völkerung. Gleichzeitig entwarf ein im 
Auftrag der Shell erstelltes Strategie­

papier die Grundzüge der weiteren Vor­
gehensweise gegen oppositionelle 
Gruppen, unzufriedene Politiker und 
kritische Öffentlichkeit. „Stille Treffen“,

auf „maßgebliche“ Personen, eine ge­
naue Beobachtung der öffentlichen 
Meinung (erfaßt in einem genauen 
Punkte-Raster) und eine gezielte Me­
dienkampagne sollten das Imgage des 
Konzerns aufpolieren, den weltweiten 
Protest abwürgen und Shells sichtbar 
gewordene Fratze erneut hinter der 
Maske der „besorgten und interessier­
ten Gesellschaft“ verbergen, „die für 
Veränderungen arbeitet“.

Als 1995 nach den Hinrichtungen 
(„Dies sollte für alle auch eine Zeit der 
Besinnung sein“, Shell-Pressemittei­
lung v. 13.11.95) die Gefahr erkennbar 
wurde, daß Shells mörderische Ölge­
schäfte in Nigeria und seine Kompli­
zenschaft mit dem Abacha-Regime 
nicht nur einigen Tankstellenkundin­
nen und ewignörgelnden Menschen­
rechtsgruppen sauer aufstossen könn­
ten, besann auch Shell sich offenbar - 
jedoch weniger auf ihr schon wieder in 
Vergessenheit geratenes „Engagement“ 
für Demokratie und Menschenrechte 
als vielmehr auf schon (mehr als) einmal 
erfolgreiche Imagestrategien. Seitdem 
führen Shell-Manager persönliche Ge-
spräche mit Tankstellenboykotteurln- 
nen, die Konzemzentralen schreiben 
Protestierenden persönliche Briefe, im 
politisch/parlamentarischen Umfeld 
finden vertrauliche Gespräche statt, 
der nigerianischen Bevölkerung wird 
„Wiedergutmachung“ und der Öffent­
lichkeit - wieder einmal in ganzseitigen 
Zeitungsanzeigen - „Klarheit in einem 
schwierigen Umfeld“ versprochen.

In Nigeria droht derweil noch immer 
19 Ogoni unter derselben Anklage wie 
gegen Ken Saro-Wiwa die Todesstrafe, 
und Shell investiert (im Dezember 1995) 
weitere Milliarden in die Rohstoffaus­
beutung des Landes. An einen Rückzug 
ist nicht gedacht. Brian Anderson, der 
Konzernchef in Nigeria, in einem Inter­
view dazu vor wenigen Wochen: „Das Öl 
wird erst nach langer Zeit ausgehen. Es 
gibt viel Öl in Nigeria.“

M.S./C.F. 
Autorinnenkollektiv gruppe 2

Hinweis: In der nächsten Nummer der 
Politische Berichte untersuchen die Au­
torinnen in dem Beitrag „Shell - ein 
Konzern lernt das Fürchten“ die Anti- 
Shell Aktivitäten in der BRD und den 
Niederlanden nach den Hinrichtungen 
und die Reaktionen des Konzerns, die 
beweisen, daß auch ein Riese Wirkung 
zeigt, wenn man ihn an der richtigen 
Stelle trifft.

Quellen:
Shell-Anzeige i.d. Frankfurter Rundschau v. 
21.11.95;
New York Times v.13.2.96;
Annual Report, Shell Oil Company 1995; 
Die Erdölindustrie i. Nigeria, Shell Interna­
tional Petroleum Company, London, 1995; 
Brief d. Deutsche Shell AG, Hamburg, 12.3.96; 
Shell worldwide, medico report 15;
Shell U.S. South Africa Strategie, prepared for 
Shell Oil Company;
Neue Züricher Zeitung, 15.11.95; 
GfbV-Jahreshauptversammlung 1996; 
Sie werden uns doch wegen Nigeria nicht hän­
gen lassen, Flugblatt d. Kölner Südafrika Ko­
mitee, Januar 1996;
Report of the UN PO-Mission to Investigatc the 
Situation of the Ogoni of Nigeria, February 
1995;
Zum Beispiel Ken Saro-Wiwa, Lamuv-Ta- 
schcnbuch Nr. 198,1996;
Greenpeace Pressemitteilung v. M„rz 1996; 
The Observer, 11.2.96;
Shells schmutzige Ölgcschaflc. world in action 
tv, London, Juni 1996;
Interview mit Dr. Owens Wiwa, Mai 1996; 
eigene Recherchen.

Bild Seite 6: John Hcartflcld, Der brennende 
Punkt•, / 01,1 Marke Völkerbund, 1928
Bild Seite 7: Frands Mascrecl, BusincM-man. 
1920
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Ein Regierungsprogramm der sozialen Kälte
Die Koalitionsvereinbarung zwischen CDU und FDP^Baden-Würtltemberg 

w Ißi - * ur*
Die Zielsetzungen der neuen Landesre- dabei um die Zukunftschancen für die form knüpft direkt an die Späthsche Po- ändem:„VCrschlankung der Hit
gierung Teufel/Döring sind in der Pres­
se fast in den Hintergrund getreten we­
gen der im ersten Anlauf mißlungenen 
Wahl zum baden-württembergischen 
Ministerpräsidenten - 6 Abgeordnete 
der Koalition hatten Erwin Teufel die 
Stimme verweigert. Die SPD hat mit 
beigetragen zu dem Eindruck, daß die 
neue CDU/FDP-Landesregierung „nur 
Allgemeinplätze und vage Absichtser­
klärungen“ zu bieten habe. Die SPD, zu­
vor in der großen Koalition mit in der 
Regierung, bei den Wahlen auf 25% ge­
drückt, hat sich mit ihrer flauen Kritik 
der Aufgabe entzogen, tatsächlich 
nachzuprüfen, was die Landesregierung 
in den nächsten fünf Jahren vor hat.

Dabei liefert die rund 80seitige Koali­
tionsvereinbarung zwischen der CDU 
und der FDP (aus der wir aus Platz­
gründen nur Stichpunkte wiedergeben 
können) soviele Anhaltspunkte, daß 
selbst für jemand ohne großen parla­
mentarischen Apparat die Linie und 
viele Einzelmaßnahmen erkenntlich 
werden.

Wir zitieren zunächst aus der Präam­
bel:

CDU und FDP bekennen sich zum 
Prinzip der Subsidiarität, also zum Vor­
rang der Eigenverantwortung des Bür­
gers, des Vorrangs von freien Trägem 
gegenüber dem Staat, zur Stützung der 
kommunalen Selbstverwaltung und 
zum Staatsaufbau von unten nach oben. 
Beide Koalitionspartner wollen staatli­
ches Handeln verringern, Verfahren ver­
einfachen und beschleunigen und die 
Verwaltung verschlanken. Sie setzen 
deshalb die Verwaltungsreform fort und 
haben sich auf konkrete Maßnahmen 
geeinigt.

Der Strukturwandel im produzieren­
den Bereich unserer Wirtschaft wird 
sich fortsetzen. Deshalb haben die Er­
möglichung und Förderung selbständi­
ger Tätigkeit, die Förderung der Bil­
dung und Ausbildung, die Forschung 
und die Entwicklung neuer Produkte 
eine überragende Bedeutung. Es geht 

junge Generation. Sie steht im Mittel­
punkt der Politik der neuen Landesre­
gierung und für sie wollen beide Partner 
eine „Zukunftsoffensive Junge Genera­
tion“ starten.

Auf den ersten Blick nichts neues, 
schließlich hat schon 1983 Helmut Kohl 
mit der FDP zusammen unter der Lo­
sung „weniger Staat“ die Regierung in 
Bonn übernommen. Auch in Baden- 
Württemberg ist diese Linie seit Lothar 
Späth Regierungsleitsatz, und die er­
wähnte Fortsetzung der Verwaltungsre-

Ausgewählte 
Einzelmaßnahmen aus 
der Koalitionsvereinbarung
Haushalt und Finanzen: 40-Stunden- 
Woche für Beamte • Beteiligungendes 
Landes veräußern • Unterstützung 
der Bundesregierung bei: Abschaf­
fung der Gewerbekapitalsteuer, Re­
duktion der Gewerbeertragssteuer, 
Abschaffung der Vermögensteuer, 
„mittelstands- und familienbetriebs­
freundliche“ Umgestaltung der Erb­
schaftssteuer, Abschaffung des Soli­
daritätszuschlags, Reduzierung des 
Lohn/Einkommensteuertarifs bei 
„Verbreiterung der Bemessungs­
grundlage“, Rücknahme der Steu­
eränderung für Reisekosten und 
Dienstwagen, Steuerabzug für Dienst­
mädchen.

„Vorrang für Beschäftigung“: Exi­
stenzgründungsförderung • Ausbil­
dung zu unternehmerischer Selbstän­
digkeit an Universitäten und Fach­
hochschulen • Eigenkapitalhilfepro­
gramm • „in engem Kontakt mit den 
Banken des Landes“ die Bereitstel­
lung von Risikokapital für die Wirt­
schaft verbessern • „arbeitsrechtliche 
Schwellen“ anheben (z.B. Kündi­
gungsschutz einschränken)

Wohnungsbau: „Neuorientierung 

form knüpft direkt an die Späthsche Po­
litik „Landesverwaltung als Dienstlei- 
stungsuntemehmen der Konzerne“ an.

Neu ist die starke Betonung der För­
derung selbständiger Tätigkeit (auch 
hier liegt die Urheberschaft bei Helmut 
Kohl). Die sozialen Umwälzungen, die 
mit den Änderungen in der Konzern­
wirtschaft und dem diese Änderungen 
stützenden Konzept „weniger Staat“ 
verbunden sind, hatten bislang vor al­
lem solche Leute betroffen, die sowieso 
nicht zur Wählerschaft der CDU oder 
der FDP gehören. Das beginnt sich zu 

des sozialen Wohnungsbaus: Schwer­
punktverlagerung vom Mietwoh­
nungsbau zur Eigenheimförderung“. 
Konkret geplant: 1000 Reihenhäuser, 
davon 500 gefördert) pro Haushalts­
jahr • Einschränkung der Zweckent­
fremdungsverordnung und der Sozial­
klausel in Gebieten mit gefährdeter 
Wohnungsversorgung: statt bisher in 
75 Städten nur noch in den Stadtkrei­
sen und Universitätsstädten.

Polizei: ausführliches Programm zur 
„Aufhebung des Beförderungsstaus“. 
Anlaß- und ereignisunabhängige Kon­
trollen von Personen durch die Polizei 
(war dann übrigens der erste Kabi­
nettsbeschluß!)

Ausländerrechtliche Fragen: „Kon­
sequent abschieben“, gerechtere Ko­
stenverteilung bei der Unterbringung 
von Asylbewerbern, ansonsten Unter­
stützung der Bonner Regierung. • der 
Justizminister übernimmt die Funkti­
on eines Ausländerbeauftragten. Da­
gegen wird es weiterhin beim Staats­
ministerium einen Landesbeauftrag­
ten für Vertriebene, Flüchtlinge, Aus­
siedler und Kriegsgeschädigte geben 
(hier sind jeweils nur „deutschstäm­
mige“ gemeint); auch die ganze Reihe 
von Patenschaften für die revanchisti­
schen Vertriebenenverbände werden 
aufrechterhalten.

cuivicm. „vörschlankung der Hierarchi­
en“ in den Produktionsbetrieben und 
den Verwaltungen machen die Karrie­
reaussichten dünner, Existenzsorgen 
könnten auch bald in Teilen der Mittel­
klassen Einzug halten.

Die CDU versucht hier im Verbund mit 
der FDP ein ideologisches Einbin­
dungskonzept: Der akademische Nach­
wuchs soll darauf getrimmt werden, daß 
er nicht mit einer festen Anstellung bei 
Großfirmen und Staat einen relativ be­
quemen Einstieg in die Karriereleiter 
findet, sondern daß er das „Wagnis der 
Selbständigkeit“ eingehen muß. Wobei 
diese „Selbständigkeit“ bekannter­
maßen nicht mit Unabhängigkeit von 
der Konzemwirtschaft verwechselt 
werden darf, dafür sorgt dann schon die 
unter den Einzelmaßnahmen (siehe Ka­
sten) erwähnte Förderung der Bereit­
stellung von „Risikokapital“. Dieser 
Einsatz wird auch weniger für die Ban­
ken ein Risiko sein als vielmehr für das 
angesparte Familienvermögen.

Die Politik der künftigen Landesregie' 
rung wird die sozialen Gegensätze noch 
einmal verschärfen, das wird aus dem 
Katalog von Gesetzesvorhaben und 
Wünschen an die Bundesgesetzgebung 
deutlich. Gesellschaftliche Einschrän­
kung unternehmerischen Handelns 
wird abgeschafft, soziale Integration 
gilt nichts mehr.

Entsprechend die Kehrseite des „we­
niger Staats“: der „starke und wehrhaf­
te Staat“. Die Polizei erhält weitere Voll­
machten; die Polizeioffiziere das Ver­
sprechen auf Karriere&Aufstieg I

Die unteren Verwaltungsebenen wer­
den abgeräumt zugunsten der Zentral­
instanzen.

Und: Angesichts von 14 Mann Repu­
blikaner-Fraktion im neuen Landtag 
stellen die wenigen Punkte zur Auslän­
derpolitik (Stichwort: Abschieben) eine 
Einladung für Hetzer und Täter dar. Sin­
nigerweise ordnen Teufel/Döring dann 
auch die Rolle des Ausländerbeauftrag' 
ten gleich dem Justizminister zu.

alK

bzw. Institution. Oberstaatsanwalt Nikolaus Borchers stellte dos bei der Staatsanwaltschaft Hannovor 
angestrengte Vorfahren, In dem nach j 86 A StGB ermittelt wurde, ein. Auch er beriof sich auf das „Swa­
stika-Kreuz“: „Und dos stammt nachweislich bereits aus dem 16. Jahrhundert, kann sogar bis zu den 
Assyrern zurückvorfolgt werden und somit nicht mit dem Zeichen dos Nationalsozialismus aus dem 20.
Jahrhundert in Vorbindung gebracht worden.“

Hameln. Wer nur die Rattenfänger-Sage 
kennt, wird Hameln vermutlich müde 
belächeln oder vielleicht auch mehr oder 
minder freudig an Kindheitserzählungen 
zurückdenken. Wer aber weiß, daß die 
Stadt Hameln auch durch ein Haken­
kreuz repräsentiert wird, dem wird das 
Lachen schnell vergehen.
An dem Haus Heue Marktstraße 21 ist am 
rechten oberen Giebel ein 60 bis 70cm 
großes Hakenkreuz angebracht, genau­
er gesagt das, was allgemein als „Swa­
stika-Kreuz“ bezeichnet wird (siehe 
Bild).
Schräg gegenüber in der Straße befindet 
sich das sogenannte „Stadtpalais“, In 
dem währond des Hazl-Faschismus dio 
jüdisch gläubigen Monschen aus Ha­
meln und Umgebung zusammenge­
pfercht und anschließend von dort aus 
in die Kls deportiert worden sind.
Alle bisherigen Versuche der Antifa Ha­
meln-Pyrmont und des Kreisvorbandes 
HamelnlPyrnwnt der PDS, den Eigentü­
mer oder dio Bohördcn zur Entfernung 
diosos eindeutig durch die Faschisten 
belegten Symbols zu bewegen, schotter­
ten am Widerstand eben jener Porson

aus Antifaschistische Nachrichten

„Mannheimer Morgen“, Berti, 
Kanzler Kohl und wir und...
Mannheim. „Mannheimer Morgen“, 2. 
Juli 1996, Seite 2; Kommentarspalte: 
„Berti und wir“... und der Ball ist rund, 
und das Tor ist eckig, und Kohl ruft Ber­
ti, und „Teamgeist statt Jammern“, und 
die „schönen Tugenden unserer Jungs 
auf dem grünen Rasen“, die sollen wir im 
„täglichen Wettkampf um den Standort 
Deutschland beherzigen“ ... und „not­
falls mit zusammengebissenen Zäh­
nen“... - Reichlich wirr kommentiert 
Michael Schröder im „Mannheimer 
Morgen“ am Tag nach der EM. Daneben 
eine Karrikatur, auf der Kohl den Ball 
„Sparpaket“ auf die Torbastion von Ge­
werkschaften und Opposition schießen 
will und dazu nach Berti ruft. Tatsache 
ist, wenn die gesellschaftliche Zersplit­
terung zunimmt, steigt die Neigung 
zum ersatzorganisatorischen Zusam­
menhalt und also auf zum Wasserturm 
(15.000 sollen es gewesen sein.) Daraus 
die Karrikatur einer Vorlage zum golde­
nen Schuß für Kohl zu machen preßt zur 
Medienrolle des MM auf dem Mannhei­
mer Spielfeld. Manchmal hat vorausei­
lende Medienpolitik auch erfrischend 
lächerliche Züge. Im Original übrigens 
sagte Kohl bei der gemeinsamen Pres­
sekonferenz mit Berti - sinngemäß - an 

den humpelnden Nationalspielern auf 
den englischen Schlachtfeldern sollten 
sich die daheim Gebliebenen ein Bei­
spiel nehmen, wenn sie sich demnächst 
wieder gleich wegen Husten kranK 
schreiben lassen.

aus Kommunal-Info Mannheim, ehe

Neue Waffenlieferungen 
an die Türkei
Idstein. In einem Eil-Rundschreiben 
vom 3. Juni richtet sich die „Kampagne 
gegen Rüstungsexport“ auch an „DFG' 
VK-Gruppen, Einzelpersonen und ver 
schiedene Gruppen in Rhein-Nähe“.

Der Grund für dieses Rundschreiben 
ist der Export von 15 Sattelzugmaschi' 
nen für Panzertransporter von Merce' 
des Benz an die Türkei im Laufe dieses 
Monats. Die Sattelzugmaschinen wer; 
den bei Mercedes Benz in Wörth (be1 
Karlsruhe) prodzuziert, in Container 
verpackt, auf ein Schiff verladen uno 
über den Rhein nach Rotterdam oder 
Antwerpen transportiert. Dort werde11 
die Container umgeladen und weitert 
die Türkei geschippert.

Diese Lieferung ist zwar nur eine vo*1 
vielen Waffenexporten in die Türkei* 
aber eine über die viele Informationen
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Demonstration gegen Konzerthaus
Mit Polizeieinsatz wird Konzertbau bürgerfrei gehalten

Köln. Am Mittwoch, den 26. Juni, hat die 
Kölner Polizei dem Hungerstreik von 
130 Leuten türkischer und Kurdischer 
Herkunft, der seit dem 7. Juni auf dem 
Rudolfplatz stattfand (wir berichte­
ten), ein brutales Ende gesetzt. Hun­
derte von Polizisten griffen die Ver­
sammlung während einer Pressekonfe­
renz von Kölner Rechtsanwält/Innen 
an, und nähmen 94 Teilnehmer, fest, ei­
nige der immerhin seit 21 Tagen Hun­
gerstreikenden wurden bewußtlos und 
mußten im Krankenhaus behandelt 
werden. Die anwesenden Rechtsan- 
wält/innen und Joumalist/innen wur­
den vertrieben, andere Teilnehmer/in- 
nen der Pressekonferenz ebenfalls fest­
genommen.

• Aus Protest gegen den brutalen Poli­
zeieinsatz und das Verbot der Fort­
führung des Hungerstreiks fand am 
26.6., eine Kundgebung statt, an der sich 
ca. 100 Menschen beteiligten. Für Bünd­
nis 90/Die Grünen sprach Kurt Holl, Mit­
glied im Polizeibeirat der Stadt Köln. In 
einer Presseerklärung hatten die Grü­
nen dagegen protestiert, „daß mit sol­
chen Ad-hoc-Verboten Mechanismen 
aufgebaut und eingeführt werden, die 
bei einem anderen politischen Klima 
jegliche Opposition unterdrücken 
könnten. Wenn ein vager Verdacht einer 
Straftat ausreiche, eine Versammlung 
zu verbieten und alle Demonstrieren­
den erkennungsdienstlich behandeln 

zu lassen, seien demokratische Grund­
rechte in Gefahr.“

Der Redner der WN-BdA nahm in sei­
nem Beitrag zu den Begründungen Stel­
lung, die die Polizei angeblich zu diesem 
Einsatz veranlaßte. Die Behauptung 
der Polizei - die auch gleich in der Pres­
se verbreitet wurde - Teilnehmer des 
Hungerstreiks hätten Geschäftsleute 
bedrängt, sei nicht stichhaltig. „Ge­
schäftsleute bedrängen, das können nur 
Personen begehen. Welche -Personen 
aus der Versammlung waren das?... Und 
dann wird behauptet, daß Broschüren 
gefunden wurden, die den 'Bezug zu ei­
ner verbotenen türkischen Organisati­
on aufweisen*. Diesen Bezug hat man 
doch wohl erst nach der Räumung ge­
funden. Er kann also nicht die Begrün­
dung für die Räumung sein, sondern 
höchstens eine nachträgliche Rechtfer­
tigung. ... Die bundesdeutschen Behör­
den haben wieder einmal bewiesen, daß 
sie ein unmittelbares Interesse an der 
faschistischen Herrschaft und dem fa­
schistischen Terror in der Türkei ha­
ben.“

Er forderte auf, Widerstand dagegen 
zu leisten, die Forderungen der politi­
schen Gefangenen in der Türkei zu un­
terstützen, sich für die Aufhebung des 
PKK-Verbots einzusetzen und den 
Kampf für das Selbstbestimmungs­
recht des kurdischen Volkes zu unter­
stützen. aus Lokalberichte Köln, u.b. 

Am 26.6.1988 votierten 54% der abgege­
benen Stimmen beim Bürgerentscheid 
gegen die KTS. 36302 Bürgerinnen und 
Bürger waren gegen den Bau der KTS, 
nur 3265 Stimmen mehr und in der Ver­
waltung wäre eine Heulen und Zähne­
klappern ausgebrochen. Der Bau der 
KTS wäre geplatzt

Für die Planer in der Stadtverwaltung, 
die mit etlichen hunderttausend DM die 
Propagandatrommel bis zum Erbre­
chen für den Bau des Mammutbaus' 
gerührt haben, ein schwaches Ergebnis. 
Das war vor allem ein Verdienst der Bür­
gerinitiative gegen die KTS und der vie­
len Menschen, die durch ihre Auf­
klärungsarbeit den Nebelkerzen der 
Stadtverwaltung die wirklichen Fakten 
entgegensetzten.

Ein Fakt war damals, das die von der 
Verwaltung angesetzten Kosten nicht 
stimmen, und der Bau um viele Millio­
nen teurer wird. Damals ging die Stadt 
von Gesamtkosten im Umfang von 91,3 
Mio. DM aus. Die BI gegen die KTS wies 
nach, das diese Summe nie stimmt.

Und sie hatte recht. Exakt 8 Jahre und 
2 Tage nach dem Bürgerentscheid wur­
de die KTS eröffnet 
Bis dahin hat der 
Bau 150 Millionen 
DM verschlungen. 
Jährlich wird es Fol­
gekosten von sieben 
Millionen DM ge­
ben. Aber auch an- 
dereEntwicklungen 
wurden vor acht 
Jahren vorausgese­
hen. Der Bau des 
Konzerthauses geht 
auf Kosten der Bürgerinnen von Frei­
burg. • Endlich wissen die Zähringer 
warum sie seit 3 Jahren kein Schwimm­
bad mehr haben.* Jetzt wissen die un­
zähligen Selbsthilfegruppen, sozialen 
Projekte, Kinderläden usw. warum sie 
wegen Kürzungen im Stadtetat nach 
und nach ihre sozialen Dienste einstel­
len müssen.* Jetzt wissen die Freibur­
gerinnen, warum zunehmend unabhän­
gige kulturelle Initiativen in der Stadt 
absterben. • Undjetzt weiß man, für was 
ständig die Gebühren für Strom, Wasser 

und den öffentlichen Nahverkehr er­
höht werden.

Aber das Konzerthaus ist nicht nur 
einfach ein Prestig-Objekt für den Frei­
burger OB Böhme, der sich mit beson­
derem Elan für das Projekt eingesetzt 
hat.

Hinter dem Bau steht ein anderes 
Konzept der Stadtenwicklung: billiger 
Wohnraum wird zerstört. Luxusrenovie­
rungen und Umnutzung in Gewerbe­
räume nehmen zu. Das Stadtbild soll 
das Gesicht einer „Dienstleistungme­
tropole“ erhalten. Die Bahnhofsachse 
wird durchkommerzialisiert, dabei soll 
die „Erlebniswelt Bahnhof“ in der das 
„zentrale Kauferlebnis“ stattfinden soll, 
nun auch sozial sauber gehalten wer­
den. Nicht nur im Bahnhofsbereich, im 
ganzen Innenstadtbereich wird der öf­
fentliche Raum den Ansprüchen des 
Profits unterworfen. Für bestimmte 
Formen des Lebens, z.B. das mietfreie 
und kollektive Wohnen in einer Wagen­
burg, soll kein Platz mehr sein.

Aus diesem Grund hatten auch ver­
schiedene Freiburger Wagenburgen, 
und andere emanzipative Gruppen zu 

einer Demonstration 
für ein selbsbestimm- 
tes Wohnen und Leben

_ am Tage nach der KTS- 
Eröffnung aufgerufen. 
Unter dem Motto: 
Wir wollen alles!
Das Konzerthaus 
aber nur in hand­
lichen Einzelteilen... 
... heißt es in einem Auf­
ruf: „Das Konzerthaus 
steht - kein Grund,

Trübsal zu blasen. Wir wollen die Eröff­
nungstage nutzen, um mitzufeiem. In 
diesem Sinne ist das Konzerthaus auch 
für uns die erste Adresse.

Wir konfrontieren die Stadtentwick­
ler, die Yuppies und diejenigen, die sich 
die kapitalistische Verwertung zur Her- 
zensangelegheit gemacht haben, mit 
zwei Dingen: dem Wunsch nach einem 
anderen Leben und dem Haß auf die­
ses“.

hav 
antifaschistische Zeitung Freiburg

vorliegen und eine, die für weitere Über­
griffe des türkischen Militärs auf Süd- 
Kurdistan (Irak) große Bedeutung hat. 
Wir werden diese Lieferung wohl kaum 
verhindern können, aber wir sollten 
deutlich machen, daß Waffenexporte 
nicht mehr ungestört stattfinden kön­
nen.

Bitte helft mit, diesen Waffenexport an 
das Licht der Öffentlichkeit zu zerren, 
indem Ihr

• Protest-Versammlungen und/oder 
gewaltfreie Aktionen in Eurem Ort or­
ganisiert oder Euch daran beteiligt

• Euch an Aktionen in Wörth bei Karls­
ruhe beteiligt

• Euch an der Aktion der DFG-VK 
NRW beteiligt

• bei Mercedes-Benz in Wörth gegen 
den Export der insgesamt 60 Panzer­
transporterprotestiert. (Bitte Kopie an 
uns) Adresse: Mercedes Benz AG, Post­
fach 20,76742 Wörth, Tel. 07271/711, Fax: 
07271/715353

• die Aktion mit einer Spende auf das 
unten genannte Konto (Stichwort: 
Wörth) unterstützt.“
Kampagne gegen Rüstungsexport, 
Büro: Bahnhofstr. 18, 65510 Idstein. Tel.: 
06126/55683, Fax:- 06126/54660. Bank­
verbindung: Verein Frieden und Ge­
rechtigkeit, Postgiroamt Frankfurt/ 
Main Konto 461026-600, BLZ 500 100 60

Mechtersheimer beim 
Förderkreis
Bündnis Deutschland
Krefeld. Am 22.6. fand laut Pressemit­
teilung des „Förderkreis Bündnis 
Deutschland“ eine von rund 200 Perso­
nen besuchte Veranstaltung statt, auf 
der Alfred Mechtersheimer zum Thema 
„Nationale Bewegung für Deutschland“ 
sprach. Anwesend waren Mitglieder von 
Republikanern, DVU, Deutsche Liga 
und NPD aus der Region, sowie Leser 
der „ JungenFreiheit“, die auf die Veran­
staltung hingewiesen hatte. Moderiert 
wurde die Veranstaltung von Manfred 
Rouhs, Herausgeber von „Europa Vorn“. 
„Nur ein sozialer und ökologischer Pa­
triotismus“ habe Zukunft, hob Mech­
tersheimer hervor. Einer Unterwande­
rung der FDP von rechts räumte er kei­
ne Chancen ein.

aus Antifaschistische Nachrichten

Kundgebung vor dem 
Abschiebeknast Düsseldorf
Düsseldorf. Seko Demirovski aus Skop­
je, Mazedonien, war ca. 4 Jahre in 
Deutschland. Zuletzt genoß er Kirchen­
asyl in Köln. Durch seinen Kontakt zur 

Sozialistischen Selbsthilfe Köln lernte 
er schnell die deutsche Sprache. Aber er 
war unvorsichtigerweise auch ein Alt­
stadtschwärmer: Im Rahmen einer Po­
lizeirazzia wurde Seko verhaftet. 3 oder 
4 Monate saß Seko nun im Abschiebe­
knast Düsseldorf-Gerresheim. Ca. 50 
Leute erschienen am 22.6. um 11 Uhr vor 
eben diesem Knast, um die Flüchtlinge 
hinter der Mauer zu grüßen und ihre So­
lidarität zum Ausdruck zu bringen. An­
ders als in Büren gab es Sichtkontakt zu 
den Gefangenen. So konnten sie die 
Botschaften und die Musik hören und 
die Transparente sehen. ... Die Wohl­
standsdeutschen verurteilen den Krieg 
in Ex-Jugoslawien, nur die Menschen, 
die sich dem Morden entziehen, die lan­
den dann eben in Gerresheim, genau wie 
Seko.

aus Lokalberichte Köln,

Deutsch-Kurdischer 
Solidaritätsverein durchsucht
Essen. Gegen 12.00 Uhr am 25.6.1996 
stürmten etwa 20 Polizeibeamte mit 
Spürhunden die Vereinsrüume des 
Deutsch-Kurdischen Solidaritätsverein 
in Essen-Altendorf. Die gesamte Weiten- 
straße wurde durch die Polizei abge- 
sperrt, der Verein umstellt. Die neun am 

wesenden Besucher wurden festgenom- 
men und zur erkennungsdienstlichen 
Behandlung ins Polizeipräsidium ge­
bracht. Auch ein 1 ^-jähriges Kind wur­
de gründlich durchsucht.

Die Begründung: Gegen drei Mitglie­
der des Vereins wird im Zusammenhang 
mit dem PKK-Verbot ermittelt. Die 
Durchsuchung sollte zum „Auffinden 
von Beweismitteln führen“. Der 
Deutsch-Kurdische Solidaritätsverein 
hat sich eindeutig gegen das sog. PKK- 
Verbot ausgesprochen und sich gegen 
die Kriminalisierung von Kurdinnen 
und Kurden eingesetzt. Offensichtlich 
konstruiert die Polizei daraus einen Ver­
stoß gegen das Vereinsverbot“, heißt es 
in einer Presseerklärung des Vereins. 
Der Verein fordert die sofortige Rück­
gabe des Arbeitsmaterials. Eine der 
Festgenommenen hat ebenfalls einen 
Anwalt eingeschaltet und fordert die 
Vernichtung der erkennungsdienstli­
chen Unterlagen. Diese Forderungen 
unterstützen auch andere Gruppen, wie 
die Regionalgruppe Essen/Mülheim von 
„Solidarität international“. Die Freund- 
Schaftsgesellschaft BRD-Kuba, Gruppe 
Essen, fordert die Oberbürgermeisterin 
auf, „sich schützend vor die zu Unrecht 
kriminalisierten kurdischen Bürgerin­
nen und Bürger unserer Stadt zustel­
len“. aus Lokalberichte Essen
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V
on einer breiten Öffentlichkeit 
scfion fast nicht mehr wahrge­
nommen, haben Strafprozesse ge­
gen ehemalige Funktionsträger der 

DDR und andere Personen nach wie vor 
gerichtliche Hochkonjunktur.

Erst kürzlich sprach das Düsseldorfer 
Oberlandesgericht gegen den SPD-Po­
litiker Karl Wienand das Urteil: Schul­
dig wegen geheimdienstlicher Tätigkeit 
für die DDR. Zwei Jahre und sechs Mo­
nate Haft. Wienand war von 1967 bis 
1974 parlamentarischer Geschäftsfüh­
rer der SPD-Bundestagsfraktion und 
hielt im Auftrag Helmut Wehners nicht­
offiziellen Kontakt zu einem DDR-Bür­
ger Alfred Völkel, der ohne Wissen Wie­
nands Offizier des Aufklärungsdienstes 
der DDR war. Das Gericht konnte juri­
stisch die Schuld Wienands, aktiv für 
das MfS gearbeitet zu haben, nicht 
nachweisen. Für das Urteil mußten In­
dizien und parteipolitische Optionen 
herhalten.

Als absurd bezeichnete es der letzte 
Chef der HVA des MfS, Werner Groß­
mann, Wienand habe von der DDR eine 
Million DM Agentenlohn erhalten, was 
ihm in seiner Zeugenaussage vom Bun­
desanwalt Lampe unterstellt worden 
sei. Großmann bezeichnete das als 
„schlimme Verfälschung“. Der Bundes­
anwalt habe sich „als Hochrechnungsa­
krobat“ erwiesen. Es sei ein „politisches 
Urteil“, daß „die Weiterführung des Kal­
ten Krieges im Gerichtssaal“ zeige. 
Großmann empfahl den Richtern, sich 
nach solchen „Spionen“ mal in anderer 
Richtung umzusehen. Eine gleiche Pra­
xis, nichtoffizielle Kontakte zur DDR 
unterhalten zu haben, hat nämlich auch 
die CDU in Richtung DDR realisiert. 
Nur- daß eben diese CDU-Vertreter 
nicht auf der Anklagebank sitzen.

Diese Anklagebank drücken seit ge­
raumer Zeit in der 27. Großen Straf­
kammer in Berlin sechs SED-Politbüro­
mitglieder, denen Totschlag durch Un­
terlassung an der Grenze DDR-BRD zur 
Last gelegt wird. Von der Kammer wur­
den bisher alle Anträge, das Verfahren 
einzustellen bzw. bis zu einer Entschei­
dung des BVerfG über die rechtliche

N
un haben wir wieder eine Mon­
tags-Demo in Berlin. Aktuali­
siert von den Berliner Univer­
sitäten, richten sie sich gegen die beab­

sichtigten Kürzungen im Sozial- und 
Hochschulbereich durch den Berliner 
Senat. Jeden Montag von 16 bis 17 Uhr 
findet sie statt. Im Moment noch de­
zentral: Die Technische und die Freie 
Universität vom Reuter- zum Breit­
scheidplatz und die Humboldt-Studie­
renden treffen sich Unter den Linden. 
Es ist aber schon daran gedacht, beide 
Demos bei Notwendigkeit zu verbinden. 
Also kein Ost-West-Gegensatz.

Die Studierenden der Berliner Unis 
haben allen Grund zum Protest. Der Se­
nat hält an seinen Kürzungsplänen be­
harrlich fest. Wissenschaftssenator Pe­
ter Radunski (CDU) wurde erst kürzlich 
sowohl im Audimax der Humboldt-Uni­
versität als auch an der TU ausgepfiffen, 
als er äußerte, „die Stadt stehe nicht am

Politische Strafverfolgung
ohne Ende Neues von der Siegerjustiz

Zulässigkeit auszusetzen, abgelehnt 
und die Anklageschrift verlesen. Der ge­
samte Prozeß offenbart große Lücken 
und erweckt den Anschein einer kon­
struierten Anklage. Oberstaatsanwalt 
Bernhard Jahnts, Anklagevertreter im 
Politbüro-Prozeß, sagte in einem Inter­
view, daß die Angeklagten die Macht ge­
habt hätten, „das tödlich wirkende 
Grenzregime zu ändern“. Rechtliche 
Grundlage sei das zur „Strafzeit gelten­
de DDR-Recht“. Nach DDR-Recht 
konnte Straftäter nur sein, wer die Tat 
selbst begeht oder durch einen anderen, 
der für die Tat nicht verantwortlich ist, 
ausführen läßt. DDR-Grenzer wurden 
aber bereits wegen Totschlags rechts­
kräftig verurteilt, die nun auch den An­
geklagten zur Last gelegt werden, wie 
der Anwalt Mückenbergers, Prof. Buch­
holz, ausführte.

Egon Krenz fordert seit geraumer Zeit 
die Hinzuziehung von ehemals Verant­
wortlichen der UdSSR, weil er meint, 
daß die DDR nicht die erforderliche 
Souveränität besessen hätte, um selbst­
ändig das Grenzregime zu ändern. Ab­
gesehen vom dem Hin und Her und den 
Versuch, den langjährigen Botschafter 
der UdSSR in der DDR, Pjotr Abrassi- 
mow, als Zeugen zu vernehmen, lehnte 
das Gericht es ab, eine Stellung-nahme 
kompetenter sowjetischer Militärs als 
Aussage zu verwerten, in der diese un­
terstreichen, daß „die Grenze als eine 
zwischen zwei sich feindlich gegenüber­
stehenden militär-politischen Blöcken 
betrachtet und behandelt“ werden muß 
und die DDR auf vielen „Gebieten sou­
verän (war), aber nach unserer Ein­
schätzung nicht auf militär-politischem 
und militärischem Gebiet.“ Die DDR- 
Führung sei in „ihren politischen und 
militärischen Entscheidungen nicht 
frei“ gewesen. Krenz reagierte auf die 
Ablehnung mit den Worten: „Nicht das

Protest an den Hochschulen
Gegen Haushaltskürzung und Studiengebühr

Ende, sondern am Anfang der Spardis­
kussion.“ Die Studierendenhielten ihm 
die Finanzierung entbehrlicher Groß­
projekte in Berlin entgegen, nicht nur 
solcher im Städtebau, sondern auch die 
Pläne zur Entwicklung des europäi­
schen Kampfflugzeuges.

Im Mittelpunkt der Proteste stehen 
gegenwärtig die erhöhten Studienge­
bühren. Studierende, die sich einschrei­
ben oder zurückmelden, müssen eine 
zusätzliche Gebühr von 100,00 DM be­
zahlen (vorher nur 40,00 DM für das Stu­
dentenwerk). Die GEW hat erklärt, daß 
die Erhebung dieser Rückmelde- und 
Einschreibgebühr rechtswidrig ist, da 

sie keineswegs als Verwal­
tungskosten gesehen wer­
den kann, für deren Deckung 
sie angeblich bezahlt wer­
den soll. Sie überschreitet 
diese um das Sechsfache. 
Nun wurde bekannt, daß 
dieses Studentengeld aber 
nicht einmal den Unis zu­
gute kommen soll, sondern 
dem Senat zur Verfügung ge­
stellt wird und dieser plant, 
damit fremde Projekte zu fi­
nanzieren. Der Senat will so­
mit vorhandene Haushalts­
löcher mit Studentenge­
bühren Stopfern

'41

Recht, sondern eine militante Anti- 
DDR-Haltung“ leite die Anklagebehör­
de. Sie habe keinerlei Ermittlungen in 
Richtung Bonn oder NATO geführt und 
keine Schlußfolgerungen aus interna­
tionalen Verträgen der DDR und der in­
ternationalen Lage gezogen.

Schwere Vorwürfe wurden auch in 
Richtung Sonder-Staatsanwalt Ober­
staatsanwalt Schneider aus München 
laut, der 1992/94 als Ermittler der „Ar­
beitsgruppe Regierungskriminalität“ 

, einige der heute Angeklagten als „Zeu­
gen“ vernahm und große Teile der An­
klageschrift erarbeitet hat. Schneider, 
der z.B. Mückenberger als „Zeugen“ vor­
geladen hatte, verschwieg ihm, daß er 
nur im Beisein eines Anwaltes aussagen 
muß. Damals war schon klar, daß er als 
Beschuldigter geladen werden sollte. 
Das war „verkappte Beschuldigtenver­
nehmung“ wie Prof. Buchholz konsta­
tierte. Solche Aussagen unterliegen 
dem Verwertungsgebot. Das sei gesetz­
widrig wie vieles andere in diesem Pro­
zeß.

Belegt werden kann das durch eine 
Vielzahl Fakten: Das Gericht lehnt den 
Antrag Egon Krenz' zur Zeugenverneh­
mung ehemaliger Verantwortlicher der 
UdSSR ab. Es lehnt es auch ab, alliier­
te Militärkarten und Dokumente aus 
dem Bundesarchiv mit einzubeziehen, 
die bestätigen, daß das Grenzgebiet 
DDR-BRD als „militärisches Sperrge­
biet“ von der Gegenseite akzeptiert 
worden war. Oberstaatsanwalt Jahnts 
versucht, die Zeugenvernehmung des 
SU-Botschafters zu verhindern. Jahnts 
ist es aber auch, der unbenommen eines 
Antrags des Anwaltes des Mitangeklag­
ten Kurt Hager, den Prozeß gegen ihn 
wegen seines schlechten Gesundheits­
zustandes abzutrennen, überhaupt 
nicht reagiert und seine Stellungnahme 
verliest. So verstricken sich Richter und 

Nun rufen die GEW und die studenti­
sche Protestinitiative zum Boykott auf: 
Die Gebühr soll durch einen Wider­
spruch angefochten werden, d.h. sie soll 
unter Vorbehalt zunächst bezahlt wer­
den, um der Exmatrikulation zu entge­
hen, um dann aber später über eine Kla­
ge vor dem Verwaltungsgericht zurück­
gefordert zu werden.

Die Montags-Demos machten den Ge­
bührenboykott zu einer ihrer Hauptfor­
derungen. Inzwischen hat die „Initiati­
ve gegen Studiengebühren“ mitgeteilt, 
daß von 23.000 eingegangenen Zahlun­
gen mehr als 10.000 eine um die Gebühr 
reduzierte Summe aufweisen. Nun geht 
die Runde der Klagen betroffener Stu­
denten vor dem Berliner Verwaltungs­
gericht los. Tausende werden das Ver­
waltungsgericht mit Arbeit zudecken.

Proteste werden sich auch gegen die 
178. Hochschulrektorenkonferenz, die 
in diesen Tagen stattfindet, richten, weil 
zu erwarten ist, daß diese die erhöhten 
Studiengebühren bestätigt. Es wird be­
fürchtet, daß diese beschließt, die Stu­
diengebühr an allen Hochschulen ein­
zuführen. Aktionen während der Ta­
gung in Berlin sind geplant. Am Ta­
gungsort werden permanent Aktionen 
durchgeführt. Drei Demos sind geplant 
und vereinen sich zum gemeinsamen 
Protest vor dem Tagungsort mit dem

Staatsanwälte in Widersprüche, die 
schwer zu erklären sind, die aber auch 
ein deutliches Licht auf das Vorgehen 
der bundesdeutschen Justiz werfen.

Oberstaatsanwalt Jahnts, der 1979 
mit der strafrechtlichen Verfolgung von 
Nazi-Verbrechen befaßt war, konstatier, 
te in seinem zusammen mit Rupert 
Scholz 1986 herausgegebenem Bericht, 
daß das „Ergebnis unbefriedigend“ sei, 
weil es das Rechtsempfinden großer 
Teile der Bevölkerung verletzen kann“, 
die deutsche Justiz „habe vor erhebli­
chen rechtlichen und tatsächlichen 
Schwierigkeiten“ gestanden. Jahnts be­
zieht sich auf die Tatsache, daß die Er­
mittlungen gegen ehemalige Richter 
und Staatsanwälte am „Volksgerichts­
hof“ keine rechtskräftige Verurteilung 
erbrachten und von schließlich neu auf-1 
genommen Verfahren 1979 von 110 er- 
mittelten Beschuldigten lediglich einer; 
angeklagt wurde. Sein Klagelied im Be­
richt kontrastiert heftig mit der aus­
drücklich formulierten Feststellung, I 
daß im Politbüro-Prozeß die „Rechts-' 
grundlage nicht konstruiert ist.“

Rudolf Bahro, der als Zeuge vor dem 
Berliner Landgericht im Prozeß gegen 
zwei DDR-Juristen geladen war, die zü 
DDR-Zeiten an seiner Verurteilung zu 
acht Jahren Haft mitwirkten, bezeich' 
nete den Prozeß als Siegeijustiz. Da* 
Verfahren sei nicht legitim, denn „die i 
Bundesrepublik hat damit nichts zn 
tun.“ Das Verfahren gebe es nur, weil ein . 
System über das andere gesiegt habe.

Im Politbüro-Prozeß wird das eben­
falls deutlich, nur, daß hier an Verant' 
wörtlichen der DDR Rache genommen 
werden soll und die Abrechnung n$ 
dem DDR-System auch populär sein 
muß: Nach den Kleinen nun die Großen, 
erst die Grenzsoldaten, jetzt die poli­
tisch Verantwortlichen.

Jahnts antwortete in dem erwähnten 
Interview auf die Frage, wieviele Ver­
fahren es noch geben werde: , Es gfo* 
eine Vielzahl von Ermittlungsverfahren 
wegen einzelner Todesfälle... Wie lang6 
die Ermittlungen im einzelnen dauern | 
werden, vermag ich nicht zu sagen.“ Diß 
Siegeijustiz geht weiter! • (abe) 
Quelle: ND, Ausgaben Mai, Juni, Juli 1996

Bündnis gegen Sozialabbau und AUS' 
grenzung zu einer großen gemeinsamen 
Abschlußkundgebung.

• Für viele Studenten war es eine Of' 
fenbarung, daß es ihnen an den oft nicht 
vorhandenen Geldbeutel geht und RF 
dunskis gar über eine Erhöhung der öe' 
bühr auf 1.000,00 DM pro Semestef 
nachdenkt. Viele erkennen, daß es a9 
die Substanz geht, und schließen sich 
deshalb den Protesten in Ost und West 
an. Der Lehrkörper der Universitäten 
unterstützt die vielfältigen Aktivitäten 
der Studenten.

Inzwischen geht die Streichorgie wef 
ter. In Brandenburg verkündete Mini' 
ster Reiche (SPD) eine Kürzung um 4L5 
Mio. DM für die dortigen Hochschulen' 
Besonders die Potsdamer Uni, die flh ’ 
3,5 Mio. DM betroffen sein wird, h9 
massiven Protest angemeldet.

In Sachsen will Wissenschaftsministe 
Meyer von 10.400 Stellen an den Hoch 
schulen offenbar 3.000 streichen;
1.000 Studenten äußerten ihren Unm9' [ 
zu den Sparplänen des Dresdner [• 
nanzministeriums und der Rektor uß 
Leipziger Universität, Cornelius We*.(' 
erklärte, daß die Leipziger Universit9 
seit 1989 6.000 Stellen verloren hat ff9 
zu einer Provinz-Uni degradiert werd9' 
Nach „Karl-Marx-Universität“ nun 
Ausverkauf. t

Der Sparwut der Regierungen steh 
der Protest der Studenten und d9 
Lehrkörpers entgegen. Alle sind vo9 
Sozial- und Bildungsabbau betrog 
Die Interessen in der Auseinanders^' 
zung mit diesem Regierungskurs 
chen sich immer mehr an. (abe
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IBM muß Arbeitszeit einhalten 
und vermögenswirksame 
Leistungen zahlen
IBM hat die Revision beim Bundesar­
beitsgericht gegen ein Urteil des Lan­
desarbeitsgerichts Hamburg zurückge­
nommen. Damit wird rechtskräftig, was 
IG-Metall-Mitglieder eingeklagt hat­
ten: IBM muß ihnen die in der Metallin­
dustrie geltenden kürzeren Arbeitszei­
ten und den Anspruch auf vermögens­
wirksame Leistungen zugestehen.

Der IG-Metall-Vorstand in Frankfurt 
forderte daraufhin am 21. Juni: „Die 
IBM sollte wieder zu Recht und Gesetz 
zurückkehren und jetzt auch die rechts­
widrigen Urlaubsgeldkürzungen, mas­
siven Abgruppierungen und alle übri­
gen Verschlechterungen der Arbeitsbe­
dingungen zurücknehmen.“

Konkurs der KHD abgewendet, 
Stadt Köln zählt
Der Konkurs des Kölner Maschinen- 
baukonzems Klöckner-Humboldt- 
Deutz wurde abgewendet. Dies gelang 
durch einen enormen finanziellen Kraft­
akt, zu dem die Stadt Köln einen bisher 
in solchen Fällen nicht dagewesenen 
Beitrag von 289 Mio. DM leistete. Damit 
wird der krisengeschüttelte Stadthaus­

halt einem extremen Risiko unterwor­
fen, was SPD und CDU per Dringlich­
keitsentscheid verantworten. Ob damit 
jedoch die 4500 Arbeitsplätze in Köln
und erst recht die insgesamt 9400 KHD- 
Arbeitsplätze auf absehbare Zeit ge­
sichter sind, ist mehr als ungewiß.
(aus einer Stellungnahme des wirtschaftspoli­
tischen Sprechers der Grünen Köln)

Je 100 DM pauschal für die Monate Juni bis Sep­
tember und 1,8% mehr Lohn ab Oktober bei 16 Mo­
naten Laufzeit (bis 30.9.1997), so lautet das Er­
gebnis der Stahl-Tarifrunde. Immerhin ist die Kür­
zung der Lohn fortzahlung von Tisch. Zu Beginn der 
Verhandlungen am 18.6. besetzten 250 Stahlar­
beiter der Räume des Verhandlungslokals.

Zeitstrukturen - PDS lädt ein
4. gewerkschaftspolitischen Konferenz der 
PDS: Am 7. /8. September 1996 findet die 4. 
gewerkschaftspolitische Konferenz der PDS 
in der Rheinhausen-Halle in Duisburg statt. 
Veranstalter sind: die AG Betrieb und Ge­
werkschaften der PDS, die Bundestagsgrup­
pe und der Parteivorstand der PDS. Thema: 
Zeitstrukturen • Mehr Zeit zum Leben - Ent­
würfe zur Neuverteilung der Arbeitszeit. Be­
ginn: 10 Uhr. Begrüßung: Ulla Lötzei; sozial- 
und gewerkschaftspolitische Sprecherin 
PDS/NRW • Grußwort: Pfarrer Kelp, Duis­
burg • Einleitung: Harald Werner, gewerk­
schaftspolitischer Sprecher der PDS. Refera­
te: JörgHufischmid:Strategische Bedeutung 
des Kampfes um Arbeitszeitverkürzung • 
Steffen Lehndorff: Arbeitszeitverkürzung als 
Beschäftigungspolitik • Gisela Kessler: Ar­
beitszeitverkürzung als Gesellschaftspolitik. 
Ab 14-18.30 Arbeitsgruppen: • AG 1: Neue Ar­
beitszeitmodelle - Flexibilisierung für das Ka­
pital oder Zeitsouveränität für Beschäftigte. 
Impulsreferate: Brigitte Gerloff (ÖTV Perso­
nalrätin, Mitglied der Großen Tarifkommissi- 
Qn), Hermann Dierkes (IGM, Vertrauens­
mann Duisburg), Martin Lesch (HBV, Ge­
werkschaftssekretär Leipzig). Leitung: Ge­
rald Kemski (ÖTV Vertrauensmann, Spre­
cher der AG Betrieb und Gewerkschaft) AG 
2: Weniger arbeiten für mehr Geld - die Dis­

Ausbeutung auf dem Bau
Unternehmer pleite, Arbeitern aus der Türkei und 
Kurdistan droht jetzt Abschiebung

kussion um den Lohnausgleich Impulsrefera- 
te:Udo Staake, (IGM, Stadtverordneter Lei­
pzig), Uwe Doering (MdA Berlin, IGM Be­
triebsratsvorsitzender) , Astrid Frenzei (IGM, 
Betriebsrätin), Brigitte Zick (ÖTVPersonal­
ratsvorsitzende, Mitglied der Großen Tarif­
kommission), Leitung: Peter Schoder (IGM 
Betriebsrat) AG3: Zeit ohne Arbeit - emanzi­
patorische Aspekte der Neugliederung der 
Arbeitszeit Impulsreferate: Gisela Kessler 
(IGM); Judith Dellheim (Mitglied PV der 
PDS, Sprecherin der AG Betrieb und Ge­
werkschaft), Ulla Lotzer (HBV, Gewerk­
schaftssekretärin), Leitung: Edith Graw 
(IGM, Mitglied der Vertreterversammlung, 
DGB- Kreisvorstand). Impulsreferate: Man­
fred Birkhan (HBV, Landesvorsitzender Ber­
lin), Kerstin Artus (IG Medien, Betriebsrats­
vorsitzende), Leitung: Dorothea Knauth 
(HBV) ab 19.00 Uhr: Gemeinsamer Klönabend 
mit Essen, Trinken und Kultur. Sonntag, 8. 
September: Abschlußplenum und Diskussi­
on. An der Konferenz wird höchstwahr­
scheinlich auch eine Delegation der Kom­
munistischen Partei Frankreichs (FKP) teil­
nehmen. Anmeldung bitte an: PDS PV, Kleine 
Alexanderstr. 28,10178 Berlin. Übernachtun­
gen können in der Jugendherberge für 22,50 
DM je Übernachtung reserviert werden. Bit­
te bei der Anmeldung angeben.

IG Medien zur Kündigung des 
Manteltarifvertrags
Kapitalistenverband kündigt Tarifvertrag um soziale 
Schutzrechte abzubauen / IG Medien kündigt Kampf an

Mit der Kündigung des Manteltarifver­
trags für die Druckindustrie einschließ­
lich seiner Anhänge verfolge der Bun­
desverband Druck (BVD) die weitge­
hende Zerstörung und Entwertung des 
Flächentarifvertrags, erklärte die Indu­
striegewerkschaft Medien. Der Gewerk­
schaft, deren Tarifkommission noch am 
vorigen Dienstag beschlossen hatte, 
den Tarifvertrag ihrerseits nicht zu kün­
digen, war ein entsprechendes Schrei­
ben des BVD am Donnerstag (27. Juni) 
zugegangen. Mit diesem Angriff auf die 
sozialen Schutzrechte der Arbeitneh­
merinnen und Arbeitnehmer mache 
sich der BVD zur Speerspitze der deut­
schen Unternehmerverbände. Die Un­
ternehmer wollten damit auch den ta­
rifvertraglichen Schutz vor einer ge­
setzlichen Einschränkung der Lohn­
fortzahlung beseitigen.

In einem Sondierungsgespräch am 
Montag dieser Woche hatte der Unter­
nehmerverband seine Forderungen

DGB-Aktionen am 27. Juni/ 
Aktionsplan für Herbst 
angekündigt
Insgesamt neun Seiten umfaßt die Ta­
belle, die der DGB über die Aktionen 
von Beschäftigten vor der Bundestags­
beschlußfassung über Sozialabbau al­
lein für Baden-Württeinberg zusam­
mengestellt hat. In einer Presseer­
klärung des DGB Baden-Württemberg 
schreibt Pressesprecher Jürgen Klose:

Bei mehr als hundert Aktionen des 
DGB und der Gewerkschaften haben 
vor der Bundest agsdebatte am 28. Juni 
heute weit über 50000 Beschäftige im 
Land.mit Arbeitsniederlegungen, Pro­
testkundgebungen, Fax-Aktionen an 
die .Bundestagsabgeordneten bis hin 

nach drastischen Verschlechterungen 
der Arbeitsbedingungen für die Be­
schäftigten der Druckindustrie ange­
deutet: Einführung regelmäßiger Sams­
tagsarbeit, Wegfall bezahlter Pausen für 
Schichtarbeiter, unbegrenzte Flexibili­
sierung der Arbeitszeiten nach den In­
teressen der Unternehmer, Einschrän­
kungen bei der tariflichen Jahreslei­
stung (Weihnachtsgeld) und beim Ur­
laubsgeld. Was dann noch vom Mantel­
tarifvertrag übrigbleibe, müsse oben­
drein mit betrieblichen Öffnungsklau­
seln versehen werden, also der Möglich­
keit, daß Arbeitgeber und Betriebsrat 
weitere Verschlechterungen vereinba­
ren können.

Die IG Medien werde die von den 
Druck-Unternehmern beabsichtigte 
Zerstörung nahezu sämtlicher tarifver­
traglicher Schutzrechte mit allen ge­
werkschaftlichen Mitteln bekämpfen, 
erklärte ein Gewerkschaftssprecher.

Stuttgart, 27. Juni 1996

zu Mahnwachen gegen den Bonner So­
zialabbau protestiert. Im Mittelpunkt 
stand dabei die Kritik an den geplan­
ten Verschlechterungen bei der Lohn­
fortzahlung und beim Kündigungs­
schutz.

Der DGB-Vorsitzende Pommerenke 
kündigte die Fortsetzung der Proteste 
nach der Sommerpause an. Im Sep­
tember soll auf einer Tagung aller Ta­
rifkommissionen der Gewerkschaften 
in Baden-Württemberg ein Aktions­
plan zur tariflichen Sicherung der 
Lohnfortzahlung und des Kündi­
gungsschutzes beschlossen werden. 
Auf einem „Sozialgipfel“, ebenfalls im 
September, wird deutlich werden, daß 
es ein breites Bündnis gegen die An­
griffe auf den Sozialstaat gibt, erklärte 
Pommerenke.

54 Arbeiter aus der Türkei und Kurdi­
stan warten seit Januar auf ihren Lohn. 
Sie sind angestellt bei der Firma Roh­
bau, einem Subuntemehmen, das von 
einem Türken mit deutschem Paß ge­
führt wird. Das Subuntemehmen fun­
giert als Arbeitskraftverleiher an Bau­
unternehmen.

Einige der Arbeiter sind seit einem 
Jahr hier, andere seit 6 Monaten. Sie ar­
beiteten auf Baustellen der Ignaz Wal­
ter Tochterfirma Dywidag in Berlin, von 
Horle + Böswillibald und von Häuptler 
in Augsburg und München. Bis Dezem­
ber wurden die Arbeiter regelmäßig ent­
lohnt. Seitdem wurden sie immer wie­
der vertröstet. Der Subunternehmer 
hatte sie in der Türkei für einen Stun­
denlohn von 6,40 DM bei freier Unter­
kunft und Verpflegung sowie Fahrtko­
stenerstattung angeheuert. In die An­
tragsformulare für ihre Aufenthalts­
und Arbeitserlaubnis hatte er 16,40 DM 
Stundenlohn eingetragen. Manche Ar­
beiter mußten die Anträge sogar blan­
ko unterschreiben. Für die Verlänge­
rungen ließ er sich auch stets Quittun­
gen mit viel höheren Lohnbeträgen un-* 
terschreiben, bzw. er fälschte später, 
seit er keine Löhne mehr auszahlte, die 
Unterschriften. Die deutschen Bauun­
ternehmer wußten seit langem von den 
Machenschaften des Subunternehmers 
und daß die Arbeiter seit Monaten ohne 
Geld lebten.

In Berlin wurden die Arbeiter ge­
zwungen, trotzdem weiterzuabeiten. 
Die Firmenleitung von Horle + Böswil­
libald, die - wie auch der Betriebsrat der 
Firma - jetzt mit Spenden die Bauar­
beiter unterstützt, erklärte, sie habe 
Lohngelder und Antragsgebühren an 
den Subuntemehmer ausgezahlt. Was 
der dann damit machte, darauf hätten 
sie keinen Einfluß. Als die Arbeiter von 
Dywidag in Berlin im Dezember nach 
Augsburg fahren wollten, beschlag­
nahmte ihr Wohnungsvermieter den 
Bus des Rohbau-Subunternehmens, 
weil ihm schon länger Mietgelder nicht 
gezahlt worden waren.

Jetzt leben alle 54 Arbeiter in sog. 
Wohncontainern in unmenschlicher 
Enge. Überleben konnten sie nur, weil 
ihre Landsleute hin und wieder Lebens­
mittel vorbeibrachten.

Nach den ersten Berichten in der 
„Augsburger Allgemeinen“ gibt cs auch 

finanzielle Hilfe von deutscher Seite. 
Die Gewerkschaft BAU hat für einen 1 
Rechtsbeistand gesorgt, der ein mög­
lichst schnelles Verfahren gegen den 
Subuntemehmer anstrebt. Es eilt auch 
deshalb, weil für einige der Arbeiter die 
Aufenthaltserlaubnis bereits abgelau­
fen ist und Landrat Vögele erklärt hat, 
„Illegale“ dürften hier nicht bleiben.

„Illegal“ ist jeder Leiharbeiter, der kei­
ne Arbeitsstelle oder keine Aufent­
haltsberechtigung hat (beides hängt 
voneinander ab). Für Landrat Vögele 
reicht aus, daß die Arbeiter von der Ber­
liner Baustelle seit zwei Monaten keine 
Arbeit mehr haben; deshalb müßten sie 
unverzüglich ausreisen. Dagegen haben 
die Gewerkschaft BAU und die SPD 
energisch protestiert.

Inzwischen ist der Subuntemehmer 
verhaftet worden und sitzt in Untersu­
chungshaft. Ob von den vorenthaltenen 
Lohngeldern noch etwas aufzufinden 
war, ist bisher unbekannt. Das Strafver­
folgungsinteresse seitens der Justiz 
scheint bisher eher lahm: Seit Novem­
ber 1995 wurde bereits wegen „illegaler 
Beschäftigung“ gegen den Mann ermit­
telt. Nun soll er wegen ausbeuterischer 
Beschäftigung vor Gericht kommen.

Grundlage ausbeuterischer Beschäf­
tigung ist die Tatsache, daß Subunter­
nehmer in Deutschland zu nahezu allen 
Möglichkeiten Menschen verleihen und 
unterbringen können. Eine Kontrolle 
findet nur in Bezug auf die jeweiligen Er­
laubnisse statt. Die großen Baunter- 
nehmen, die von dieser Sklavenhalter­
tätigkeit profitieren, sind gänzlich 
außerhalb jeder Verantwortung. Das 
Entsendegesetz, das einen Mindestlohn 
zeitlich gestaffelt von 15,40 DM (sofort) 
bis 18,60 DM ab 1.12.96 vorsieht, wird im 
Ausschuß des Arbeitsministeriums 
durch die Vertreter von Gesamtmetall, 
Gesamttextil und dem Deutschen Ar­
beitgeberverband blockiert.

In der letzten Woche berieten Vertre­
ter etlicher Organisationen mit den Ar­
beitern. Am Samstag, 6. Juli ab 10 Uhr 
soll in der Innenstadt eine Solidaritäts­
kundgebung durchgeführt werden, um 
die Abschiebungen möglichst zu ver­
hindern und für die politische Sachver­
halte Öffentlichkeit herzustellen.

- (jol, Berichte aus 
Augsburg und Schwaben)
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Mercedes-Benz: Der Horrorkatalog der Centerleiter
... 'Mi

„Innenspiegel“, Mannheimer Betriebszeitung berichtet über neue Erpressungen

Schwerstarbeit im Betriebsausschuß. 
Der Betriebsrat ist mitten in Verhand­
lungen über erneute Kostensenkungs­
maßnahmen in allen drei Werkteilen. 
Unter dem Titel - „Maßnahmen zur 
Standortsicherung Mannheim“ ge­
nannt - haben die Centerleiter Dr.Göt- 
tert, Landrock, Kleemann keinerlei 
Aussagen zur Standortsicherung ge­
macht, sondern einschneidende Forde­
rungen an die Belegschaft gestellt: 
Samstag als Regelarbeitstag, Erholzei­
ten kurzen oder ganz streichen, .Tarif­
verträge sollen gekippt und zerschlagen 
werden. Die Belegschaft wird massiv 
unter Druck gesetzt. Der Betriebsrat. 
„Nicht an Tarifverträgen rütteln las­
sen!“

Hintergrund für die erneuten 
Erpressungen: • die Vorgabe des Vor­
standes, alle Untemehmensbereiche 
bei Daimler-Benz zu liquidieren, die 

.nicht mindestens 12% Kapitalverzin­
sung (Rendite) erbringen. • Die Wör­
ther Programmsituation mit der nied­
rigsten Produktion seit 10 Jahren (nach 
dem Rekordjahr 1995) • die Zusage des 
Vorstandes, die 600er Baureihe unter 
der Bedingung eines Einsparpro­
gramms von 6 Millionen DM in Mann­
heim zu belassen.

Standort bröckelt weiter
Die Vertrauensleute wurden am 13.5. 
vom Betriebsratsvorsitzenden infor­
miert, in welchen Punkten Verhand­
lungsbereitschaft besteht. Aber Zuge­

ständnisse soll es nur geben für eine 
Mannheimer „Standortsicherung“. 
Denn trotz inzwischen jahrelanger Zu­
geständnisse bei Kostensenkung sind 
auch gefährdet und bedroht: Gießerei 
mit drohender Ausgründung und Ka­
belsatz, Textilfertigung, Omnibusbe­
stuhlung durch Fremdvergabe.

Der Betriebsrat fordert außerdem - 
wie in Untertürkheim bereits durchge­
setzt - Kündigungsschutz, Übernahme 
der Azubis und mehr Ausbildungsplät­
ze bis zum 31.12.2000.

Die Zahl der noch 10000 Beschäftigten 
in Mannheim wird von den Center-Lei­
tern nicht garantiert. Im Gegenteil: 
Jede Kostensenkungsmaßnahme - be­
sonders der größte Brocken Erholzeiten 
- verursacht weiter massive Arbeits- 
platzvemichtung. Die Mannheimer Ar­
beitsplatzsituation wird durch jede Ko­
stensenkung weiter verschärft.

Schrempps Kriegserklärung
Der Horrorkatalog der Centerleiter ist 
die Konsequenz aus den Drohungen 
und Erpressungen der Daimler- und 

' Mercedes-Belegschaften durch den 
Vorstandsvorsitzenden Schrempp. Bei 
der Bilanzvorlage im April hatte 
Schrempp angedroht: Wo die 12% Ka­
pitalrendite nicht gebracht werden, 
„...hat das Geschäftsfeld ein Problem“! 
Siehe DASA und AEG - Schrempp 
schreckt nicht davor zurück, die Exi­
stenz von Tausenden Familien zu zer­
schlagen.

Der Mercedes-Vorstand setzt jetzt die 
Nutzfahrzeugbelegschaften noch mehr 
unter Druck. Der „LKW-Europa“ bringt 
die 12% nicht. Vorstand Werner sagt, 
was er will, die Lohnsumme in Wörth sei 
600 Millionen DM höher als bei Volvo 
und Scania.

Im Daimler-Benz Konzern lag die Ka­
pitalrendite im letzten Jahr bei 4 bis 5% 
- und das im Nutzfahrzeug-Rekordjahr. 
Da sind die geforderten 12% bei krisen­
haft wegbrechenden Stückzahlen eine 
Kriegserklärung an die Belegschaft!

Erpressung geht weiter
Kein Zugeständnis bei Kostensenkung 
von Betriebsrat und Belegschaft bringt 
wenigstens kurzfristig etwas Ruhe - mal 
etwas Luft zum Durchatmen. Kontinu­
ierlich wurden und werden von Center­
leitern erst recht mehr und mehr die 
Daumenschrauben zugedreht.

20 bis 30 % wollen die Arbeitgeber ihre 
Kosten senken - das war ihre brutale 
Antwort auf das Bündnis für Arbeit - 
auch und gerade bei Mercedes!

Wenn das jetzige Standorterpres­
sungsprogramm mehr oder weniger 
durchgedrückt ist, hat PBO-Kleemann 
bereits das nächste bereit: Herr Klee­
mann sind zuviele Arbeiter und Ange­
stellte in höheren Lohn- und Gehalts­
stufen eingestuft gegenüber Kässboh­
rer in Ulm - vor allem ist ihm aber die 
Altersversorgung zu teuer...

(...) Es wird immer schwieriger mit 
dem sogenannten sozialverträglichen 

Abbau. Die finanziellen Bedingungen 
für ältere Kolleg/innen werden schlech­
ter - Altersteilzeit statt Frühpensionie­
rung.

Gesundheitlich Angeschlagene sind 
kaum noch im Betrieb unterzubringen. 
Mercedes Mannheim beschäftigt nur 
noch die gesetzlich vorgeschriebenen 
6% Schwerbehinderte - vor wenigen 
Jahren waren es noch ca. 11%!

Wenn der Personalabbau so weiter 
geht, gibt es in wenigen Jahren in Mann­
heim nur noch ein paar kleinere Center 
mit z.T. nur noch ein paar 100 Beschäf­
tigten. Dann ist der Standort wirklich 
gefährdet. An ein Stammwerk mit einst­
mals stolzen 14.500 Beschäftigten traut 
sich ein Vorstand nicht so leicht heran!

Es darf kein einziger Arbeitsplatz in 
Mannheim mehr fremd vergeben wer­
den! Es muß Arbeit nach Mannheim ge­
holt werden! Z.B. der Motor für den neu­
en Leichttransporter. Sonst wird der 
„schlank“ gemachte Standort Mann­
heim superschlank, dann magersüch­
tig, dann zum Skelett und dann?

Der Betriebsrat hat erklärt, daß die 
Standortsicherung nicht durchzuset­
zen ist ohne Unterstützung der Beleg­
schaft. Das' zeigte sich so in Mettingen, 
Untertürkheim, Sindelfingen. Arbeits­
niederlegungen waren die Folge der Er­
pressung durch die Centerleiter.’ Die 
Mannheimer Belegschaft muß auf dem 
laufenden gehalten und einbezogen 
werden!

(aus „Innenspiegel“, Juni 96)

Personalabbau 
bei Hamburger 
Versicherungen
In den letzten Wochen haben einige wei­
tere Versicherungen, die ihre Hauptver­
waltungen in Hamburg haben, an­
gekündigt, weiter Personal „abzubau­
en“, auch mit Kündigungen.

Deutscher Ring: Nachdem im Dezem­
ber 1995 noch ein Programm aufgelegt 
wurde, mit Maßnahmen wie Abfindun­
gen, Teilzeit, Beurlaubungen usw. 
knapp 300 „Arbeitskapazitäten“ (von 
2100) in der Hauptverwaltung loszu­
werden, überraschte der Vorstand am 
7.6. mit der Meldung, weitere 300 seien 
fällig und Entlassungen seien jetzt „kein 
Thbu“ mehr. Während die Angestellten 
nach wie vor unter starkem Arbeits­
druck stehen, weiter Überstunden ge­
macht und manche Mittagspause nicht 
genommen wird, jagte der Vorstand eine 
Beratungsfirma (AT Keamey) durchs 
Haus mit der Vorgabe, rechnerisch 25 
bis 30% der Beschäftigten überzählig zu 
machen. Diese Vorgabe hat die Firma 
selbstverständlich erfüllt und dafür kas­
siert - nichts leichter als das.

Die Vorgaben für solche Schritte kom­
men von der Baioise (Basel, Schweiz), 
der der Deutsche Ring seit 1985 an­
gehört. Diese hat sich die „Verdoppe­
lung des Konzcmgewlnns zwischen 
1983 und 1998" zum Ziel gesetzt und 
scheint dies auch zu erreichen. In dieser 
Beziehung befände sich die Biilolsc- 
Gruppe „auf der Zielgeraden”. Dazu 
müsse der Gewinn allerdings noch mal 
von 16) Mio «Fr (1995) auf 240 Mio. «Fr 
In 1998 steigen, in diesem Zusammen­
hang worden die Ausländsbeteiligun­

gen derzeit „überprüft“. Der Deutsche 
Ring soll seinen Anteil zur Steigerung 
des Konzemgewinns auf die bekannte 
Art beisteuem: ein Viertel bis ein Drit­
tel der Leute rausschmeißen - der Rest 
macht die Arbeit für die anderen mit.

Daß dies jedoch nicht reibungslos 
funktionieren wird, zeigte die Betriebs­
versammlung am 12. Juni: Auf der am 
besten besuchten Versammlung seit 
Jahrzehnten wurde dem Vorstand der 
„Kampf um jeden Arbeitsplatz“ ange­
sagt, die Stimmung war auch entspre­
chend kämpferisch, erste Aktionen ha­
ben an diesem Tag schon mal stattge­
funden. Die nächste Aktion findet zur 
Aufsichtsratssitzungam 3.7.96 statt, auf 
»der der Personalabbau abgesegnet wer­
den soll.

Volksfürsorge: Die Aachen-Münchner 
Versicherung hat bei der Volksfürsorge 
neue Vorstände eingesetzt, die aus der 
früher gewerkschaftseigenen Versiche­
rung mit - noch - relativ guten Bedin­
gungen für die Beschäftigten ein „nor­
males Unternehmen“ machen sollen. 
Erklärtes Ziel sind ein einschneidender 
Personalabbau in den nächsten Jahren 
und eine Senkung der Löhne und Gehäl­
ter um mehr als 10%. Zu diesem Zweck 
hat der Volksfürsorge-Vorstand am 
5.6.96 alle Haustarife zum frühest mög­
lichen Termin, überwiegend zum Ende 
dieses Jahres, gekündigt. In den Haus­
tarifen ist u.a. festgelegt: Eine um 8% 
über dem Branchentarif höhere Einta­
rifierung. die 35-Std.-Woche (bei 38 Std. 
in der Branche), Sonderzahlungen so­
wie besondere Mitbestimmungsrege­
lungen (z.B. Mitbestimmungsrechte 
der gewerkschaftlichen Vertrauensleu­
te). In einer stürmischen Betriebsver­
sammlung am 19.6. haben 2000 Be­
schäftigten gegen diese Maßnahmen 
protestiert. In einer Demonstration zur 
Hauptverwaltung an der Alster haben 
«le anschließend ihren Protest auf die 
Straße getragen. - (res)

Opel: Standortpolitik und
Standortstrategie
Rationalisierunsinvestionen auf Kosten der Stadt 
Aus „Standorte“, Betriebszeitung bei Opel Bochum

„Standort“ - in einem marxistischen 
Wörterbuch des nächsten Jahrhunderts 
könnte dazu stehen: „Erfolgreiche Poli­
tik des Kapitals im ausgehenden 20. 
Jahrhundert. Beruhte auf Erpressung 
von Belegschaften, Kommunen und Na­
tionalstaaten mit den Argumenten Ko­
sten, Standortverlagerung, Arbeitsplät­
ze“

Natürlich kann sich die Stadt Bochum 
hier nicht herausnehmen, und zur Ver­
deutlichung reicht die Politik der letz­
ten zwei Jahre gegenüber Opel Bochum 
vollkommen aus. So beschloß Opel die 
Sitzefertigung auszulagern - an John­
son Controlls. Aus befristeten Arbeits­
plätzen (größtenteils leistungsgemin­
derter älterer Frauen) im Metalltarif 
wurden befristete im billigeren Textil­
bereich, wobei die Stadt Bochum die 
Standortentscheidung von Johnson - in 
Konkurrenz zur Stadt Köln - stark sub­
ventionierte und das Arbeitsamt Bo­
chum die Einarbeitung finanzierte - wie 
übrigens auch im letzten Sommer, als 
diese Firma auch die Sitzefertigung für 
Ford Köln aufnahm.

Einmaliges Beispiel?
Opel Bochum baut weiter Arbeitsplät­
ze ab. lagert Funktionen aus und ver­
weigert die Weiterbeschäftigung von 
Kolleginnen mit befristeten Arbeitsver­
trägen. Die Folgen: Noch mehr Arbeits­
verdichtung für den Rest der Bcschäf- 

tigten, die für ihre arbeitsbedingten EP 
krankungen auch noch verfolgt und un- 
ter Druck gesetzt werden und für diß 
Stadt Bochum gestiegene Zahl an AP 
beitslosen.

Die Konsequenzen: Die Stadt beteilig 
sich mit ca. 6 Millionen an Ausbau und 
Sanierung des für beide Werke günstig 
gelegenen Robert-Möser- Gelände*
zum Gewerbegebiet, das bereits 
Zwischenlager von für Opel tätige Spß' 
ditionen benutzt wird. Um die Komm11' * 
ne in Schutz zu nehmen: Sie bekomm 
auch etwas dafür, denn Opel investier; 
im Moment ca. 100 Millionen DM in d^ 
Modernisierung der Fertigmontage, 
durch der Standort gesichert schien--' 
Daß diese Investitionen durch den A 
bau von mindestens 2500 Arbeitspl^ 
zen bis zum Jahr 2000 (längst sind We 
höhere Zahlen im Gespräch) begieß 
sein wird, oder diesem gar dienen so ’ 
scheint die Stadtverterlnnen kaum 
stören! Sie honorieren diese Steigern^ 
kommunaler Sozialkosten mit einer 
klusiven Autobahnanbindung für OP 
Bochum... mit Landeshilfe und entg 
gen der Koalitionsvereinbarung! n

Und wer nun noch immer glaubt, dß 
diese Finanzierung des Arbeitsplatz^ 
baus mit unseren Steuergeldern em 
Ausnahme sei, dem wird das o.g. 
tcrbuch auch nicht mehr helfen m?1 
nen...

(aus Standorte, der Belegschaft^, 
tung von GM! Opel-Bochum, Nr. 22 v°!

, Juni 1996)
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G
ewiß, die drei Landräte, die ur­
sprünglich zugesagt hatten, wa­
ren alle kurz vorher von wichti­
gen Terminen am Kommen und Reden 

gehindert worden. Wenn aber von den 
guten Hundert, die der Einladung von 
PDS-Abgeordneten von Bundes- und 
Landtag aus Nordthüringen zu einer ar­
beitsmarktpolitischen Konferenz ge­
folgt waren, mehr als ein Drittel nicht 
zum PDS-Klientel gehörten; wenn nicht 
nur der DGB-Landesbezirk, sondern 
auch mehrere Industriegewerkschaften 
in die Debatte eingriffen; wenn die Lei­
terin eines Jugendamtes so genau und 
sensibel aus ihrer Praxis spricht, ohne 
ihre christdemokratischen Standpunk­
te zu verleugnen; wenn ein Unternehmer 
sich an die PDS wendet, der mit „seinen" 
16 Beschäftigten einen großen Teil der 
Arbeitsplätze brachte, die von den einst 
den Kalikumpels von Bischofferode ver­
sprochenen 1.000 Dauerarbeitsplätzen 
Wirklichkeit wurden; wenn sich 
schließlich zwei Bürgermeister, die aus 
der Bürgerbewegung kamen, streiten, 
ob das System an seine Grenzen gekom­
men sei; wenn als „Ernte" 8 konkrete 
Projektideen zur Bekämpfung der Ar­
beitslosigkeit die von der stellvertreten­
den Landesvorsitzenden Barbara Licht 
bzw. der sozialpolitischen Sprecherin 
der Bundestagsgruppe der PDS, Heidi 
Knake-Wemer vorgestellten wirt­
schaftspolitischen Vorschläge von DGB 
und PDS ergänzten, dann war der In­
itiator dieser Tagung im verödeten Kali- 
Standort Bleicherode, der wiederum in 
den Bischofferöder Betriebsrat gewähl­
te und jetzt mit PDS-Mandat im Bun­
destagsitzende Gerhard Jüttemann, sei­
nem Ziel ein gutes Stück näher gekom- . Auftrag gegebenen Arbeitsmarktanaly- 
men: angesichts der Not Zehntausender 
einen parteiunabhängigen Ratschlag 
organisieren, ein Bündnis für Arbeit als 
soziales Netzwerk statt als Kaminge­
spräch von Tarifparteien und Regie­
rungsspitzen. In dieser Intention hatte 
ja einst der Thüringer DGB aus den Er­
fahrungen des Aktionsbündnisses des 
Thüringer Betriebsräte die Idee eines 
Bündnis für Arbeit eingebracht. Und 
nicht nur die beiden Thüringer Bischö­
fe haben ihn aufgefordert, zu seinen Ur­
sprüngen zurückzukehren.

I

Die regionale Presse hatte in erstaunli­
cher Breite die Konferenz angekündigt 
und informierte ihre Leserinnen und Le­
ser im Ergebnis nicht nur sehr sachlich 
über Kemvorschläge der PDS, sondern 
brachte auch ungeschönt die harsche 
politische Kritik des in der Region ge­
achteten Bundestagsabgeordneten an 
Bundes- und Landesregierung. Über­
einstimmend wurden die Breite der 
Teilnahme und der bei unterschiedli­
chen Standpunkten übereinstimmende 
Realismus in der Betrachtung der Lage 
und der Folgen des Bonner Sparpakets 
hervorgehoben. Der Nordhäuser Ober­
bürgermeisterin wurde ihr Fehlen sogar 
als ungenügende Wahmahme der 
Stadtinteressen vorgeworfen. Währen 
dem IHK-Vertreter vieles zu oberfläch­
lich geblieben war und er den unter­
nehmerischen Aspekt zu wenig berück­
sichtigt fand (offenbar hatte er die um­
fangreiche Arbeitsmarktanalyse noch 
nicht gelesen, als er mit den Journali­
sten sprach), fiel die Thüringisches Lan­
deszeitung, vor der Wende das Blatt des 
Mittelstandes und der kritischen Intel­
ligenz, durch ihre sehr genaue und dif­
ferenzierte Berichterstattung auf. Auch 
der regionale Rundfunk nahm von der 
Konferenz Notiz, wenn auch die Ent­
scheidung, ob das Fernsehen berichten 
solle, offensichtlich negativ ausgefallen 
war. Linke Medien hingegen fanden 
nicht den Weg in die einst so spekta­
kuläre Region, die immerhin Korre­
spondenten von FAZ und Süddeutscher 
eine Nachfrage wert war.

Von Anfang an war für die Konferenz 
Realismus angesagt, der allein sic schon

von den drei vorausgegangenen regie­
rungsoffiziellen Regionalkonferenzen 
unterschied. Zumal nicht die Investiti­
onsmillionen und wachsenden Umsätze 
das Kriterium abgaben, sondern einzig 
und allein die Schaffung von Arbeits­
möglichkeiten für jene, denen der 
Crash-Kurs die Grundlage einer men­
schenwürdigen Existenz entzogen hat.

Realismus und der gemeinsame Maß­
stab schufen auch einen mehrfachen 
Grundkonsens: Da die Massenarbeits­
losigkeit die Folge bewußter ökonomi- Nebenerwerb) regionale Produkte ver- 
scher Entscheidungen und nicht das 
Resultat einer Konjunkturflaute ist, 
können auch nur gegensteuemde öko­
nomische Entscheidungen eine Wende 
bringen. Wer auf die „heilenden Kräfte 
des Markte“ hofft und setzt, belügt sich 
uncTandere.

Wie die Vertreterin des Arbeitsamtes 
bestätigte: die Talsohle ist noch nicht 
erreicht. Zumal in der Region - wie in al­
len neuen Bundesländern - wesentliche 
Voraussetzungen für einen selbsttra­
genden Aufschwung fehlen. Achtzig 
Prozent der Unternehmen sind Han­
dels- und Dienstleistungsbetriebe, nur 
fünfzehn Prozent kommen als Wirt- 
schaftssubjekte mit relevantem ökono­
mischen Potential in Betracht.

Diese und andere Faktoren konnte 
Gerhard Jüttemann einer von ihm in

arbeitsmarktpolitische Konferenz 
in Nordthüringen■■

se entnehmen, die mit der Sekun­
därauswertung offizieller Statistiken, 
bereichert durch zahlreiche Experten­
gespräche bei Landratsämtem und 
Wirtschaftsverbänden, die Wirtschafts­
struktur der Region sowie die innere Be­
wegung der Massenarbeitslosigkeit un­
tersucht und daraus wirtschafts- und 
strukturpolitische Alternativen abge­
leitet hatte.

Die massenhafte Vernichtung von 
Kaufkraft und vor allem die verheeren­
de Ausplünderung der Kommunen wer­
den die Lage auch im kommenden Jahr 
dramatisch zuspitzen. Eine erneute Ver­
dopplung der Finanzlücke der öffentli­
chen Hand ist bei Fortführung der bis­
herigen Politik nur für den nicht vor­
aussehbar, der 2+1=4 rechnet, wie ein 
Bürgermeister formulierte.

Das Warten auf und Anlocken von In­
vestoren erschien keinem mehr Erfolgs­
rezept (es fehlte eben die Regierung), 
zumal zur gleichen Zeit fehlendes Ei­
genkapital, eine mörderische Preiskon­
kurrenz und eine verfehlte und hoff­
nungslos bürokratisierte Förderpolitik 
das einheimische Gewerbe ersticken. 
Wogegen der Bischofferöder Unterneh­
mer die Schaffung einer einheitlichen 
dienstleistenden Landesbehörde in 
Vorschlag brachte.

Ein Musterbeispiel planmäßiger Li­
quidation einheimischer Arbeitsmög­
lichkeiten zugunsten der Wirtschaft­
großen enthüllte der Thüringer HBV- 
Vorsitzende in seinem Beitrag: Während 
vor vier Jahren der Konsum mit der Ver­
weigerung eines Umschuldungskredits 
von 2 Millionen DM in den Konkurs ge­
trieben wurde, was einem Drittel der im 
Handel Beschäftigten, überwiegend 
Frauen, den Arbeitsplatz kostete und 
dem Konkursverwalter 4 Millionen DM 
Einkommen brachte, erhielt der welt­
weit drittgrößte Einzelhandelskonzem, 
Metro, mit mehr als 66 Milliarden DM 
Jahresumsatz, über einen Strohmann 
eine zweistellige Millionen-Subvention 
für das im Beisein des Bundeskanzlers 
eröffnete neue Logistikzentrum in Ap­
felstädt. Für seine 800 neuen Arbeits­
plätze wurden in den alten Bundeslän­
dern durch Schließung der dort igenver- 

alteten Zentren 1.600 Arbeitsplätze ver­
nichtet.

Die Thüringer HBV schlägt in einer 
Studie vor, die zig Handelsobjekte des 
Konsums, die nicht verkauft werden 
können, weil sie auf Grund und Boden 
stehen, der aus dem Volkseigentum dem 
Bundesliegenschaftsamt zugeschlagen 
wurde, für einen symbolischen Preis in­
teressierten Betreibern zu übergeben, 
die dort in einer genossenschaftlich be­
triebenen Vermarktungskette (auch im 

treiben, die wegrationalisierten Dienste 
von Post, Telekom und Bahn anbieten. 
(Eine solche regionale Vermarktungs­
kette, wie sie in Westsachsen schon exi­
stiert, hielt der Geschäftsführer des Ver­
bandes der mittelständischen Wirt­
schaft in einem vorbereitendem Ge­
spräch für eine entscheidende Voraus­
setzung für das Überleben der in dieser 
Region traditionsreichen Verarbei­
tungsindustrie für landwirtschaftliche 
Produkte.)

Ähnliche Gedanken zu einer Um­
strukturierung jetziger Berufe und 
Tätigkeiten trug die Leiterin des Nord­
hauser Jugendamtes vor, die vorschlug, 
künftig Lehrerinnen teilweise als Ju­
gendarbeiterinnen in den verschieden­
sten Bereichen zu beschäftigen, statt 
sie angesichts sinkender Schülerzahlen

Ein Bericht von 
Dieter Strützel

zu entlassen oder auf Teilzeitarbeit zu 
setze. War dieser Vorschlag auch nur auf 
die Ferienzeiten gerichtet, so wurde er 
doch aus einer grundlegenden Überle­
gung gespeist: in der Reduzierung der 
einst multifunktionalen Schule der 
DDR auf die jetzige Stundengeberschu­
le sah die Amtsleiterin eine wesentliche 
Ursache für die Orientierungsschwie­
rigkeiten der nachwachsenden Genera­
tion, die sich in sozialer und kultureller 
Verelendung und wachsender Jugend­
kriminalität niederschlagen. Baute 
mensch solche Überlegungen aus, so er­
gäben sich neben der Sicherung von Ar­
beitsplätzen auch Wege zu einer ande­
ren Art von Lehrerinnen, die in anderen 
europäischen Ländern, vor 1989 auch in 
Bulgarien und Ungarn, beschritten 
wurden. Beide Vorschläge gaben der 
programmatischen PDS-Alternative 
vom öffentlich geförderten Beschäfti­
gungssektor etwas von der ihm fehlen­
den Konkretheit.

Das gleiche Bemühen prägte auch die 
Vorschläge, die Gerhard Jüttemann in 
Anlehnung an den Standpunkt der 
Thüringer PDS zum Kampf gegen die 
Massenarbeitslosigkeit vortrug:

• Es ist Schluß damit zu machen, daß 
die Kommunen, Gebietskörperschaften 
und das Land die größten Jobkiller sind. 
In diesem Sinn unterstützte die Werk­
statt das vom Thüringer DGB-Vorsit­
zenden geforderte Moratorium für den 
Abbau von Beschäftigung im öffentli­
chen Dienst. Dies Moratorium muß ge­
nutzt werden, um eine bürgemahe 
Kemverwaltung zu schaffen, die ihre 
Beschäftigung für andere sichernden 
Aufgaben schneller und effektiver löst, 
und um eine Umstrukturierung des öf­
fentlichen Dienstes vorzunehmen, bei 
der die kommunalen Dienstleistungen, 
vor allem im Kultur- und Sozialbereich, 
gestärkt werden.

• Die Kommunen sind mit den Mitteln 
auszustatten, die sie für die Erfüllung 
von Aufgaben brauchen, die ihnen von 
Bund und Land zugewiesen worden 
sind.

• Die Wiederherstellung des „2. Ar­
beitsmarktes“ auf dem Niveau von 1991. 
(Im Falle des Arbeitsamtsbezirks Nord­
hausen könnten damit 20 Prozent bis 30 

Prozent der gemeldeten Arbeitslosen 
beschäftigt werden, je nachdem, ob das 
Verhältnis der ABM-Kräfte zu den Er­
werbslosen - seit vier Jahren konstant 
etwa 30 Prozent mehr als die Zahl der 
gemeldeten Arbeitslosen - oder die Zahl 
der ABM-Stellen als Bezugsgröße ge­
wählt werden).

• Eine zentrale Frage ist die umfas­
sende Neuregelung der Wirtschaftsför­
derung, die aus der Subventionierung 
der vornehmlich westdeutschen Indu­
strie, Handels- und Versicherungsket­
ten konsequent auf Beschäftigungssi­
cherung im Land umgestellt werden 
muß (Bindung an reale Beschäftigungs­
zahlen, Schadensfreistufen bei Erhalt 
und Neuschaffung von Arbeitsplätzen 
und Höherstufen bei Entlassungen, Exi­
stenzsicherung für hier tätige Unter­
nehmen, vor allem der KMU (1), Neure­
gelung der Bindung von Fördermitteln 
an Eigenkapital, Mobilisierung von In- 
novations- und Risikokapital).

• Eine Konzentration der Hochschul- 
und Forschungsförderung auf jene For­
schungen, die auch eine andere Art des 
Wirtschaftens, (ökologischer Umbau, 
nachhaltige Entwicklung, Konversion) 
gerichtet sind. Sie muß vor allem dem 
großen Teil hochqualifizierter Frauen 
die Rückkehr und den vielen in der War­
teschleife Studium steckenden Jugend­
lichen den Einstieg in den Arbeitsmarkt 
öffnen.

Auch zu diesen komplexen Vorschlä­
gen brachte die Diskussion partiellere, 
dafür aber konkretere Vorschläge ein. 
Der Bürgermeister der zweitgrößten 
Stadt der Region stellte neben dem si­
cher noch weiter zu prüfenden Beispiel 
der mit den Beschäftigten der Stadt­
verwaltung vereinbarten Arbeitszeit­
verkürzung ohne vollen Lohnausgleich 
zur Sicherung von mehreren hundert 
Arbeitsplätzen, deren Abbau der Kom­
mune vom Land auferlegt worden war, 
eine von den Autobahnachsen weg­
rückende regional gerechtere Vertei­
lung von Landesbehörden mit anhän­
genden Arbeitsmöglichkeiten anderer 
Institutionen und eine Begrenzung der 
Zingsgewinne von Banken und Versi­
cherungen zur Diskussion. Sein dörfli­
cher Kollege forderte, die Einführung 
der gleichen Normen für Wasser und Ab­
wasser wie in den westdeutschen Kom­
munen zu ergänzen durch ein Bundes­
programm, das die Kommunen auch 
mit den gleichen Mitteln ausstattet, die 
einst im Westen pro Einwohner zur Er­
reichung dieser Normen zur Verfügung 
gestanden haben. Nach seinen Berech­
nungen ließen sich damit bei zu 80 Pro­
zent der in Thüringen anfallenden Ko­
sten von den Kommunen nehmen. Nach 
übereinstimmender Meinung sind diese 
im Osten die bedeutendsten Investo­
ren, wie auch ein erheblicher Teil der 
durch „schlechte Zahlungsmoral“ ver­
ursachen ruinierenden Außenstände 
örtlicher Unternehmen auf ihr Konto 
geht.

Wie sich zeigt, waren sich alle, die das 
Wort ergriffen, in einem einig; schnelle 
Mittel sind nicht vorhanden. Entschlos­
senes Handeln und Zähigkeit im Wider­
stand sowie Ideen- und Projektreich­
tum aber geben Mittel in die Hand, der 
Not zu begegnen. Weitere Arbeit an den 
vorgetragenen Projekten wird zu leisten 
und vor allem zu organisieren sein. Par­
teiegoismus kann dabei nur hinderlich 
sein.

1 Nach den Ergebnissen der Arbeits­
marktanalyse Nordregion ist dort nur 
bei den Unternehmen mit weniger als 
100 Beschäftigten Wirtschaftswachs­
tum mit Beschäftigungswachstum 
verbunden gewesen. Die unterneh­
men mit 10 bis 99 Beschäftigten errei­
chen ein Verhältnis von Beschilft!- 
gungs- und Umsatzwachstum von 1:3. 
in der Region lag cs bei 1:16.
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Die unerträgliche Beschwichtigung Einige Anmerkungen zum 
Verfassungsschutzberichl 
1995 von Ulla Jelpke

„Auch 1995 war die innere Sicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland durch 
gewalttätige Linksextremisten bedroht, 
wie etwa die zahlreichen Sprengstoff- 
und Brandanschläge und die hohe Zahl 
gefährlicher Eingriffe in den Bahnbe­
trieb insbesondere im Rahmen der Kam­
pagne gegen Kernenergie und Atom­
mülltransporte zeigen“ So charakteri- 
sert das Bundesamt für Verfassungs­
schutz (BfV) in seinem neuesten Bericht 
für das Jahr 1995 die Bedrohung des 
Staates von links. Als Beleg werden u.a. 
dafür angeführt, daß die „Antiimperia­
listischen Zellen“ (AIZ) die „Serie ihrer 
Straftaten mit vier Sprengstoffanschlä­
gen gegen Personen aus Politik und 
Wirtschaft“fort (Bundesminister des In­
nern, Verfassungsschutzbericht 1995, 
Bonn 1996, S. 15).

Wird hier die Gefahr, die von links aus­
geht, in dieser Bedrohungsanlyse auf­
gebauscht, so wird die Gefährlichkeit 
des Neofaschismus in fulminanter Wei- 
se heruntergespielt. In der allgemeinen 

v Beurteilung der Gefahren von rechts 
kommt das Bundesamt u.a. zu den Er­
gebnissen

• „Das rechtsextreme Potential ging 
1995 erneut deutlich zurück. Insbeson­
dere die rechtsextremen Parteien hatten 
Mitgliederverluste“ (S. 17)

• „Auch die Zahl der Gewalttaten mit 
erwiesenem oder zu vermutendem 
rechts extremen'Hintergrund ist weiter 
rückläufig“ (S. 17).

Im folgenden soll gezeigt werden, mit 
welcher Sturheit aber auch mit welcher 
makabren Kreativität die Gefährlich­
keit des bundesdeutschen Neofaschis­
mus heruntergespielt wird und wie be­
trächtliche Teile neofaschistischer Or­
ganisationen ausgeklammert werden.

Der angebliche Rückgang der 
„rechtsextremen Straftaten“
In dem Verfassungsschutzbericht 1995 
stellt das BfV einen Rückgang der 
Straftaten mit erwiesenem oder zu ver­
mutendem rechtsextremen Hinter­
grund fest. 1995 wurden 7.896 derartiger 
Straftaten; 1994 waren es 7.952 Strafta­
ten. Besonders auffällig ist der Rück- 
Igang der neofaschistischen Gewaltta­
ten: 1995 wurden 837 durch das BfVfest­
gestellt, für 1994 wurden 1.489 Gewalt­
taten registriert.

Es mag vielleicht stimmen, daß es 1995 
im Vergleich zum Voijahr von der Ten­
denz her eine leichte Abnahme der neo­
faschistischen Straftaten und eine 
größere Abnahme der Gewalttaten gibt. 
Trotzdem müssen die konkreten Zah­
lenangaben des BfV stark bezweifelt 
werden. Diese Zahlen sind ganz offen­
sichtlich geschönt, um die tatsächli­
chen Verhältnisse in der Bundesrepu­
blik Deutschland in einem anderen 
Licht erscheinen zu lassen.

Der Umgang des Bundesamtes und 
des BMI mit den Morden mit erwiese­
ner oder zu vermutender rechtsextre­
mer Motivation legt diese Vermutung 
mehr als nahe. Die Bundesregierung hat 
für das Jahr 1994 keinen Mord von 
rechts registriert. Nach Recherchen des 
Archivs für Sozialgeschichte, die in der 
„Konkret“ veröffentlicht werden, und 
der PDS-Bundestagsgruppe wurden 
1994 tatsächlich 22 Morde mit erwiese­
ner oder zu vermutender neofaschisti- 
scher Motivation begangen. Im Nach­
hinein versucht das BfV sich im Verfas- 
sungsschutzbcricht 1995 krampfhaft 
dafür zu rechtfertigen, wieso der rassi­
stische Brandanschlag 1994 in Stutt­
gart durch den am 30.6.95 verhafteten 
Täter nicht als rcchtscxtrcm eingestuft 
wird Bel dem Anschlag auf ein vorwie­

gend von Ausländerinnen bewohnten 
Haus waren sieben Menschen ums Le­
ben gekommen. Im Bericht heißt es 
dazu: „Nach seinem Geständnis hat er 
von April bis Juni in Esslingen vier Bran­
danschläge aus Haß gegen Ausländer 
verübt.“ Die Tat im März 1994 „soll er 
dagegen aufgrund eines pyromanischen 
Triebs begangen haben“ (S. 95).

In einem Artikel über die Beschöni­
gung der Statistiken nach Art des BfV 
und des Bundesministeriums des In­
nern hatte der „taz“-Autor Bernd Sieg­
ler angemerkt: „Mit Spannung darf ge­
wartet werden, ob der am Vatertag 
(1995) am Stausee Oberwald in Sachsen 
von Skinheads erschlagene 24jährige 
Peter T. in die Statistik eingehen wird“ 
(taz, 21.7.95). Das BfV gibt die Antwort: 
„Nach Einschätzung der Polizei“ war 
diese Tat „nicht rechtsextremistisch 
motiviert“ (S. 90). Und dies gilt auch für 
das Tötungsdelikt von Velbert in Nord­
rhein-Westfalen am 5.2.95 (S. 90), bei 
dem sieben neofaschistische Jugendli­
che einen Obdachlosen zunächst brutal 
zusammenschlugen und kurz darauf ei­
ner der Neofaschisten den bewußtlosen 
Mann mit einem Messer erstach (Anti­
faschistische Zeitung NRW Nr. 8, Mai- 
Juli 1995, S. 32).

Und bei der Vorstellung des Verfas­
sungsschutzberichtes machte Bun­
desinnenminister Manfred Kanther in 
einer Pressemitteilung der Öffentlich­
keit klar, daß er auch nicht bereit ist, die 
1995 und 1996 begangenen Morde des 
Neofaschisten Thomas Lemke als poli­
tisch motiviert einzustufen, sondern für 
Kanther haben sie „einen allgemein kri­
minellen Hintergrund“ (Pressemittei­
lung vom 24.5.96).

Wenn man derart über den neofaschi­
stischen Terror hinwegsieht und ihn 
leugnet, dann kann man natürlich be­
haupten, daß sich die „Zahl der schwe­
ren Gewaltdelikte (...) erheblich“ redu­
zierte (S. 91).

Und man kann auch weiter Entwar­
nungen vor neofaschistischen Terror­
gruppen geben. Kanther äußerte bei der 
Vorstellung des Berichtes über die Ge­
walttaten und die Täter: „Wie im Voijahr 
waren dabei Einzeltäter oder spontan 
entstandene Kleinstgruppen - und 
nicht etwa rechtsextremistische Orga­
nisationen - für die Straftaten veran- 
wortlich. Da diesen Tätergruppen orga­
nisatorische Strukturen und dauerhaf­
te Zielsetzungen fehlen, kann nicht von 
einem extremistischen Terrorismus ge­
sprochen werden.“ (Pressemitteilung 
vom 24.5.96)

Das organisierte neofaschistische Ter­
rornetz wird also geleugnet, obwohl die 
Zahl der Gruppierungen mit Waffenla­
gern mit gewaltbereiten Aktivisten - das 
BfV gibt für 1995 die Zahl mit 6.200 
(1994: 5.400) an (S. 102) evident ist. Ge­
nauso unübersehbar ist auch die Zahl 
der Anschläge, die in diesen Kreisen dis­
kutiert und geplant und dann aus ihnen 
heraus auch begangen werden. Vor dem 
Hintergrund des nach wie vor auf ho­
hem Niveau sich befindenden neofa­
schistischen Terrors und der Hinweise 
darauf, wie weitere Terroraktionen 
durch Todeslisten von politischen Geg­
nern, Anleitungen zum Waffenbau und 
Grad der Bewaffnung der Mitglieder 
dieser Gruppierungen vorbereitet wer­
den ist die Äußerung Kanthers, daß es 
„Ansätze“ gibt, aus „denen terroristi­
sche Aktionen entstehen können“ gera­
dezu zynisch (Pressemitteilung vom 
24.5.96). Im VS-Bcricht heißt es lako­
nisch: „Nach Einschätzung der Sicher­
heitsbehörden besteht dennoch zur 
Zeit keine konkrete Gefahr, daß sich 
eine uns der Illegalität heraus operie­
rende rechtsterroristische Vereinigung 

bildet. Hierzu fehlt es an der notwendi­
gen Unterstützung in der rechtsextre­
mistischen Szene“ (S. 17).

Antisemitsche Straftaten 
weiterhin erschreckend hoch
Für 1995 wurden vom BfV wieder über 
1000 antisemitische Straftaten regi­
striert. Für die zurückliegenden Jahr se­
hen die Zahlen wie folgt aus:

Straftaten mit antisemitischem Hintergrund

1991 367
1992 627
1993 656
1994 • 1.366
1995 1.155

(Verfassungsschutzbericht 1995, S. 93)

Die beträchtliche Steigerung dieser 
Zahlen in den letzten Jahren, bei leich­
tem Rückgang in 1995, zeigt an, daß die 
im bundesdeutschen Neofaschismus 
vorhandene Einschätzung weit verbrei­
tet, daß man vor dem Hintergrund 
großer antisemitischer Vorurteile in der 
Bevölkerung mit entsprechender Pro­
paganda gegen Juden und Jüdinnen sei­
nen Einfluß verbreitern kann. Diese Ein­
schätzung hat sich offenbar im gesam­
ten Spektrum des bundesdeutschen 
Neofaschismus durchgesetzt; also von 
den REPs bis zu den Militanten, aber 
auch innerhalb des konservativen Spek­
trums und in den Vertriebenenverbän- 
den sind die Auswirkungen derartiger

TERMINE
26.-30.7.: 2. Europäischer Friedenserzie­
hungskongreß in Lillehammer (Norwegen). 
Mit Pädagoginnen, Gewerkschaftern, Frie­
densforschem und Vertretern des Europa­
rats. Infos über Horst Bethge, Saseler Kamp 
69a, 22393 Hamburg, Tel. u. Fax: 040/6015212.
1.-4.8.: „Sommertreffen“ der Bundesarbeits­
gemeinschaft der Sozialhilfeinitiativen. 
Näheres bei BAG-SHI, Moselstr. 25, 60329 
FfM, Tel. 069/250030, Fax: 069/235584.

1.-4.8.: Schnepfenthal:
Sommerkurse der „Linken Schule“ in 
Schnepfenthal, Thüringen.
Die Kurse beginnen am 1.8. um 14 Uhr und 
enden am 4.8.. gegen Mittag. Wie stets finden 
drei K urse statt:
AG Philosophie: Antisemitismus und andere 
völkische Ideologien, die bei der Herausbil­
dung der deutschen Nation eine wesentliche 
Rolle spielten.
AG Geschichte: 40 Jahre KPD-Verbot
AG Wirtschaft: Kommunales Wirtschaften 
Eine ausführlichere Beschreibung wurde im 
der letzten Ausgabe beiliegenden „Rundbrief 
der ARGE“ gegeben. Wir bitten alle, die die 
Teilnahme schon eingeplant haben, um ra­
sche Anmeldung bei Christiane Schneider, 
c/o GNN-Verlag, Palmaille 24, 22767 Ham­
burg, Tel. (040)-381393, Fax (040) 3898331.

178.9.: In Duisburg-Rheinhausen findet die 4.

[BERICHTIGUNG!

In dem der letzten Ausgabe der „Politischen 
Berichte“ beiliegenden „Rundbrief“ der 
ARGE ist es leider durch Übermittlungsfehler 
zu zwei sinnentstellenden Fühlern gekom­
men.

In dem Bericht von der Tagung des PDS-Vor­
stands Thüringen „Das Kind in der Medien- 
gescUschaft“ muß cs Im Bericht von Sabine 
Fache (uuf Seite 2 unter der Überschrift „Ent­
faltung des Individuums“):

1) ab dem letzten Satz des 2. Absatzes und 
im folgenden dritten Absatz richtig heißen: 
Für mich ergibt sich da folgende Problem­
stellung: Erziehung und Bildung von Kin­
dern, um sie für die jetzigen gesellschaftli-

Überlegungen anzutreffen.
Vor diesem Hintergrund ist es gerade*' 

zu verlogen, als Kanther bei der Vor*: 
stellubng des Berichts vollmundig auf 
die weitere Notwe'ndigkeit der „weiteren' 
Bekämpfung des Rechtsextremismus*, 
hinwies. Als notwendige Maßnahmen, 
hierfür ‘ zählte er u.a. auf „das fort-i 
währende und entschlossene Einschrei­
ten gegen ,Revisionismus‘-Kampagnen 
und die Herstellung und Verbreitung, 
extremistischer Schriften“ (Pressemit- 
teilung des BMI vom 24.5.96).

Kein geschichtsrevisionistischer Auf-j 
ruf, keine antisemitische Äußerungen 
aus diesen Reihen hat in den letzten 
Jahren zu irgendeiner Konsequenz ge­
führt.

Das Gegenteü ist der Fall: In den Ver- 
triebenenblätter wie dem „Ostpreußen; 
blatt“ kann mittlerweile der Holocaust 
geleugnet werden. Jene Leute, die dtf 
Ermordung von sechs Millionen Jüdin* 
nen und Juden und überhaupt die Exi­
stenz von Verbrennungsanlagen in den’ 
Vernichtungslagern bestreiten, werden 
nicht nur verfolgt, sondern bekommen 
weiterhin beträchtliche staatliche Mit' 
tel. Alle Hinweise auf dieses Treiben in 
den Revanchistenverbänden wird voin 
BMI hartnäckig ignoriert. Die Antise*. 
miten, Holocaustleugner und Gf 
Schichtsrevisionisten aus diesem Läget 
erfahren die Protektion und Förderung 
von höchsten staatlichen Stellen.

Die traditionelle Rechte
:</

Bei der Darstellung der traditionellen

gewerkschaftspolitische Konferenz der PDS 
statt: „Zeitstrukturen. Entwürfe zur Neuver 
teilung der Arbeitszeit“ ist ihr Thema.
14.9. : Der Vorstand der Bundeskonferenz 
BWK tagt in Köln

15.9. : Kommunalwahlen in Niedersachsen

28.9. ̂ 1.10.: Stuttgart: ÖTV-Gewerkschafts­
tag

6.-10.10.: Vereinigungs-Gewerkschaftstag der 
Gewerkschaften IG Chemie und der IG Berg­
bau

12713.10. : Herbsttagung der Bundeskonfe­
renz BWK in Köln

25.-27.10.: Nürnberg: IPPNW-Kongress „Medi­
zin und Gewissen“ - 50 Jahre nach den Nürn­
berger Ärzteprozeß, Infos: IPPNW-Kon- 
greßbüro, Körtestr. 10, 10967 Berlin, Tsl.: 
030/6930244, Fax: 030/6938166

26727.10. : Herbst-Arbeitstreffen der KAZ- 
Gruppe im Raum Heidelberg. Infos bei KAZ- 
Redaktion, Schwanthaler Str. 139, 80339 
München.

5. November: US-Präsidentschaftswahlen
14.-16.11.: a.0. DGB-Bundeskongreß in Dres­
den mit Beschluß über ein neues Grundsatz­
programm

24.-26.1.97: 1. Tagung des 5. Parteitages der 
PDS in Schwerin

März 1997: Kommunalwahlen in Hessen 

chen Strukturen anzupassen? Sie werden ja 
in diesem System leben, ein Leben außerhalb 
solcher Verhältnisse anzustreben, auch wenn 
wir sie kritisieren und verändern wollen, wäre 
meiner Meinung nach nicht anzustreben, für 
viele selbstzerstörerisch. Also stimmt die 
Aussage eines Vorgesetzten von mir: „Je we­
niger wir die Kinder schonen, desto besser 
finden sie sich in der Gesellschaft später zu­
recht“? Ich bin empört: Kälte, Härte, Kon­
kurrenzdenken, Gewalt gegen Schwächere, 
unbedinger Gehorsam, Unterdrückung von 
Offenheit und Emotionalität (keine 
Schwäche zeigen!). Lernen nur für Zensuren, 
keinen Widerspruch dulden usw.

2) Im 7. Absatz muß es in der 8. und 9 Zeile 
statt „Angst vor Enttarnungen“ richtig 
„Angst vor Entlassungen“ heißen.

(Red)
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Rechten durch das BfV wird vor allem 
den desolaten Zustand der Organisa­
tionen hingewiesen. Das Potential der 
Wahl-Parteien sei 1995 „erneut deutlich 
zurückgegangen“; diese Parteien hätten 
Mitgliederverluste von 9.500 und hätten

• jetzt insgesamt 46.100 Mitglieder. „Wahl- 
j niederlagen, anhaltende Finanzmiseren 
I und heftige Richtungskämpfe prägten 
1 darüberhinaus das öffentlich Bild

rechtsextremistischer Parteien“ (S. 17). 
i; Immerhin konnte das BfV aber aus- 
’ machen, daß die NPD und die Deutsche
• Liga „mittlerweile die Mitarbeit von 
i ehemaligen Mitgliedern verbotener 
! neonazistischer Vereinigungen“ akzep-
• tieren würde (S. 18).

Schwierigkeiten hat das BfV weiterhin
• damit, die REPs als rechtsextrem zu 
i klassifizieren. Im Bericht heißt es zwar: 
i „Bei der Partei ,Die Republikaner*

(REP) liegen nach wie vor deutliche 
i tatsächliche Anhaltspunkte für Bestre­

bungen vor, die gegen die freiheitliche 
Grundordnung gerichtet sind. Rechts­
extremistische Positionen ergeben sich 
weniger aus dem Parteiprogramm denn 
aus Bekundungen und Verhaltenswei­
sen von Funktionären, Gremien und 

il Mitgliedern sowie aus den Publikati- 
onsprganen“ (S. 127). Nach der Wahl von 
Rolf Schlierer zum Bundesvorsitzenden 
seien „die nachweisbaren Anhalts­
punkte für rechtsextremistische Be­
strebungen 1995 quantitativ rückläu­
fig**, da Schlierer - im Gegensatz zu dem 
ehemaligen Bundesvorsitzenden Franz 
Schönhuber - darauf bedacht sei, „dem 
Staat keine Angriffsflächen zu bieten“ 
und die REP „als demokratische Partei 
darzustellen“ (S. 127).

Trotzdem kann das BfV weiterhin in 
den Fragen „Überfremdung**, Antisemi­
tismus, „Kollektivismusvorstellungen“ 
(in Richtung einer „Volksgemeinschaft) 
und Geschichtsrevisionismus eine 
rechtsextreme Ausrichtung feststellen.

Das BfV und die
! „Intellektualisierung des 
Rechtsextremismus"
Im Anhang bringt das BfV in seinem Be­
richt für 1995 ein Kapitel zur „Intellek­
tualisierung des Rechtsextremismus“. 
Im Vergleich zum Vorjahr hat das BfV 
hier den großen Sprung nach vom ge­
macht. Hatte man 1994 in sage und 
schreibe zehn Zeilen die „Neue Rechte“ 
dargestellt und von einer „bedenklichen 
Ersosion“ bei „der exakten Abgrenzung 
zwischen rechtsextremistischen und ul­
tra-konservativen Ausrichtungen“ ge­
sprochen (Verfassungsschutzbericht 
1994, S. 157), so hat man 1995 in den Be­
richt erstmals und überraschender Wei­
se die intellektuelle Strömung der ^Kon­
servativen Revolution“ in den Bericht 
aufgenommen und sie der „Neuen Rech­
ten“ zugeordnet.

Dies ist von daher überraschend, da 
daß BMI bei der Beantwortung einer 
Kleinen Anfrage der PDS vom August 
1995 zur „Konservativen Revolution“ 
Wegen der „inhaltlichen Unbestimmt­
heit des Begriffes“ gänzlich unbeant­
wortet ließ (Bundestags-Drucksache 
13/ 2118). Die Bundesregierung leugne­
te damit schlichtweg überhaupt die Exi­
stenz dieser gegenwärtigen Denkrich­
tung und verweigerte damit Auskünfte 
über die inaltlichen Versatzstücke des­
sen, was als geistige Strömung unter 
üen Namen „Konservative Revolution“ 
läuft, als auch nach deren gegenwärti­
gen Propagandisten (Personen, Organi­
sationen, Denkfabriken und Zeitun­
gen) . Von daher liest sich der VS-Bericht 
1995 ein wenig als Verteidigungsschrift 
üi eigener Sache.

Immerhin hat man dies nun über­
wacht und kann sich zur Feststellung 
Wurchringen, daß es sich tun eine Strö­
mung „antidemokratischen Denkens in 
Wer Weimarer Republik*’ um rechte In­
tellektuelle wie Edgar Julius Jung, Ar­

tur Moeller van den Bruck und Carl 
Schmitt handelte, deren Inhalte heute 
von der „Neuen Rechten“ aufgeriffen 
und aktualisiert werden (S. 164). Ver­
teidigt werden aber auch die heutigen 
Vertreter der „Konservativen Revoluti­
on“ durch das BMI, in dem sie unbe­
nannt bleiben.

Der Einfluß der „Neuen Rechten“ wird 
im Bericht entsprechend herunterge­
spielt. Im Bericht heißt es dazu: „Die 
,Neue Rechte* in Deutschland verfügt 
weder über eine homogene Ideologie 
noch ist sie einheitlich organisiert. Von 
der Erlangung einer »kulturellen Hege­
monie*, also der Meinungsführerschaft 
in politischen Diskursen, kann nicht ge­
sprochen werden. So existieren etwa im 
universitären Bereich lediglich in ein­
zelnen Städten Lesekreise von Zeit­
schriften. Studentische Hochschul­
gruppen, die die ideologischen Vorstel­
lungen der .Neuen Rechten* propagie­
ren (...) bestehen nicht. Über eine Un­
terstützung namhafter Wissenschaftler 
verfügt die deutsche »Neue Rechte* im 
Vergleich zur »Nouvelle Droite* ebenfalls 
nicht“ (S. 163).

Zwar ist es richtig, daß die Bedeutung 
der „Neuen Rechten“ häufig über­
schätzt wird und zweifelsohne hat sie 
nicht die Meinungsführerschaft in poli­
tischen Diskursen übernommen hat, 
aber sie hat in einigen wichtigen politi­
schen Fragen wie der „Asylfrage“, der 
Auseinandersetzung gegen die „dro­
henden Überfremdung Deutschlands“, 
der Uminterpretation der Geschichte 
unter den Stichworten „Historisierung 
des Nationalsozialismus“ und Kampf 
gegen die „political correctness“ durch­
aus beachtliche Erfolge erzielen können 
und ihr Gedankengut in breiten Kreisen 
der Gesellschaft und der konservativen 
Parteien verankern können (vgl. dazu 
Wolfgang Gessenharter, Kippt die Re­
publik? Die Neue Rechte und ihre Un­
terstützung durch Politik und Medien, 
München 1994).

Der Hinweis das es lediglich in einigen 
Städten.„Lesekreise“ gibt; schamhaft 
verschweigt das BfV das es sich hierbei 
um die „Junge Freiheit“ handelt, aber 
die „Neue Rechte“ ansonsten nicht auf 
studentische Hochschulgruppen und 
namhafte Professoren zurückgreifen 
kann ist falsch und völligt verharmlo­
send. Tatsächlich verfügt die „Neue 
Rechte“ über beträchtlichen Einfluß auf 
studentische Hochschulgrupen wie den 
studentischen Korporationen, auf 
Denkfabriken wie dem „Studienzen­
trum Weikersheim“, dem „Collegium 
Humanum“, auf Verlagsgruppen wie 
„Ullstein“ und „Langen Müller“, auf Ver- 
triebenenverbände, die Bundeszentrale 
für politische Bildung usw. Und natür­
lich hat die „Neue Rechte“ eine ganze 
Reihe Professoren und Hochschulleh­
rern um sich herum gruppiert, mit de­
nen sie in einer intensiven Auseinan­
dersetzung steht von Nolte bis Hor­
nung, von Knütter bis Hepp.

Das Problem ist nur, daß das BfV bis 
heute keine der Einrichtungen, Medien 
und Organisationen benennen will, die 
im Umfeld der „Neuen Rechten“ wirken. 
Lediglich im Zusammenhang der Zu­
sammenarbeit der zunehmenden Auf- 
weichunmg „der Abgrenzung zwischen 
Demokraten und Extremisten“ wird 
beispielsweise die „Junge Freiheit“ er­
wähnt. Aber vor einer Einstufung als 
„rechtsextrem“ hütet sich das BfV und 
das BMI noch (vgl. Verfassungsschutz­
bericht 1995, S. 164/165).

Abgetrotzt: Erstmals mußte auch 
die Deutsche Burschenschaft 
erwähnt werden
Neuerdings werden - gleichfalls überra­
schender Weise - im VS-Bcricht die 
Deutschen Burschenschaft. (DB) aufge­
führt. Es wird angemerkt, daß sich seit 
1993 Informationen aus den Bundeslän­

dern mehren, „wonach Rechtsextremi­
sten in einzelnen Burschenschaften Fuß 
fassen konnten. Das BfV stellt fest, daß 
mit Blick auf die Abpaltungen von Bur­
schenschaften aus dem Dachverband 
während dessen Rechtslastigkeit, den 
„Hinweisen auf rechtsextremistische 
Aktivitäten in Burschenschaften auch 
künftig nachzugehen“ sei (S. 152).

Am 18.7.1995 stellte die Bundesregie­
rung anläßlich einer kleinen Anfrage der 
PDS zum Wartburgfest der DB noch 
fest, daß es keine „verfassungsschutzre­
levanten Erkenntnisse“ über rechtsex­
treme Durchsetzung der Burschen­
schaften gebe. Trotz der nun immerhin 
schon seit 1993 eingeräümten Erkennt­
nisse über derartige neofaschistische 
Aktivitäten in den DB schickte die Bun­
desregierung als offiziellen Vertreter 
ihren Mann fürs Grobe, Staatssekretär 
Bernd Neumann aus dem Bundesmini­
sterium für Bildung, Wissenschaft, For­
schung und Technologie, auf das Wart- 
nburgfest, um dort eine Grußadresse 
der Bundesregierung vorzutragen. Und 
noch in der Antwort betonte die Bun­
desregierung, daß sie die DB „für eine 
wichtige gesellschaftliche Gruppe“ hal­
ten würde (Bundestags-Drucksache 
13/2019).

Offenbar mußte die Bundesregierung 
auch hier dem öffentlichen Druck nach­
geben, und erstmals von diesem rechts­
extrem durchsetzten Dachverband ab­
rücken.

Welche neofaschistischen Grup­
pierungen, Denkfabriken und 
Zeitungen fehlen?
Bei der Lektüre des Berichtes ist nach 
wie vor spannender festzustellen, wel­
che neofaschistischen Gruppierungen, 
Denkfabriken und Zeitungen fehlen. Bei 
der PDS geht man nach dem Motto vor: 
5 000 durch das BfV als linksextrem de­
finierte Mitglieder der KPF reichen aus 
um die Partei mit ihren 121000 Mitglie­
dern insgesamt als linksextrem einstu­
fen zu können (S. 22). Als Beweis wird 
angeführt, daß die PDS die KPF inner­
halb der Partei „akzeptiert“ (S. 16).

Am rechten Rand geht man anders 
herum zu werke. Hier reichen in der Re­
gel 5 Prozent Konservative in der Mit­
gliedschaft einer derartigen Gruppie­
rung aus, um eine ansonsten von der 
Mitgliedschaft und der Ideologie her rei­
ne rechtsextreme Organisation nicht 
als rechtsextrem einzustufen. So z.B. 
beim „Deutschen Seminar“ so z.B. beim 
„Askania-Verlag“.

Besonders hartnäckig ist die Bundes­
regierung bemüht, die Vertriebenenver- 
bände aus dem VS-Bericht herauszu­
halten. Obwohl beispielsweise seit Jah­
ren das BMI einräumen mußte, daß es 
„Anhaltspunkte für eine rechtsextreme 
Ausrichtung der Zeitung „Der Schle­
sier“ gibt, wird dieses Vertriebenenor- 
gan nicht im Verfassungsschutzbericht 
aufgeführt. Gleiches gilt für die neofa­
schistisch beeinflußte „Junge Lands­
mannschaft Ostpreußen“, dem „Witiko- 
bund“ und „Witiko-Brief“, dem „Ost­
preußenblatt“.

Audi fehlen vollständig die militari­
stischen Traditionsverbände von der 
„Hilfsgemeinschaft der ehemaligen An­
gehörigen der Waffen SS“ bis hin zu den 
neofaschistisch durchsetzten „Orden­
gemeinschaft der Ritterkreuzträger“.

Und erst recht fehlen, natürlich Ein­
richtungen wie das „Studienzentrum 
Weikersheim“ und die „Siemens Stif­
tung“.

Aber hier ist die politische Nähe der 
Bundesregierung zu diesen Verbänden 
und Denkfabriken viel zu sehr gegeben, 
als das man diese in Visier nehmen 
könnte. Wie soll man der Öffentlichkeit 
und dem Ausland auch erklären, daß 
man einer Zusammenarbeit mit Ncofa- 
schlsten in vielen Fragen durchaus ge­
wogen ist?
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Regionalgeschichte

FREIHEIT - Antifaschistischer Widerstand 
sozialdemokratischer Arbeiter in München

Der Ulenspiegel-Verlag und Günther 
Gerstenberg haben eine zweibändige 
Dokumentation „Freiheit - Sozialdemo­
kratischer Selbstschutz im München der 
zwanziger Jahre“ vor gestellt. Das Werk 
wird um eine CD mit Originalaufnah­
men von Chören und Instrumental­
stücken des „Reichsbanners Schwarz- 
Rot-Gold“, der sozialdemokratischen 
republikanischen Garde, ergänzt.

Man merkt, daß es dem Herausgeber 
um eine kritische Betrachtung der Art 
und Weise geht, wie sich die Sozialde­
mokratie in München (und nicht nur 
dort) gegen den aufkommenden Fa­
schismus verhalten hat. Leider findet 
man dabei wieder einmal bestätigt, wie 
halbherzig ihre Führung den Wider­
stand entwickelt und organisiert hat, 
wie sie sich grobe Fehler leistete und sie 
zu verschleiern versuchte 
und wie sie zur Selbstkritik 
unfähig war. Es ist kein Ge­
heimnis, daß die SPD und 
ihre Organisationen sich in 
den zwanziger Jahren schon 
längst vom Kampf um den 
Sozialismus verabschiedet 
und sich zu staatstragenden 
Organisationen im Kapitalis­
mus entwickelt hatten. Ge­
nauso hat es sich als folgen­
schwer erwiesen, daß nach 
Auffassung der sozialdemo­
kratischen Leitung der Pro­
let geduldig und stets im Ver­
trauen auf die rechtsstaatli­
chen Institutionen das Jam­
mertal des Kapitalismus zu 
durchwandern hat, um 
schließlich auf dem Kurs der 
langsamen aber stetigen 

. Entwicklung zu einer besse­
ren Gesellschaftsordnung zu 
gelangen. Dieser ins Devote 
gehende Weg hat für viele di­
rekt im KZ und im Tod geen­
det!

In der Verlagsbroschüre 
schreibt der Herausgeber:

„Das historische Panorama
spannt den Bogen vom Ende des Ersten 
Weltkriegs zur Nazidiktatur. Bis 1924 
verteidigen sich die Sozialdemokraten 
gegen einen autoritären Staat, der zu­
dem von Putschversuchen der Rechts­
nationalisten bedroht wird. Von 1924 bis 
Ende der zwanziger Jahre kann die SPD 
eine republikanische Garde, das 
;,Reichsbanner Schwarz-Rot- Gold“, 
aufbauen. In Bayern - nicht so in ande­
ren Ländern des Reichs - wird der Ver­
band von der Exekutive behindert und 
von der Justiz verfolgt. Mit zunehmen­
der Arbeitslosigkeit und rabiater wer­
denden Auseinandersetzungen zwi­
schen den Parteien von Links und 
Rechts wird das Reichsbanner militan­
ter. Durch seine unbedingte Anbindung 
an den Staat aber versagt es bei der Ab­
wehr der Machtübergabe an die Nazis. 
Der Verband wird aufgelöst, seine Mit­
glieder werden verfolgt. Die einen flüch­
ten ins Ausland, andere werden verhaf­
tet, in Konzentrationslager eingeliefert, 
gefoltert und ermordet.“

Die Macht der Idee und 
ihre Wirkung
Über die Vorgänge dieser Zeit kommen 
neben Günther Gerstenberg Beteiligte 
in authentischen Quellen zu Wort:

..Etwa gegen vier Uhr kam inmitten ei­
ner Gruppe von Genossen Auer an, um 
im hinteren Teil des Parks, der spnder- 

barerweise schon am Haupteingang 
nicht abgesperrt war, den dort harren­
den Tausenden in kurzen Worten zu sa­
gen, daß Pöhnerwillkür jede Versamm­
lung unter’freiem Himmel, mit allen zu 
Gebote stehenden Mitteln verboten 
habe. (Pfuirufe.) Unter Hinweis auf die 
vorne • aufmarschierte kriegerische 
Macht mahnte er zu, äußerster Ruhe, 
Disziplin und Zurückhaltung. Gegen ein 
solches Kampffeld streiten wir nicht, 
bemerkte er. Sozialdemokraten kämp­
fen mit der Macht der Idee. Und diese 
Idee werde sich durchsetzen-mit und 
ohne polizeiliche Genehmigung. Das 
Blut der Arbeiter sei zu kostbar, um es 
in solcher Art zu opfern. Auer forderte 
nochmals eindringlich auf, in Ruhe aus­
einanderzugehen und am Abend in den 
nun anberaumten Sektionsversamm­
lungen zahlreich zu erscheinen. Mit

__ _ Iffli
Hochrufen auf die Sozialdemokratie 
war die Menge im Begriff, in vollerOrd- 
nung nach allen Richtungen abzuströ- 
mem. Doch plötzlch, schon innerhalb 
des Parkes - ganz in der Nähe - mächti­
ges Autosurren und Pferdegetrappel’ 
Die Kriegsmaschine Pöhners mit dem 
lebenden Zubehör wälzte sich rasch ge­
nug heran, um dem Hauptteil der ab­
ziehenden Menge den Weg abzuschnei­
den. Mit ganz überflüssiger Berserker­
art wurde sie... mit den drohenden Waf­
fen des Fußvolkes, der Kavallerie, mit 
Lanzen und aufgepflanzten Bajonetten 
... hinausgetrieben. Schließlich leistete 
man sich auch noch das kriegerische 
Vergnügen einer Reiterattacke in die er­
regte Menge hinein. Die ganze Aktion 
sieht einer strategischen Falle verflucht 
ähnlich.

Heftig wurde in den Gremien der lin­
ken Parteien diskutiert, ob ein befriste­
ter Generalstreik die Regierung Kahr 
zum Rücktritt zwingen könne oder ob 
es sinnvoll sei, mit einem auf drei Tage 
befristeten Streik zu drohen. Die 
Machtverhältnisse wurden erörtert und 
die schlechte Ausgangslage für einen 
Streik, denn die teure Lebenshaltung 
erlaubte es der Arbeiterschaft eigent­
lich nicht, auch nur auf den Lohn für 
zwei Tage, Samstag und Montag, zu 
verzichten. Arbeiterparteien und Freie 
Gewerkschaften riefen schließlich zu 
Generalstreik bis Montag nacht 24.00 

Uhr auf. Nur Postler und Eisenbahner, 
denen Entlassung angedroht wurde, 
der Bayerische Beamtenbund, die 
christlichen Gewerkschaften und die 
Straßenbahnfahrer des Gemeindebe­
amtenverbandes meinten, Dienst ma­
chen zu müssen.

Thomas Wimmer, der als Vorsitzender 
des Sozialdemokratischen Vereins 
München den Streikaufruf unterzeich­
net hatte, erschien am Samstag an sei­
nem Arbeitsplatz im städtischen Ar­
beitsamt in der Thalkirchner Straße 54 
und machte damit einen sehr merkwür­
digen Eindruck. Später darauf ange­
sprochen, meinte er, ,er habe in seinem 
Bureau nur einige Erwerbslosenkarten 
abgestempelt'.

Für die Münchner SPD lag der Sinn 
des Generalstreiks ausschließlich darin, 
die bürgerlichen Freiheiten wiederher­

zustellen. In einem Grundsatzartikel 
betonte die Münchner Post (zur verbo­
tenen Rede Auers, Red.): „Der Vortrag 
sollte nicht sozial aufreizend, sondern 
sozialversöhnend und wirtschaftlich 
aufbauend wirken.“

Zusammenhalt gegen 
die Faschisten
Über das Erscheinen von Nazis ist zu er­
fahren:

„In den Arbeitervierteln wußte man, 
daß Hilfe von außen nicht zu erwarten 
war: Man mußte sich selbst wehren, das 
Milieu hält zusammen gegen die Ha- 
kenkreuzlerbrut. In Haidhausen bilde­
ten die Herbergen dieses Milieu. Nur in 
den Haidhauser Neubauten gab es ver­
einzelt Nazis. In den Herbergen wohnte 
man auf engstem Raum zusammen, war 
seit Jahrzehnten, wenn nicht Jahrhun­
derten in der gegenseitigen Hilfe geübt, 
und viele waren miteinander verwandt. 
Kein Wunder, daß die gemeinsame Aver­
sion gegen die Braunen selbstverständ­
lich war. Mit gellendem Ruf „Geht raus, 
d' Hitler kemma, helfts mir!“ gingen in 
den Herbergen die Fenster auf, wurden 
die Ärmel hochgekrempelt, wurde der 
bereitgestellte Hackstock mit derben 
Fingern gepackt, trampelten klobige 
Schuhe die engen Treppen runter, öff­
neten sich die Türen, und dann kamen 
sie von allen Seiten.“

Fehler und VertuschungsversucM

Auch die Beiträge zum politischen Ver­
halten des „Reichsbanners“ sind ein* 
drucksvoll. Nicht ohne Sarkasmus wird 
berichtet: „Die Reichsbanner-Führung 
hatte Phantasie im Kampf um Stimmen 
bei den bevorstehenden Reichstags* 
wählen entwickelt, sich gedacht, daß# 
am eindrucksvollsten wäre, Naziargü' 
mente gegen Nazis sprechen zu lassen 
und deshalb bei Otto Straßer Tausend 
von Flugblättern der „Kampfgemein' 
schäft Revolutionärer Natiohalso-ziaU' 
sten“ geordert und sie an alle Ortsven 
eine mit dem konspirativen Plan ver* 
sandt, „daß die Flugblätter solchen 
sönlichkeiten ins Haus getragen wßr' 
den, von denen sie wissen, daß sie dtf 
Nationalsozialistischen Arbeiterpart^
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nahestehen. Es ist weiterhin zwec^'i 
mäßig, daß diejenigen Kameraden, 
ehe die Flugblätter verteilen, dies möf 
liehst nicht in Reichsbanner-Unifod11, 
sondern in,Zivil' tuen! Schließlich ist 
auch zweckmäßig, daß gleichzeitig 
diesen Flugblättern mindestens 
zweites Flugblatt einer republika^' 
sehen Partei verteilt wird, damit dr 
Empfänger des Flugblattes nicht et^ 
Wahlenthaltung üben, sondern einer 
publikanischen Partei, also ein^ 
Reichsbannerpartei, ihre Stimme 
ben.“ Es kam nicht mehr dazu, daß & ’ 
meraden in Zivil die Straßerschen Fiu*; 
blätter verteilten, denn die Veröffent^ 
chung dieses Briefes in der Neuen Z* 
tung rief in der Arbeiterschaft erre^ 
Diskussion hervor. ... Der bayerisd1 
bayerische Gauvorstand (des Reich 
banners, Red.) reagierte schnell: Die5 
dunkle Machenschaft könne er sie 
nicht erklären. Hörsings Unterschfi 
sei gefälscht worden, und der Zen^J 
in Magdeburg sei von diesen Flugblr 
tem nichts bekannt. Dem Dementi 
tete ein Ruch von Unglaubwürdig^ 
an,...“ f

Bilder und Lektüre dürften einiges r 
hellen, was für eine Beschäftigung 
dem Aufkommen des Hitjer-Fasd^,. 
mus in München, der „Hauptstadt 
Bewegung“, nützlich und von IntereS5 
sein kann. . .(di'1
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